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Mit den nachfolgenden Informationen möchten wir Ihnen durch das Produktinformati-
onsblatt einen ersten Überblick über die Ihnen angebotene Rechtsschutzversicherung 
bzw. zu Ihrem Versicherungsvertrag geben. Diese Informationen sind jedoch nicht 
abschließend. Der vollständige Vertragsinhalt ergibt sich aus dem Antrag, dem 
Versicherungsschein und den beigefügten Versicherungsbedingungen (ARB 2013).

Wir empfehlen daher, die gesamten Vertragsbestimmungen sorgfältig zu lesen.

1.  Welche art Der versIcherUnG BIeten WIr Ihnen an?

 Bei dem angebotenen Versicherungsvertrag handelt es sich um eine Rechts-
schutz-Versicherung.

 Der gesamte Vertragsinhalt ergibt sich ausschließlich aus dem Antrag, den 
Vertragsvereinbarungen, dem Versicherungsschein und den beigefügten 
Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung (ARB 2013) sowie 
den hierzu vereinbarten Sonderbedingungen und Klauseln. 

2.  Welche rIsIKen sInD versIchert, Welche sInD nIcht  
versIchert?

 Die Lebensumstände, aus denen Rechtsstreitigkeiten und damit verbundene 
Kosten entstehen können, sind vielfältig. Deshalb bieten wir Rechtsschutz 
für unterschiedliche Gebiete an, je nach Ihren persönlichen Umständen. 
Die Formen der Rechtsschutzversicherung sind in den §§ 21 bis 29 ARB 2013 
sowie in den evtl. vereinbarten Zusatzbestimmungen, Sonderbedingungen 
und Klauseln geregelt. Welcher Rechtsschutz für Sie gilt, können Sie Ihrem 
Versicherungsschein und Ihrem Antrag entnehmen. Wir erbringen und 
vermitteln Dienstleistungen zur Wahrnehmung Ihrer rechtlichen Interessen 
und tragen die erforderlichen Kosten (z. B. Anwalts- und Gerichtskosten) 
im vereinbarten Umfang bis zur vereinbarten Versicherungssumme. Ein-
zelheiten hierzu entnehmen Sie bitte § 5 ARB 2013. Bestimmte Kosten sind 
nicht im Leistungsumfang der Versicherung enthalten, z.B. die vereinbarte 
Selbstbeteiligung. Näheres entnehmen Sie bitte § 5 Absatz 3 ARB 2013. Be-
sonders weisen wir darauf hin, dass bei einem Vergleich von Ihnen selbst zu 
tragende Kosten entstehen können. Um dies zu vermeiden, nehmen Sie bitte 
vor Abschluss des Vergleiches Kontakt mit uns auf. Rechtliche Auseinan-
dersetzungen oder Beratungsbedarf können mehrere Ursachen haben. Als 
Versicherungsfall gilt der in § 4 ARB 2013 beschriebene Rechtsschutzfall. Er 
ist versichert, wenn das erste Ereignis, welches den Rechtskonflikt auslöst, 
nach Beginn des Versicherungsschutzes liegt. In den Leistungsarten Ar-
beits- sowie Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz ist eine Wartezeit 
von drei Monaten zu beachten. Einzelheiten entnehmen Sie bitte § 4 Abs. 
1 ARB 2013. Ihrem Antrag können Sie weitere Einzelheiten entnehmen  
(z. B. Versicherungssumme, Selbstbeteiligung).

3.  WIe hOch Ist Ihr BeItraG, Wann MÜssen sIe Ihn Bezah-
len UnD Was PassIert, Wenn sIe nIcht ODer versPÄtet 
zahlen?

 In Ihrem Antrag bzw. Versicherungsschein finden Sie Informationen darüber, 
für welchen Zeitraum und in welcher Höhe Sie Ihren Beitrag zahlen müssen. 
Bitte bezahlen Sie den ersten Beitrag sofort nach Erhalt des Versicherungs-
scheins bzw. der darin genannten Fälligkeit. Wenn Sie den ersten oder ein-
maligen Beitrag schuldhaft nicht rechtzeitig zahlen, können wir solange vom 
Vertrag zurücktreten, wie Sie nicht gezahlt haben. Auch der Versicherungs-
schutz beginnt erst mit dem Eingang der verspäteten Zahlung bei uns. Zahlen 
Sie einen der weiteren Beiträge (Folgebeitrag) nicht rechtzeitig, gefährden 
Sie Ihren Versicherungsschutz. Wir fordern Sie dann auf, den rückständigen 
Beitrag innerhalb einer Frist von mindestens zwei Wochen zu zahlen. Nach 
dieser Zahlungsfrist entfällt Ihr Versicherungsschutz. Auch können wir den 
Vertrag kündigen. Der Folgebeitrag ist jeweils am ersten Werktag der verein-
barten Zahlungsperiode zu zahlen. Falls Sie uns eine Lastschriftermächtigung 
erteilen, sorgen Sie bitte rechtzeitig für ausreichende Deckung auf Ihrem 
Konto. Einzelheiten hierzu entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag, dem Versiche-
rungsschein und § 9 der ARB 2013.

4.  Welche leIstUnGen sInD aUsGeschlOssen?

 Wir können nicht alle denkbaren Fälle versichern, denn sonst müssten wir 
einen erheblich höheren Beitrag verlangen. Deshalb haben wir einige Fälle 
aus dem Versicherungsschutz ausgenommen, die nur für wenige Versicherte 
von Interesse sind, aber die gesamte Versichertengemeinschaft mit hohen 
Kosten belasten würden.

PrODUKtInFOrMatIOnsBlatt zU Ihrer  
rechtsschUtzversIcherUnG  
GeMÄß § 4 vvG-InFOrMatIOns- 
PFlIchtenverOrDnUnG

 Nicht versichert sind insbesondere die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
in ursächlichem Zusammenhang mit:

-  dem Erwerb oder der Veräußerung eines Baugrundstückes,

-  der Planung und Errichtung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles,

-  genehmigungs- und/oder anzeigepflichtigen Umbaumaßnahmen,

-  der Finanzierung eines Baugrundstücks oder Gebäudes sowie dessen 
Umbaus,

-  Spiel- oder Wettverträgen, Gewinnzusagen, Termin- oder vergleichba-
ren Spekulationsgeschäften, sowie dem Ankauf, der Veräußerung, der 
Verwaltung von Wertpapieren (z. B. Aktien, Rentenwerte, Fondsanteile), 
Wertrechten, die Wertpapieren gleichstehen, Beteiligungen (z.B. an 
Kapitalanlagemodellen, stille Gesellschaften, Genossenschaften) und 
deren Finanzierung.

 Diese Aufzählung ist nicht abschließend. Einzelheiten und eine vollständige 
Aufzählung der Ausschlussgründe entnehmen Sie bitte den §§ 3 und 5 Absatz 
3 ARB 2013.

5.  Welche PFlIchten haBen sIe BeI vertraGsschlUss UnD 
Welche FOlGen Können verletzUnGen DIeser PFlIchten 
haBen?

 Bei Vertragsabschluss haben Sie bestimmte Pflichten (so genannte Obliegen-
heiten) zu erfüllen.Damit wir Ihren Antrag ordnungsgemäß prüfen können, 
müssen Sie die im Antragsformular gestellten Fragen unbedingt wahrheitsge-
mäß und vollständig beantworten. Wenn Sie oder Ihr Ehe- oder Lebenspartner 
bereits rechtsschutzversichert sind oder waren, nennen Sie uns bitte den oder 
die Rechtsschutzversicherer, bei denen Sie oder Ihr Ehe- oder Lebenspartner 
versichert waren bzw. sind. Unrichtige Angaben können zur Anfechtung des 
Vertrages führen. Weitere Einzelheiten entnehmen Sie bitte dem Antrag sowie 
der Belehrung über die Rechtsfolgen bei Verletzung der Vorvertraglichen 
Anzeigepflicht (Mitteilung nach § 19 Absatz 5 Versicherungsvertragsgesetz 
-VVG- in der Verbraucherinformation zu Ihrer Rechtsschutzversicherung).

6.  Welche PFlIchten haBen sIe WÄhrenD Der vertraGs-
laUFzeIt UnD Welche FOlGen Können verletzUnGen DIe-
ser PFlIchten haBen? 

 Wenn Ihre im Versicherungsantrag oder später zum Vertrag gemachten 
Angaben aufgrund geänderter Umstände angepasst werden müssen, ist es 
erforderlich, dass Sie uns diese Änderungen (z. B. bezüglich dem Umfang der 
vereinbarten Risiken oder der Aufnahme oder Beendigung einer selbststän-
digen Tätigkeit) unverzüglich und vollständig mitteilen. 

 Haben Sie den Verkehrs- oder Fahrer-Rechtsschutz versichert, müssen Sie 
beispielsweise dafür Sorge tragen, dass der Fahrer die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis hat. Tun Sie dies nicht, kann eine Verletzung der Pflichten schwerwie-
gende Konsequenzen für Sie und die mitversicherten Personen haben. Unter 
Umständen können wir uns auch vorzeitig vom Vertrag lösen. Nähere Informati-
onen entnehmen Sie bitte §§ 11, 12 und §§ 21 Abs. 8, 22 Abs. 5, 26 Abs. 5, 27 Abs. 5, 
§ 28 Abs. 6 ARB 2013.

7.  Welche PFlIchten haBen sIe IM rechtsschUtzFall, Was 
MÜssen sIe Beachten, Wenn sIe rechtlIche hIlFe Benö-
tIGen UnD Welche FOlGen Können verletzUnGen DIeser 
PFlIchten haBen?

 Wenn Sie rechtliche Hilfe benötigen, setzen Sie sich bitte schnellstens mit 
uns in Verbindung, um die Reichweite des Versicherungsschutzes abzu-
klären. Gerne helfen wir Ihnen auch bei der Auswahl eines kompetenten 
und auf Ihr Rechtsproblem spezialisierten Rechtsanwaltes. Den von Ihnen 
beauftragten Rechtsanwalt müssen Sie bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles 
vollständig und wahrheitsgemäß über den Sachverhalt informieren. Uns 
müssen Sie auf Verlangen Auskunft über den Stand der Angelegenheit 
geben, ferner müssen Sie vor Erhebung von Klagen oder der Einlegung von 
Rechtsmitteln unsere Zustimmung einholen und möglichst alles vermeiden, 
was eine unnötige Erhöhung der Kosten verursachen könnte. Näheres 
entnehmen Sie bitte § 17 Absätze 1 und 5 ARB 2013. Je nach Schwere der 
Pflichtverletzung können Sie Ihren Versicherungsschutz ganz oder teilwei-
se verlieren und Ihren Vertrag gefährden. Bitte beachten Sie besonders  
§ 17 Absätze 3, 5, 6 und 7 ARB 2013 (Verhalten nach Eintritt des Rechtsschutz-
falles) sowie die Mitteilung nach § 28 Absatz 4 Versicherungsvertragsgesetz 
-VVG- (Folgen bei Verletzungen von Obliegenheiten nach dem Versicherungs-
fall) in der Verbraucherinformation zu Ihrer Rechtsschutzversicherung).

8.  Wann BeGInnt UnD enDet Ihr versIcherUnGsschUtz?

 Der Versicherungsschutz beginnt zum im Versicherungsschein angege-
benen Zeitpunkt, wenn die Zahlung des Beitrages rechtzeitig erfolgt. Den 
bei Erteilung dieses Blattes zugrunde-gelegten Zeitpunkt für den Beginn 
Ihres Versicherungsschutzes entnehmen Sie bitte Ziffer 3 dieses Blattes. Die 
Vertragslaufzeit sowie das Vertragsende entnehmen Sie bitte Ihrem Antrag 
und Ihrem Versicherungsschein. Hat Ihr Vertragsverhältnis eine Laufzeit von 
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mindestens einem Jahr, verlängert es sich automatisch um jeweils ein weiteres 
Jahr, wenn Sie oder wir den Vertrag nicht spätestens drei Monate vor dem 
Ende der Vertragslaufzeit in Textform kündigen. Bei einer Vertragsdauer von 
mehr als drei Jahren kann das Vertragsverhältnis bereits zum Ende des dritten 
oder jedes darauf folgenden Jahres gekündigt werden. Beachten Sie auch hier, 
dass uns Ihre Kündigung hierbei drei Monate vor Ablauf der ersten drei Jahre 
Ihrer Vertragslaufzeit zugehen muss. Einzelheiten entnehmen Sie bitte Ihrem 
Antrag, dem Versicherungsschein und § 8 ARB 2013.

9.  WIe Können sIe Den vertraG BeenDen?

 Neben den unter Ziffer 8 dieses Blattes beschriebenen Kündigungsmöglich-
keiten zum Ablauf des Vertrages stehen Ihnen weitere Kündigungsrechte zu, 

z.B. bei einer Beitragsanpassung, einer Beitragserhöhung wegen einer Gefahr-
erhöhung oder einer unberechtigten Ablehnung des Versicherungsschutzes; 
ferner können Sie oder wir den Vertrag vorzeitig kündigen, wenn wir innerhalb 
von zwölf Monaten für mindestens zwei Rechtsschutzfälle die Leistungspflicht 
bejaht haben. Einzelheiten entnehmen Sie bitte §§ 10, 11 und 13 ARB 2013.

Weitere Einzelheiten finden Sie in den beiliegenden Unterlagen.

Bei Rückfragen stehen wir sowie die für uns tätigen Versicherungsvermittler Ihnen 
gerne zur Verfügung.
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Sehr geehrte Antragstellerin, sehr geehrter Antragsteller,

damit wir Ihren Versicherungsvertrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, 
dass Sie die Ihnen gestellten Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Es 
sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe Bedeutung beimessen. 

Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind 
unverzüglich und unmittelbar gegenüber der BGV-Versicherung AG bzw. der Badischen 
Allgemeinen Versicherung AG, Durlacher Allee 56, 76131 Karlsruhe, Postanschrift 76116 
Karlsruhe, schriftlich nachzuholen.

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrich-
tige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer 
Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information entnehmen.

Welche vOrvertraGlIchen anzeIGePFlIchten Bestehen?

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten 
gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt haben, wahrheits-
gemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie 
auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.

Welche FOlGen Können eIntreten, Wenn eIne vOrvertraG-
lIche anzeIGePFlIcht verletzt WIrD?

1.  rücktritt und WegfaLL deS VerSicherungSSchutzeS

 Verletzten Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag 
zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz noch 
grobe Fahrlässigkeit vorliegt.

 Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rück-
trittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen geschlossen hätten.

 Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den 
Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur 
Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig 
angegebene Umstand

- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles

- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht

 ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzei-
gepflicht arglistig verletzt haben.

WIchtIGe anzeIGePFlIchten:
BelehrUnG ÜBer DIe rechtsFOlGen  
BeI verletzUnG Der vOrvertraGlIchen  
anzeIGePFlIcht  
(MItteIlUnG nach § 19 aBsatz 5 vvG)

 Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht.

2. kündigung

 Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche An-
zeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, können 
wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

 Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätten.

3.  VertragSÄnderung

 Können wir nicht zurücktreten, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der 
nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, 
geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen 
Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden 
die anderen Bedingungen erst ab dem laufenden Versicherungsjahr Vertrags-
bestandteil.

 Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder 
schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, 
können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mittei-
lung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden 
wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.

4. auSübung unSerer rechte

 Wir können unsere Rechte zum Rücktritt zur Kündigung oder zur Vertrags-
änderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, 
die das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei 
der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir 
unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere 
Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.

 Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-
änderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrumstand oder 
die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.

 Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung er-
löschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für 
Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt 
zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt 
haben.

5. SteLLVertretung durch eine andere PerSon

 Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person ver-
treten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts der Kündigung, der 
Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte 
die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis 
und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die Anzeigepflicht 
nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn 
weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fällt.

Sehr geehrte Antragstellerin, sehr geehrter Antragsteller, 
wenn der Versicherungsfall eingetreten ist, brauchen wir Ihre Mithilfe.

aUsKUnFts- UnD aUFKlÄrUnGsOBlIeGenheIten

Aufgrund der mit Ihnen getroffenen vertraglichen Vereinbarungen können wir von 
Ihnen nach Eintritt des Versicherungsfalls verlangen, dass Sie uns jede Auskunft 
erteilen, die zur Feststellung des Versicherungsfalls oder des Umfangs unserer 
Leistungspflicht erforderlich ist (Auskunftsobliegenheit), und uns die sachgerechte 
Prüfung unserer Leistungspflicht insoweit ermöglichen, als Sie uns alle Angaben 
machen, die zur Aufklärung des Tatbestands dienlich sind (Aufklärungsobliegenheit). 
Wir können ebenfalls verlangen, dass Sie uns Belege zur Verfügung stellen, soweit 
es Ihnen zugemutet werden kann.

MItteIlUnG nach § 28 aBs. 4 vvG ÜBer DIe 
FOlGen BeI verletzUnGen vOn 
OBlIeGenheIten nach DeM  
versIcherUnGsFall

leIstUnGsFreIheIt

Machen Sie entgegen der vertraglichen Vereinbarungen vorsätzlich keine oder nicht 
wahrheitsgemäße Angaben oder stellen Sie uns vorsätzlich die verlangten Belege nicht 
zur Verfügung, verlieren Sie Ihren Anspruch auf die Versicherungsleistung. Verstoßen 
Sie grob fahrlässig gegen diese Obliegenheiten, verlieren Sie Ihren Anspruch zwar 
nicht vollständig, aber wir können unsere Leistung im Verhältnis zur Schwere Ihres 
Verschuldens kürzen. Eine Kürzung erfolgt nicht, wenn Sie nachweisen, dass Sie die 
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt haben.

Trotz Verletzung Ihrer Obliegenheiten zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Beschaffung 
von Belegen bleiben wir jedoch insoweit zur Leistung verpflichtet, als Sie nachweisen, 
dass die vorsätzliche oder grob fahrlässige Obliegenheitsverletzung weder für die 
Feststellung des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang unserer 
Leistungspflicht ursächlich war.

Verletzten Sie die Obliegenheit zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Beschaffung von 
Belegen arglistig, werden wir in jedem Fall von unserer Verpflichtung zur Leistung frei.

hInWeIs:

Wenn das Recht auf die vertragliche Leistung nicht Ihnen, sondern einem Dritten 
zusteht, ist auch dieser zur Auskunft, zur Aufklärung und zur Beschaffung von Belegen 
verpflichtet.
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sofern vereinbart können sie die folgenden serviceleistungen in 
anspruch nehmen:

versIcherUnGssUMMe/straFKaUtIOn

Den Beiträgen liegt im Tarif procomfort eine unbegrenzte versicherungssumme und in 
allen anderen Tarifen von 500 000 EUR je Rechtsschutzfall zugrunde.

In der Privat-, Berufs- und verkehrs-rechtsschutzversicherung für selbstständige 
nach § 28 arB 2013 beträgt die versicherungssumme 1 000 000 EUR je Rechtsschutzfall.

Für die Bereitstellung der strafkaution (Darlehen) gemäß § 5 Absatz 5 b ARB 2013 gilt 
im Tarif proComfort ein Höchstbetrag von 200 000 EUR und in allen anderen Tarifen 
von 100 000 EUR.

versIcherter PersOnenKreIs

Neben dem Versicherungsnehmer sind je nach Vertragssart weitere Personen mit-
versichert:

-  Ehegatte

-  nichtehelicher Lebenspartner (namentlich im Versicherungsschein genannt; 
gemeinschaftliche Lebensführung sowie die Erfassung im Melderegister unter 
der gleichen Anschrift sind erforderlich).

-  Kinder (minderjährig und unverheiratet bzw. nicht in einer eingetragenen 
Lebenspartnerschaft lebend; volljährige Kinder ohne Altersbegrenzung bis 
zu dem Zeitpunkt, an dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte berufliche 
Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten).

-  Enkelkinder bis zur Vollendung des 14. Lebensjahres (Tarif proSenioren  
Klausel 02)

-  Eltern/Großeltern im Ruhestand, die mit dem VN in häuslicher Gemeinschaft 
leben (Tarif proComfort Klausel 01).

WartezeIt/WartezeItWeGFall

nur in den Leistungsarten Arbeits- sowie Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz 
gilt eine Wartezeit von drei Monaten. In allen anderen Leistungsarten besteht keine 
Wartezeit.

Die Wartezeit bedeutet, dass Versicherungsschutz nicht für Rechtsschutzfälle gewährt 
wird, die sich in den ersten drei Monaten nach Beginn des Versicherungsvertrages 
ereignet haben. Die Wartezeit entfällt, wenn für das gleiche Risiko bei einer anderen 
Gesellschaft ein gleichartiger Vertrag bestanden hat und das neue Vertragsverhältnis 
lückenlos an das Ende des Vorvertrages anschließt. Das gilt auch, wenn der/die Versi-
cherungsnehmer bei einem Vertrag der Eltern, des Ehegatten oder des Lebenspartners 
mitversichert war.

vOrteIle DUrch selBstBeteIlIGUnG

Bei Vereinbarung einer Selbstbeteiligung in Höhe von 150 EUR reduziert sich diese nach 
jedem schadenfreien Jahr um 50 EUR. Schon nach 3 schadenfreien Jahren reduziert 
sich Ihr Selbstbehalt auf Null Euro. Bei einer Schadenzahlung wird der Selbstbehalt 
auf den ursprünglich vereinbarten Betrag zurückgesetzt. Die Selbstbeteiligung entfällt, 
wenn der Rechtsschutzfall mit der Erstberatung abgeschlossen wurde.

teleFOnIsche rechtsBeratUnG

In der Zeit von 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr steht Ihnen bei Eintritt eines Rechtsschutzfal-
les in den versicherten Bereichen eine fachkundige telefonische Beratung durch 
unabhängige, selbstständige Rechtsanwälte zur Verfügung. Die Vermittlung dieser 
Beratung erfolgt ausschließlich über die Badische Rechtsschutzversicherung AG. 
Dieser zusätzliche Service ist für Sie mit keinen Kosten (außer den ortsüblichen 
telefongebühren) verbunden.

Wurde für Ihren Vertrag eine Selbstbeteiligung vereinbart, wird Ihnen durch die tele-
fonische Rechtsberatung diese nicht in Rechnung gestellt.

KOnFlIKtlösUnG DUrch MeDIatIOn IM PrIvaten  
leBensBereIch

In der Zeit von 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr steht Ihnen in eigenen rechtsangelegenheitenn 
bei eintritt eines rechtsschutzfalles eine fachkundige telefonische Konfliktlösungsun-
terstützung durch einen unabhängigen von der Badischen Rechtsschutzversicherung 
AG vermittelten Mediator zur Verfügung. Dieser zusätzliche Service ist für Sie mit 
keinen Kosten (außer den ortsüblichen Telefongebühren) verbunden.

Wurde für Ihren Vertrag eine Selbstbeteiligung vereinbart, wird Ihnen durch die tele-
fonische Konfliktlösungsunterstützung diese nicht in Rechnung gestellt.

PreMIUM-servIce FÜr proComfort UnD proSenioren  
KUnDen IM PrIvaten leBensBereIch

Wir bieten einen exklusiven Versicherungsschutz für Nichtselbstständige mit vielen 
Zusatzleistungen (Tarif proComfort Klausel 01 Seite 21) sowie für Rentner und Pensi-
onäre ab dem 55. Lebensjahr einen speziellen Versicherungsschutz für die Zeit nach 
dem Berufsleben (Tarif proSenioren Klausel 02 Seite 22).

Darüber hinaus profitieren Sie von zusätzlichen Serviceleistungen im Bereich der 
Rechtsberatung. Eine vereinbarte Selbstbeteiligung wird nicht in Rechnung gestellt.

sogar unabhängig vom rechtsschutzfall und auch im nicht versicherten Bereich

a)  telefonische rechtsberatung

 kann der Versicherungsnehmer in eigenen Rechtsangelegenheiten die tele-
fonische Rechtsberatung in Anspruch nehmen. 

b)  Online-rechtsberatung

 vermittelt der Versicherer via Internet über das Kundenportal der BGv / 
badischen Versicherungen eine schriftliche Online-Rechtsberatung. Im 
Rahmen dieser Online-Rechtsberatung erhält der Versicherungsnehmer 
durch unabhängige, selbstständige Rechtsanwälte eine erste zeitnahe 
schriftliche Einschätzung des rechtlichen Problems und eine Beurteilung der 
Erfolgsaussichten für eine Weiterverfolgung der möglichen Ansprüche bzw. 
eine konkrete Hilfestellung für die weitere Vorgehensweise. 

c)  Online-Formularservice

 kann der Versicherungsnehmer den Online-Formularservice mit vielen Stan-
darddokumenten nutzen und via Internet über das Kundenportal der BGv / 
badischen Versicherungen umfangreiche Mustervorlagen downloaden und 
so selbstständig individuelle Verträge oder Erklärungen gestalten.

Online-vertrags-check

Der Versicherer vermittelt via Internet über das Kundenportal der BGv / badischen 
Versicherungen einen Vertrags-Check für eine allgemeine präventive Prüfung von 
Verbraucherverträgen, die der Versicherungsnehmer im privaten Lebensbereich zu 
schließen beabsichtigt und auf die deutsches Recht anwendbar ist, im Hinblick auf 
für ihn als Verbraucher rechtlich nachteilige Vertragsklauseln. Die Beratung erfolgt 
durch unabhängige, selbstständige Rechtsanwälte.

Rechtsschutz besteht im Rahmen der präventiven Vertragsprüfung nicht für:

a)  die Neugestaltung von Verträgen oder wesentlichen Vertragsteilen;

b)  die Bewertung steuerrechtlicher Auswirkungen im Zusammenhang mit dem 
Abschluss eines Verbrauchervertrages;

c)  Darüber hinaus gelten die Risikoausschlüsse gemäß § 3 ARB.

KOnFlIKtlösUnG DUrch MeDIatIOn FÜr proComfort KUnDen 
IM PrIvaten leBensBereIch

Zusätzlich zur Konfliktlösung durch Mediation im privaten Lebensbereich steht Ihnen 
auch unabhängig vom eintritt eines rechtsschutzfalles und zusätzlich im nichtver-
sicherten Bereich eine fachkundige telefonische Konfliktlösungsunterstützung durch 
einen unabhängigen von der Badischen Rechtsschutzversicherung AG vermittelten 
Mediator zur Verfügung. 

WOhnUnGs- UnD GrUnDstÜcKs-rechtsschUtz In  
verBInDUnG MIt DeM tarIF proComfort

Der Versicherer vermittelt via Internet über das Kundenportal der BGv / badischen 
Versicherungen eine schriftliche Online-Rechtsberatung zur 

-  Überprüfung von Nebenkostenabrechnungen

-  Überprüfung von Mietverträgen

vOrteIle Der rechtsschUtzversIcherUnG 
UnD servIceleIstUnGen aUF eInen BlIcK
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Im Rahmen dieser Online-Rechtsberatung erhält der Versicherungsnehmer durch 
unabhängige, selbstständige Rechtsanwälte eine erste zeitnahe schriftliche Einschät-
zung des rechtlichen Problems und eine Beurteilung der Erfolgsaussichten für eine 
Weiterverfolgung der möglichen Ansprüche bzw. eine konkrete Hilfestellung für die 
weitere Vorgehensweise. 

Eine vereinbarte Selbstbeteiligung wird nicht in Rechnung gestellt.

PreMIUM-servIce FÜr DIe PrIvat-, BerUFs- UnD verKehrs-
rechtsschUtzversIcherUnG nach § 28 arB 2013 

KOnFlIKtlösUnG DUrch WIrtschaFts-MeDIatIOn

In der Zeit von 08.00 Uhr bis 18.00 Uhr steht Ihnen bei eintritt eines rechtsschutzfalles 
eine fachkundige Konfliktlösungsunterstützung durch einen unabhängigen von der 
Badischen Rechtsschutzversicherung AG vermittelten Wirtschafts-Mediator zur 
Verfügung. Dieser zusätzliche Service ist für Sie mit keinen Kosten (außer den ortsüb-
lichen Telefongebühren) verbunden. Wurde für Ihren Vertrag eine Selbstbeteiligung 
vereinbart, wird Ihnen durch die telefonische Konfliktlösungsunterstützung diese nicht 
in Rechnung gestellt. 

Dieser Service steht zusätzlich zu den versicherten Leistungsarten auch bei schuld-
rechtlichen Verträgen im Zusammenhang mit Ihrer selbstständigen Tätigkeit zur 
Verfügung.

zUsÄtzlIche servIceleIstUnGen IM BereIch Der  
rechtsBeratUnG

Unabhängig vom Eintritt eines Rechtsschutzfalles, auch im nichtversicherten Bereich,

a)  Telefonische Rechtsberatung 

 kann der Versicherungsnehmer in eigenen Rechtsangelegenheiten unabhängig 
vom Eintritt eines Rechtsschutzfalles auch im nichtversicherten Bereich einen 
telefonischen Rat oder eine telefonische Empfehlung durch unabhängige, 
selbstständige Rechtsanwälte einholen. Die Vermittlung dieser Beratung 
erfolgt ausschließlich über die Badische Rechtsschutzversicherung AG.

 Eine vereinbarte Selbstbeteiligung wird nicht in Rechnung gestellt.

b)  Online-Rechtsberatung 

 stellt der Versicherer über die Internetseite der BGv / badischen Versicherun-
gen eine schriftliche Online-Rechtsberatung zur Verfügung. Im Rahmen dieser 
Online-Rechtsberatung erhält der Versicherungsnehmer durch unabhängige, 
selbstständige Rechtsanwälte eine erste schnelle schriftliche Einschätzung 
des rechtlichen Problems und eine Beurteilung der Erfolgsaussichten für eine 
Weiterverfolgung der möglichen Ansprüche bzw. eine konkrete Hilfestellung 
für die weitere Vorgehensweise. 

 Hierüber kann der Versicherungsnehmer auch einen WebSiteCheck (Impres-
sum, Datenschutzerklärung, Widerrufsbelehrung) in Anspruch nehmen.

 Eine vereinbarte Selbstbeteiligung wird nicht in Rechnung gestellt.
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1.   Badische Rechtsschutzversicherung AG, 
  Durlacher Allee 56, 76131 Karlsruhe, Postanschrift: 76116 Karlsruhe, 
  Sitz: Karlsruhe, 
  Amtsgericht Mannheim, HRB 107622, 
  Aufsichtsratsvorsitzender: Heinz Fenrich, 
  Vorstand: Roland Fahrner, Thomas Kollöffel

2.   Badische Rechtsschutzversicherung AG: 
  Die Badische Rechtsschutzversicherung AG betreibt die Sparte Rechtsschutz-

versicherung.

  Aufsichtsbehörde für die oben genannte Gesellschaft: 
  Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin), 
  Graurheindorferstr. 108, 53117 Bonn.

3.  a) Für die Rechtsschutzversicherung gelten die Allgemeinen Bedingungen für die 
Rechtsschutzversicherung ARB 2013 sowie sofern vereinbart die Klauseln sowie 
Sonderbedingungen zur Rechtsschutzversicherung. Diese Informationen finden 
Sie ab der Seite 10.

 b)  Die Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versicherers ent-
nehmen Sie bitte den Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung 
ARB 2013 oder dem Versicherungsschein.

4.   Die Jahresbeiträge in der Rechtsschutzversicherung richten zunächst nach dem 
gewünschten Vertragsumfang, der vereinbarten Selbstbeteiligung sowie nach der 
gewünschten Vertragslaufzeit. Weiterhin richten sich die Jahresbeiträge nach 
Tarifgruppen, der Anzahl und Art von Wohneinheiten, bei vermieteten Einheiten 
nach Höhe der Jahresbruttomiete/-pacht, bei unbebauten Grundstücken nach 
Fläche und der Anzahl von Grundstücken sowie im Verkehrs-Rechtsschutz nach 
der Fahrzeugart. In der Firmen-Rechtsschutzversicherung richtet sich der Jah-
resbeitrag nach der Anzahl der Beschäftigten und der Jahresbruttolohnsumme.

  In den Beiträgen ist die gesetzliche Versicherungsteuer enthalten.

5.   Zusätzliche Kosten, Abgaben und Gebühren werden vom Versicherungsunter-
nehmen nicht erhoben.

  Anrufe können jedoch im Einzelfall kostenpflichtig sein. Die Höhe der Gebühren 
richtet sich nach dem Vertrag mit Ihrem Telekommunikationsanbieter.

6.   Die Regelungen zur Zahlung der Prämie entnehmen Sie bitte den Allgemeinen 
Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung ARB 2013. Es besteht die Mög-
lichkeit gegen Zahlung eines Ratenzuschlages den Jahresbeitrag statt jährlich, 
halb- oder vierteljährlich zu zahlen.

7.   Der Vertrag kommt durch die Übersendung des Versicherungsscheins zustande. 
Beginn der Versicherung und des Versicherungsschutzes ergeben sich aus dem 
Versicherungsschein.

8.   WIDerrUFsrecht
  Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Angabe von 

Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, 
nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließ-
lich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen 
nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetzes in Verbindung mit 
den §§ 1 bis 4 der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung 

InFOrMatIOn zU Ihrer rechtsschUtz- 
versIcherUnG GeMÄß § 1 vvG- 
InFOrMatIOns-PFlIchtenverOrDnUnG

jeweils in Textform erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt 
die rechtzeitige Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an:  
Badische Rechtsschutzversicherung AG, Durlacher Allee 56, 76131 Karlsruhe, 
Postanschrift 76116 Karlsruhe. Bei einem Widerruf per Telefax ist der Widerruf 
an folgende Faxnummer zu richten: 0721 660-1688.

  WIDerrUFsFOlGen
  Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und wir 

erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil 
der Beiträge, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor 
dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Der Teil der Beiträge, der auf die Zeit bis 
zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei 
handelt es sich um einen Betrag in Höhe von 1/360 des Jahresbeitrages pro Tag. 
Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 
Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem 
Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene 
Leistungen zurückzugewähren und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) heraus-
zugeben sind.  

  BesOnDere hInWeIse
  Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch 

sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufs-
recht ausgeübt haben. 

  Ihre Badische Rechtsschutzversicherung AG

9.   Die Laufzeit des Vertrages entnehmen Sie bitte dem Antrag sowie dem Versiche-
rungsschein.

10.  Eine Kündigung/Aufhebung des Vertrages kann z. B. erfolgen durch:
  -  Ordentliche Vertragskündigung zum Ablauf,
  -  Kündigung im Schadenfall,
  -  Kündigung bei Beitragsanpassung,
  -  Kündigung bei Gefahrerhöhung,
  -  Sonderkündigungsrecht des Versicherungsnehmers bei Verträgen mit einer 

Laufzeit von mehr als drei Jahren,
  - Rücktritt vom Vertrag bei Zahlungsverzug der Erstprämie,
  - Kündigung bei Zahlungsverzug der Folgeprämie.
  Die Kündigungsbedingungen entnehmen Sie bitte den Allgemeinen Bedingungen 

für die Rechtsschutzversicherung ARB 2013.

11.  Auf diesen Vertrag ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland anwendbar.

12.  Regelungen zum Gerichtsstand und zum anwendbaren Recht entnehmen Sie bitte   
§ 20 der Allgemeinen Bedingungen für die Rechtsschutzversicherung ARB 2013.

13.  Die Vertragsabwicklung erfolgt in deutscher Sprache.

14.  Die Badische Rechtsschutzversicherung AG ist Mitglied im Verein Versiche-
rungsombudsmann e. V.. Damit ist für Sie als besonderer Service die Möglichkeit 
eröffnet, den unabhängigen und neutralen Ombudsmann in Anspruch zu nehmen, 
wenn Sie mit einer Entscheidung einmal nicht einverstanden sein sollten. Das 
Verfahren ist für Sie kostenfrei.

  Versicherungsombudsmann e. V., Postfach 080632, 10006 Berlin – 
 Tel.: 0800 3696000 – Fax 0800 3699000 – 
 E-Mail: beschwerde@versicherungsombudsmann.de

15.  Sie haben ebenfalls die Möglichkeit, sich bei der unter Nummer 2 genannten 
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht zu beschweren.
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1. Inhalt Der versIcherUnG

§ 1 aufgaben der rechtSSchutzVerSicherung

Der Versicherer erbringt die für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Ver-
sicherungsnehmers oder des Versicherten erforderlichen Leistungen im vereinbarten 
Umfang (Rechtsschutz).

§ 2 LeiStungSarten

Der Umfang des Versicherungsschutzes kann in den Formen des § 21 bis § 29 vereinbart 
werden. Je nach Vereinbarung umfasst der Versicherungsschutz

a) Schadenersatz-Rechtsschutz

 für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, soweit diese nicht 
auch auf einer Vertragsverletzung oder einer Verletzung eines dinglichen 
Rechtes an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen beruhen;

b) Arbeits-Rechtsschutz

 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnissen sowie 
aus öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen hinsichtlich dienst- und versor-
gungsrechtlicher Ansprüche;

c) Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz;

 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Miet- und Pachtverhältnissen, 
sonstigen Nutzungsverhältnissen und dinglichen Rechten, die Grundstücke, 
Gebäude oder Gebäudeteile zum Gegenstand haben;

d) Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht

 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus privatrechtlichen Schuld-
verhältnissen und dinglichen Rechten, soweit der Versicherungsschutz nicht 
in den Leistungsarten a), b) oder c) enthalten ist; wenn der Vertrag über das 
Internet online im eigenen Namen und Interesse geschlossen wird, besteht 
Versicherungsschutz (Internet-Rechtsschutz), soweit kein Zusammenhang 
besteht mit

- rassistischen extremistischen pornographischen oder sonst sittenwidri-
gen Angeboten, Äußerungen oder Darstellungen,

- dem Erwerb oder der Veräußerung von dinglichen Rechten oder Teilnut-
zungsrechten (Timesharing) an Grundstücken, Gebäuden oder Gebäude-
teilen.

e) Steuer-Rechtsschutz 

 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in 

aa)  steuer- und abgaberechtlichen Angelegenheiten vor deutschen Finanz- 
und Verwaltungsgerichten;

bb)  verkehrsrechtlichen Angelegenheiten besteht zusätzlich zu aa) Versiche-
rungsschutz auch für das vorangehende Widerspruchsverfahren;

f)  Sozialgerichts-Rechtsschutz

 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen vor deutschen Sozialgerichten

aa)  in ursächlichem Zusammenhang mit den Folgen eines Verkehrsunfalls 
(Sozialgerichts-Rechtsschutz in Verkehrssachen); 

bb)  in nichtverkehrsrechtlichen Angelegenheiten;

g) Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen

 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in verkehrsrechtlichen Angele-
genheiten vor Verwaltungsbehörden und vor Verwaltungsgerichten;

h)  Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz

 für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren

aa)  in ursächlichem Zusammenhang mit den Folgen eines Verkehrsunfalls 
(Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz in Verkehrssachen); 

bb)   in nichtverkehrsrechtlichen Angelegenheiten;

i) Straf-Rechtsschutz

 für die Verteidigung wegen des Vorwurfes

aa) eines verkehrsrechtlichen Vergehens. Wird rechtskräftig festgestellt, 
dass der Versicherungsnehmer das Vergehen vorsätzlich begangen hat, 
ist er verpflichtet, dem Versicherer die Kosten zu erstatten, die dieser für 
die Verteidigung wegen des Vorwurfes eines vorsätzlichen Verhaltens 
getragen hat;

bb) eines sonstigen Vergehens, dessen vorsätzliche wie auch fahrlässige Be-
gehung strafbar ist, solange dem Versicherungsnehmer ein fahrlässiges 
Verhalten vorgeworfen wird.

 Wird dem Versicherungsnehmer dagegen vorgeworfen, ein solches Vergehen 
vorsätzlich begangen zu haben, besteht rückwirkend Ver siche rungsschutz, 
wenn nicht rechtskräftig festgestellt wird, dass er vorsätzlich gehandelt hat.

 Es besteht also kein Versicherungsschutz bei dem Vorwurf

- eines Verbrechens in jedem Fall,

- eines Vergehens, das nur vorsätzlich begangen werden kann (z. B. Belei-
digung, Diebstahl, Betrug).

 Dabei kommt es weder auf die Berechtigung des Vorwurfes noch den Ausgang 
des Strafverfahrens an.

j) Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz

 für die Verteidigung wegen des Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit;

k) Beratungs-Rechtsschutz 

 für das erste Beratungsgespräch eines in Deutschland zugelassenen Rechts-
anwaltes, wenn diese nicht mit einer anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit 
des Rechtsanwaltes zusammenhängen, bis zu einem Betrag von 250 EUR,

aa)  in familien-, lebenspartnerschafts- und erbrechtlichen Angelegenheiten.

bb)  in erbrechtlichen Angelegenheiten im Zusammenhang mit der (vorweg-
genommenen) Erbfolge des im Versicherungsschein genannten Betriebes 
auf den Rechtsnachfolger. Die Kostenübernahme ist auf eine Beratung 
während der Vertragslaufzeit begrenzt. Der Eintritt des Rechtsschutzfalles 
ist nicht abhängig von der Änderung der Rechtslage gemäß § 4 Abs. 1 b 
ARB. Der vereinbarte Selbstbehalt wird hierbei nicht in Rechnung gestellt.

cc)  im Zusammenhang mit dem Verkauf des im Versicherungsschein ge-
nannten Betriebes auf den Rechtsnachfolger. Die Kostenübernahme ist 
auf eine Beratung während der Vertragslaufzeit begrenzt. Der Eintritt des 
Rechtsschutzfalles ist nicht abhängig von der Änderung der Rechtslage 
gemäß § 4 1 b ARB. Der vereinbarte Selbstbehalt wird hierbei nicht in 
Rechnung gestellt.

l) Opfer-Rechtsschutz

 für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen einer versicherten Person soweit 
diese Opfer einer der in § 395 Absatz 1 StPO 

- Ziffer 1 a (Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung),

- Ziffer 1 c (Straftaten gegen die körperliche Unversehrtheit),

- Ziffer 1 d (Straftaten gegen die persönliche Freiheit),

- Ziffer 1 e (Straftaten nach § 238 StGB und § 4 Gewaltschutzgesetz 
 – GewSchG),

- Ziffer 2    (Straftaten gegen das Leben)

  genannten Straftaten wurde.

  Der Versicherungsschutz umfasst:

- den Anschluss an eine vor einem deutschen Strafgericht erhobene 
öffentliche Klage als Nebenkläger,

- die Tätigkeit eines Rechtsanwalts nach deutschem Straf    prozess recht 
als Verletzten- oder Zeugenbeistand, die Beistandsleistung kann sowohl 
im Ermittlungs- als auch im Nebenklageverfahren erfolgen und auch den 
Antrag nach § 1 GewSchG umfassen,

- die Tätigkeit eines Rechtsanwalts in nichtvermögensrechtlichen Angele-
genheiten im Rahmen des Täter-Opfer-Ausgleichs nach § 46 a StGB vor 
einem deutschen Strafgericht,

- bei Vorliegen eines dauerhaften Körperschadens als Folge der Straftat 
auch die außergerichtliche Geltendmachung von Ansprüchen nach dem 
Opferentschädigungsgesetz (OEG) und dem Sozialgesetzbuch (SGB).

m)  Daten-Rechtsschutz für Selbstständige, Firmen und Vereine

 für die gerichtliche Abwehr von Ansprüchen Betroffener nach dem Bundesda-
tenschutzgesetz (BDSG) auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung und Löschung 
sowie für die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfs einer Straftat oder 
Ordnungswidrigkeit gemäß §§ 43, 44 BDSG, beschränkt auf den beruflichen 
Bereich: Wird der Versicherte wegen einer Straftat nach § 44 BDSG rechts-
kräftig verurteilt, ist er verpflichtet, dem Versicherer die Kosten zu erstatten, 
die dieser für die Verteidigung getragen hat.

§ 3 auSgeSchLoSSene rechtSangeLegenheiten

Rechtsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen

(1) in ursächlichem Zusammenhang mit

a) Krieg, feindseligen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aus-
sperrung oder Erdbeben;

b) Nuklear- und genetischen Schäden, soweit diese nicht auf eine medizi-
nische Behandlung zurückzuführen sind;

c) Bergbauschäden an Grundstücken und Gebäuden;

d) aa) dem Erwerb oder der Veräußerung eines zu Bauzwecken bestimmten 
Grundstückes,

allGeMeIne BeDInGUnGen FÜr DIe 
rechtsschUtzversIcherUnG (arB 2013)
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 bb) der Planung oder Errichtung eines Gebäudes oder Gebäudeteiles, 
das sich im Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befindet 
oder das dieser zu erwerben oder in Besitz zu nehmen beabsichtigt,

 cc) der genehmigungs- und/oder anzeigepflichtigen baulichen Verände-
rung eines Grundstückes, Gebäudes oder Gebäudeteiles, das sich im 
Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers oder mitversicher-
ten Personen befindet oder das diese zu erwerben oder in Besitz zu 
nehmen beabsichtigen,

 dd) dem Erwerb oder der Veräußerung eines nicht zur Selbstnutzung des 
Versicherungsnehmers oder mitversicherten Personen bestimmten 
bzw. nicht selbstgenutzten Grundstücks, Gebäudes oder Gebäude-
teiles,

 ee) dem Erwerb oder der Veräußerung eines im Ausland gelegenen 
Grundstücks, Gebäudes oder Gebäudeteiles,

 ff) der Finanzierung eines der unter aa) bis ee) genannten Vorhaben.

(2) a) zur Abwehr von Schadenersatzansprüchen, es sei denn, dass diese auf 
einer Vertragsverletzung beruhen;

 b) aus kollektivem Arbeits- oder Dienstrecht;

 c) aus dem Recht der Handelsgesellschaften, aus einer Beteiligung an einer 
Handelsgesellschaft, einer Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder aus 
Anstellungsverhältnissen gesetzlicher Vertreter juristischer Personen;

 d) in ursächlichem Zusammenhang mit Patent-, Urheber-, Marken-, Ge-
schmacksmuster-, Gebrauchsmusterrechten oder sonstigen Rechten aus 
geistigem Eigentum;

 e) aus dem Kartell- oder sonstigen Wettbewerbsrecht;

 f) in ursächlichem Zusammenhang mit Spiel- oder Wettverträgen, Gewinnzu-
sagen, Termin- oder vergleichbaren Spekulationsgeschäften, sowie dem 
Ankauf, der Veräußerung, der Verwaltung von Wertpapieren (z. B. Aktien, 
Rentenwerte, Fondsanteile), Wertrechten, die Wertpapieren gleichstehen, 
Beteiligungen (z. B. an Kapitalanlagemodellen, stille Gesellschaften, 
Genossenschaften) und deren Finanzierung;

 g) aus dem Bereich des Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrechtes, 
soweit nicht Beratungs-Rechtsschutz gemäß § 2 k) besteht;

 h) aus dem Rechtsschutzversicherungsvertrag gegen den Versicherer, 
dessen Vermittler oder das für den Versicherer tätige Schadenabwick-
lungsunternehmen;

 i) wegen der steuerlichen Bewertung von Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen sowie wegen Erschließungs- und sonstiger Anliegerab-
gaben, es sei denn, dass es sich um laufend erhobene Gebühren für die 
Grundstücksversorgung handelt;

(3) a) in Verfahren vor Verfassungsgerichten;

 b) in Verfahren vor internationalen oder supranationalen Gerichtshöfen, 
soweit es sich nicht um die Wahrnehmung rechtlicher Interessen von 
Bediensteten internationaler oder supranationaler Organisationen aus 
Arbeitsverhältnissen oder öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnissen 
handelt;

 c) in ursächlichem Zusammenhang mit einem Insolvenzverfahren, das über 
das Vermögen des Versicherungsnehmers eröffnet wurde oder eröffnet 
werden soll;

 d) in Enteignungs-, Planfeststellungs-, Flurbereinigungs- sowie im Bauge-
setzbuch geregelten Angelegenheiten;

 e) in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren wegen eines Halt- 
oder Parkverstoßes;

  f) in Ordnungswidrigkeiten- und Verwaltungsverfahren, die ein Verwar-
nungs- bzw. Bußgeld bis einschließlich 30 EUR zur Folge haben können 
(Bagatellbußgeldsachen);

(4) a) mehrerer Versicherungsnehmer desselben Rechtsschutzversicherungs-
vertrages untereinander, mitversicherter Personen untereinander und 
mitversicherter Personen gegen den Versicherungsnehmer;

 b) sonstiger Lebenspartner (nicht eheliche und nicht eingetragene Le-
benspartner gleich welchen Geschlechts) untereinander in ursächlichem 
Zusammenhang mit der Partnerschaft, auch nach deren Beendigung.

 c) aus Ansprüchen oder Verbindlichkeiten, die nach Eintritt des Rechts-
schutzfalles auf den Versicherungsnehmer übertragen worden oder 
übergegangen sind;

 d) aus vom Versicherungsnehmer in eigenem Namen geltend gemachten 
Ansprüchen anderer Personen oder aus einer Haftung für Verbindlich-
keiten anderer Personen;

(5)  soweit in den Fällen des § 2 a) bis h) ein ursächlicher Zusammenhang 
mit einer vom Versicherungsnehmer vorsätzlich begangenen Straftat 
besteht. Stellt sich ein solcher Zusammenhang im Nachhinein heraus, 
ist der Versicherungsnehmer zur Rückzahlung der Leistung verpflichtet, 
die der Versicherer für ihn erbracht hat.

§ 3a abLehnung deS rechtSSchutzeS Wegen mangeLnder  
 erfoLgSauSSichten oder Wegen mutWiLLigkeit - 
 StichentScheid

(1)  Der Versicherer kann den Rechtsschutz ablehnen, wenn seiner Auffassung 
nach

a)  in einem der Fälle des § 2 a) bis g) die Wahrnehmung der rechtlichen 
Interessen keine hinreichende Aussicht auf Erfolg hat

oder

b)  die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen mutwillig ist. Mutwilligkeit 
liegt dann vor, wenn der durch die Wahrnehmung der rechtlichen Interes-
sen voraussichtlich entstehende Kostenaufwand unter Berücksichtigung 
der berechtigten Belange der Versichertengemeinschaft in einem groben 
Missverhältnis zum angestrebten Erfolg steht. 

 Die Ablehnung ist dem Versicherungsnehmer in diesen Fällen unverzüglich 
unter Angabe der Gründe schriftlich mitzuteilen.

(2)  Hat der Versicherer seine Leistungspflicht gemäß Absatz 1 verneint und stimmt 
der Versicherungsnehmer der Auffassung des Versicherers nicht zu, kann er 
den für ihn tätigen oder noch zu beauftragenden Rechtsanwalt auf Kosten des 
Versicherers veranlassen, diesem gegenüber eine begründete Stellungnahme 
abzugeben, ob die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in einem angemesse-
nen Verhältnis zum angestrebten Erfolg steht und hinreichende Aussicht auf 
Erfolg verspricht. Die Entscheidung ist für beide Teile bindend, es sei denn, dass 
sie offenbar von der wirklichen Sach- und Rechtslage erheblich abweicht.

(3)  Der Versicherer kann dem Versicherungsnehmer eine Frist von mindestens 
einem Monat setzen, binnen der der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt 
vollständig und wahrheitsgemäß über die Sachlage zu unterrichten und die 
Beweismittel anzugeben hat, damit dieser die Stellungnahme gemäß Absatz 
2 abgeben kann. Kommt der Versicherungsnehmer dieser Verpflichtung nicht 
innerhalb der vom Versicherer gesetzten Frist nach, entfällt der Versicherungs-
schutz. Der Versicherer ist verpflichtet, den Versicherungsnehmer ausdrücklich 
auf die mit dem Fristablauf verbundene Rechtsfolge hinzuweisen.

§ 4 VorauSSetzungen für den anSPruch auf rechtS-
Schutz

(1) Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles

a) im Schadenersatz-Rechtsschutz gemäß § 2 a) gilt als Rechtsschutzfall der 
Eintritt des dem Anspruch zugrunde liegenden Schadenereignisses. Als 
Schadenersatzansprüche gelten nicht die Ansprüche auf die an die Stelle 
der Erfüllungsleistung tretende Ersatzleistung (Folgeereignistheorie).

b) im Beratungs-Rechtsschutz für Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erb-
recht gemäß § 2 k) von dem Ereignis an, das die Änderung der Rechtslage 
des Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person zur Folge 
hat;

c) in allen anderen Fällen von dem Zeitpunkt an, in dem der Versicherungs-
nehmer oder ein anderer einen Verstoß gegen Rechtspflichten oder 
Rechtsvorschriften begangen hat oder begangen haben soll.

 Die Voraussetzungen nach a) bis c) müssen nach Beginn des Versiche-
rungsschutzes gemäß § 7 und vor dessen Beendigung eingetreten sein. 
Für die Leistungsarten nach § 2 b) und c) besteht Versicherungsschutz 
jedoch erst nach Ablauf von drei Monaten nach Versicherungsbeginn 
(Wartezeit).

(2) Erstreckt sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum, ist dessen Beginn 
maßgeblich. Sind für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen mehrere 
Rechtsschutzfälle ursächlich, ist der erste entscheidend, wobei jedoch jeder 
Rechtsschutzfall außer Betracht bleibt, der länger als ein Jahr vor Beginn des 
Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand der Versicherung ein-
getreten oder, soweit sich der Rechtsschutzfall über einen Zeitraum erstreckt, 
beendet ist.

(3) Es besteht kein Rechtsschutz, wenn

a) eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versi-
cherungsschutzes vorgenommen wurde, den Verstoß nach Absatz 1 c) 
ausgelöst hat;

b) der Anspruch auf Rechtsschutz erstmals später als drei Jahre nach 
Beendigung des Versicherungsschutzes für den betroffenen Gegenstand 
der Versicherung geltend gemacht wird.

(4) Im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) besteht kein Rechtsschutz, wenn 
die tatsächlichen oder behaupteten Voraussetzungen für die der Angelegenheit 
zugrundeliegende Steuer- oder Abgabefestsetzung vor dem im Versicherungs-
schein bezeichneten Versicherungsbeginn eingetreten sind oder eingetreten 
sein sollen.

§ 4 a VerSichererWechSeL

(1) Sofern im Versicherungsschein nichts anderes vereinbart ist, besteht in Ab-
weichung von § 4 Abs. 3 und Abs. 4 Anspruch auf Rechtsschutz, wenn
a)  eine Willenserklärung oder Rechtshandlung, die vor Beginn des Versi-

cherungsschutzes vorgenommen wurde, in die Vertragslaufzeit eines 
Vorversicherers fällt und der Verstoß gem. § 4 Abs. 1 c) erst während der 
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Vertragslaufzeit des Versicherungsvertrages eintritt; allerdings nur dann, 
wenn bezüglich des betroffenen Risikos lückenloser Versicherungsschutz 
besteht;

b)  der Rechtsschutzfall in die Vertragslaufzeit eines Vorversicherers fällt 
und der Anspruch auf Rechtsschutz später als drei Jahre nach Ende der 
Vertragslaufzeit eines Vorversicherers gegenüber dem Versicherer gel-
tend gemacht wird; allerdings nur dann, wenn der Versicherungsnehmer 
die Meldung beim Vorversicherer nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig 
versäumt hat und bezüglich des betroffenen Risikos lückenloser Versi-
cherungsschutz besteht;

c)  im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) die tatsächlichen oder be-
haupteten Voraussetzungen für die der Angelegenheit zu Grunde liegende 
Steuer- oder Abgabefestsetzung während der Laufzeit eines Vorversiche-
rers eingetreten sind oder eingetreten sein sollen und der Verstoß gem. § 
4 Abs. 1 c) erst während der Vertragslaufzeit des Versicherungsvertrages 
eintritt; allerdings nur dann, wenn bezüglich des betroffenen Risikos 
lückenloser Versicherungsschutz besteht.

(2)  Rechtsschutz wird in dem Umfang gewährt, der zum Zeitpunkt des Eintritts des 
Rechtsschutzfalles bestanden hat, höchstens jedoch im Umfang des Vertrages 
des Versicherers. 

§ 5 LeiStungSumfang

(1) Der Versicherer erbringt und vermittelt Dienstleistungen zur Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen und trägt
a) bei Eintritt des Rechtsschutzfalles im Inland die Vergütung eines für 

den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsanwaltes bis zur Höhe der 
gesetzlichen Vergütung eines am Ort des zuständigen Gerichtes an-
sässigen Rechtsanwaltes. Der Versicherer trägt in Fällen, in denen das 
Rechtsanwaltsvergütungsgesetz (RVG) für die Erteilung eines mündlichen 
oder schriftlichen Rates oder einer Auskunft (Beratung), die nicht mit 
einer anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit zusammenhängt und für 
die Ausarbeitung eines Gutachtens keine der Höhe nach bestimmte 
Gebühr festsetzt, je Rechtsschutzfall eine Vergütung bis 250 EUR. Wohnt 
der Versicherungsnehmer mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen 
Gericht entfernt und erfolgt eine gerichtliche Wahrnehmung seiner 
Interessen, trägt der Versicherer bei den Leistungsarten gemäß § 2 a) 
bis g) die Kosten in der ersten Instanz für einen im Landgerichtsbezirk 
des Versicherungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der 
gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr 
mit dem Prozessbevollmächtigten führt;

b) bei Eintritt eines Rechtsschutzfalles im Ausland die Vergütung eines für 
den Versicherungsnehmer tätigen, am Ort des zuständigen Gerichtes 
ansässigen ausländischen oder im Inland zugelassenen Rechtsan-
waltes. Im letzteren Fall trägt der Versicherer die Vergütung bis zur 
Höhe der gesetzlichen Vergütung, die entstanden wäre, wenn das 
Gericht, an dessen Ort der Rechtsanwalt ansässig ist, zuständig wäre.  
§ 5 Absatz 1 a) Satz 2 gilt entsprechend. Wohnt der Versicherungsnehmer 
mehr als 100 km Luftlinie vom zuständigen Gericht entfernt und ist ein 
ausländischer Rechtsanwalt für den Versicherungsnehmer tätig, trägt der 
Versicherer die Kosten in der ersten Instanz für einen im Landgerichtsbe-
zirk des Versicherungsnehmers ansässigen Rechtsanwalt bis zur Höhe der 
gesetzlichen Vergütung eines Rechtsanwaltes, der lediglich den Verkehr 
mit dem ausländischen Rechtsanwalt führt; Ist der Rechtsschutzfall 
durch einen Kraftfahrtunfall im europäischen Ausland eingetreten und 
eine zunächst betriebene Regulierung mit dem Schadenregulierungsbe-
auftragten bzw. der Entschädigungsstelle im Inland erfolglos geblieben, 
so dass eine Rechtsverfolgung im Ausland notwendig wird, trägt der 
Versicherer zusätzlich die Kosten eines inländischen Rechtsanwaltes 
bei der Regulierung mit dem Schadenregulierungsbeauftragten bzw. der 
Entschädigungsstelle im Inland für dessen gesamte Tätigkeit im Rahmen 
der gesetzlichen Gebühren bis zur Höhe einer 1,3 Geschäftsgebühr nach 
Nr. 2300 VV RVG für dessen gesamte Tätigkeit;

c) die Gerichtskosten einschließlich der Entschädigung für Zeugen und 
Sachverständige, die vom Gericht herangezogen werden sowie die Kosten 
des Gerichtsvollziehers;

d)  die Gebühren eines Schieds- oder Schlichtungsverfahrens bis zur Höhe 
der Gebühren, die im Falle der Anrufung eines zuständigen staatlichen 
Gerichtes erster Instanz ent stehen , die Kosten für Mediationsverfahren 
richten sich hingegen ausschließlich nach der Klausel 01 Nr. 7 (Tarif 
proComfort) sowie nach § 29 Abs. 5;

e) die Kosten in Verfahren vor Verwaltungsbehörden einschließlich der 
Entschädigung für Zeugen und Sachverständige, die von der Verwal-
tungsbehörde herangezogen werden sowie die Kosten der Vollstreckung 
im Verwaltungswege;

f) die übliche Vergütung
aa) eines öffentlich bestellten technischen Sachverständigen oder einer 

rechtsfähigen technischen Sachverständigenorganisation in Fällen 
der
- Verteidigung in verkehrsrechtlichen Straf- und Ordnungs widrig-

keiten verfahren;
- Wahrnehmung der rechtlichen Interessen aus Kauf und Repara-

turverträgen von Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern;

bb) eines im Ausland ansässigen Sachverständigen in Fällen der Geltend-
machung von Ersatzansprüchen wegen der im Ausland eingetretenen 
Beschädigung eines Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers;

g) die Kosten der Reisen des Versicherungsnehmers zu einem auslän-
dischen Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei 
vorgeschrieben und zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich ist. 
Die Kosten werden bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen 
Rechtsanwälten geltenden Sätze übernommen;

h) die dem Gegner durch die Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen 
entstandenen Kosten, soweit der Versicherungsnehmer zu deren Erstat-
tung verpflichtet ist.

(2) a) Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der vom Versicherer 
zu tragenden Kosten verlangen, sobald er nachweist, dass er zu deren 
Zahlung verpflichtet ist oder diese Verpflichtung bereits erfüllt hat;

 b) Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewandte Kosten 
werden diesem in Euro zum Wechselkurs des Tages erstattet, an dem 
diese Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt wurden.

(3) Der Versicherer trägt nicht
 a) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht übernommen 

hat;

 b) Kosten, die bei einer einverständlichen Erledigung entstanden sind, soweit 
sie nicht dem Verhältnis des vom Versicherungsnehmer angestrebten 
Ergebnisses zum erzielten Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine 
hiervon abweichende Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrieben ist;

 c) den – sich aus dem im Versicherungsschein vereinbarten variablen 
Einstufungsmodell für Selbstbeteiligungen ergebenden – Selbstbehalt 
je Rechtsschutzfall. Dies gilt nicht, wenn der Rechtsschutzfall mit einer 
Erstberatung abschließend erledigt ist.

  Die Selbstbeteiligung reduziert sich ein Jahr nach dem Versicherungs-
beginn um 50 EUR, wenn in diesem Jahr keine Schadenzahlung in einem 
Rechtsschutzfall erfolgt ist. Sie reduziert sich nach jedem weiteren Jahr 
ohne Schadenzahlung in einem Rechtsschutzfall um weitere 50 EUR. 
Dadurch kann ab dem 4. schadenfreien Jahr seit Versicherungsbeginn 
der Selbstbehalt auf Null Euro zurückgeführt werden.

  Unabhängig von der jeweils erreichten Reduzierung des Selbstbehalts 
wird dieser ab der nächsten Zahlung in einem Rechtsschutzfall wieder 
auf den ursprünglich vereinbarten Betrag von 150 EUR gestuft. Ab dem 
nächsten schadenfreien Jahr wird das Einstufungsmodell für Selbstbetei-
ligungen wieder in Gang gesetzt und die Selbstbeteiligung entsprechend 
neu festgesetzt.

 d) Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren Zwangsvoll-
streckungs maßnahme je Vollstreckungstitel entstehen;

 e) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die später als 
fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels eingeleitet werden;

 f) Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach Rechtskraft einer 
Geldstrafe oder -buße unter 250 EUR;

 g) Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet wäre, wenn der 
Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestünde.

 h)  Kosten im Rahmen einer einverständlichen Regelung für Forderungen, die 
selbst nicht streitig waren oder Kosten, die auf den nicht versicherten Teil 
von Schadensfällen entfallen.

(4) Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die vereinbarte 
Versicherungssumme. Zahlungen für den Versicherungsnehmer und mitver-
sicherte Personen aufgrund desselben Rechtsschutzfalles werden hierbei 
zusammengerechnet. Dies gilt auch für Zahlungen aufgrund mehrerer Rechts-
schutzfälle, die zeitlich und ursächlich zusammenhängen.

(5) Der Versicherer sorgt für

a) die Übersetzung der für die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des 
Versicherungsnehmers im Ausland notwendigen schriftlichen Unterlagen 
und trägt die dabei anfallenden Kosten;

b)  die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der vereinbarten Höhe für 
eine Kaution, die gestellt werden muss, um den Versicherungsnehmer 
einstweilen von Strafverfolgungsmaßnahmen zu verschonen. Dieses stel-
len wir zusätzlich zur vereinbarten Versicherungssumme zur Verfügung.

(6) Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten entsprechend

a) in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und im Beratungs-
Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht (§ 2 k) 
für Notare;

b) im Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2e) für Angehörige der steuer-
beratenden Berufe (auch Lohnsteuerhilfevereine);

c) bei Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort ansässige 
rechts- und sachkundige Bevollmächtigte.

§ 5 a einbeziehung deS auSSergerichtLichen mediationS- 
VerfahrenS

(1) Mediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, außergerichtlichen Streitbeilegung, 
bei dem die Parteien mit Hilfe der Moderation eines neutralen Dritten, des 
Mediators, eine eigenverantwortliche Problemlösung erarbeiten.
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 Der Versicherer vermittelt dem Versicherungsnehmer einen Mediator zur 
Durchführung des Mediationsverfahrens in Deutschland und trägt dessen 
Kosten im Rahmen von Abs. 3.

(2)  Der Rechtsschutz für Mediation erstreckt sich ausschließlich auf die im 
Rechtsschutz-Vertrag vereinbarten Leistungsarten und ist nur über die Klausel 
01 Nr. 7 (Tarif proComfort) sowie nach § 29 Abs. 5 versichert.

(3)  Der Versicherer trägt den auf den Versicherungsnehmer entfallenden Anteil an 
den Kosten des vom Versicherer vermittelten Mediators für bis zu 8 Sitzungs-
stunden à 180 EUR je Mediation. Sind am Mediationsverfahren auch nicht 
versicherte Personen beteiligt, übernimmt der Versicherer die Kosten anteilig 
im Verhältnis versicherter zu nicht versicherten Personen.

(4)  Für die Tätigkeit des Mediators ist der Versicherer nicht verantwortlich. So-
weit vorstehend nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, gelten die 
Bestimmungen der §§ 1, 3, 4, 7 bis 14, 16, 17 und 20 ARB 2013 entsprechend.

§ 6 ÖrtLicher geLtungSbereich

(1) Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in 
Europa, den Anliegerstaaten des Mittelmeeres, auf den Kanarischen Inseln 
oder auf Madeira erfolgt und ein Gericht oder eine Behörde in diesem Bereich 
gesetzlich zuständig ist oder zuständig wäre, wenn ein gerichtliches oder 
behördliches Verfahren eingeleitet werden würde.

(2) Bei Rechtsschutzfällen außerhalb des Geltungsbereiches nach Abs. 1, die dort 
während eines längstens dreimonatigen dauernden, Aufenthaltes eintreten, 
trägt der Versicherer abweichend von § 5 die Kosten des vom Versicherungs-
nehmer beauftragten ausländischen Rechtsanwaltes bis zum dreifachen 
Betrag, wie er sich bei entsprechender Anwendung des Rechtsanwaltsver-
gütungsgesetzes (RVG) ergeben würde, höchstens jedoch 50 000 EUR. Bei 
Internet-Rechtsschutzfällen (§ 2 Buchstabe d) beträgt die Höchstgrenze der 
zu tragenden Kosten ebenfalls 50 000 EUR. 

 Es besteht kein Rechtsschutz für die Interessenwahrnehmung im Zusammen-
hang mit dem Erwerb oder der Veräußerung von dinglichen Rechten oder 
Teilzeitnutzungsrechten (Timesharing) an Grundstücken, Gebäuden oder 
Gebäudeteilen.

2. versIcherUnGsverhÄltnIs

§ 7 beginn deS VerSicherungSSchutzeS

 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein angegebe-
nen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag sofort nach Fälligkeit im Sinne von § 9 B Absatz 1 Satz 1 zahlt. Eine 
vereinbarte Wartezeit bleibt unberührt.

§ 8 dauer und ende deS VertrageS

(1) Vertragsdauer

 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit abgeschlossen.

(2) Stillschweigende Verlängerung 

 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert sich der 
Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner spätestens drei 
Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres eine Kündigung 
zugegangen ist.

(3) Vertragsbeendigung

 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf 
folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss der Badischen Rechts-
schutzversicherung AG spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres zugegangen sein.

§ 9 beitrag

A Beitrag und Versicherungsteuer

 Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungsteuer, die der Ver-
sicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten Höhe zu entrichten 
hat.

B Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder einmaliger Beitrag

(1) Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung

 Der erste oder einmalige Beitrag wird – wenn nichts anderes vereinbart ist 
– sofort nach Abschluss des Vertrages fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, 
wenn sie sofort nach Erhalt des Versicherungsscheins und der Zahlungsauf-
forderung erfolgt.

 Ist eine Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster Beitrag 
nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags.

(2) Späterer Beginn des Versicherungsschutzes

 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der Versicherungs-

schutz erst ab diesem Zeitpunkt, sofern der Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam gemacht wurde. Das 
gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung 
nicht zu vertreten hat.

(3) Rücktritt

 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag nicht 
rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, solange der 
Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten 
hat.

C Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag

(1) Die Folgebeiträge werden zu dem jeweils vereinbarten Zeitpunkt fällig.

(2) Verzug

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versicherungsnehmer 
ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu 
vertreten hat. Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug 
entstandenen Schadens zu verlangen.

(3) Zahlungsaufforderung

 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zahlungsfrist 
bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist 
nur wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und 
Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach Absätzen 
4 und 5 mit dem Fristablauf verbunden sind.

(4) Kein Versicherungsschutz

 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der 
Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versi-
cherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsaufforderung nach Absatz 3 darauf 
hingewiesen wurde.

(5) Kündigung

 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist noch mit der 
Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, wenn er den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
nach Absatz 3 darauf hingewiesen hat.

 Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer danach 
innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. 
Für Rechtsschutzfälle, die zwischen dem in Abs. 4 genannten Zeitpunkt (Ab-
lauf der Zahlungsfrist) und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein 
Versicherungsschutz.

D Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung

(1) Rechtzeitige Zahlung

 Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt die Zahlung als 
rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeitstag eingezogen werden kann 
und Versicherungsnehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 

 Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungsnehmers vom 
Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzei-
tig, wenn sie sofort nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung 
des Versicherers erfolgt. 

(2) Beendigung des Lastschriftverfahrens

 Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der Versicherungs-
nehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der Versicherungs-
nehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen 
werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des 
Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist zur Über-
mittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in 
Textform aufgefordert worden ist.

E Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung

 Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, sind die noch ausste-
henden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung 
einer Rate in Verzug ist. Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche 
Beitragszahlung verlangen.

F Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung

 Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit nicht 
etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem 
Zeitraum entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat.

G  Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit (BbA)

 Sofern besonders vereinbart, gilt hinsichtlich der Verpflichtung zur Beitrags-
zahlung folgendes:

(1)  Wenn der Versicherungsnehmer arbeitslos im Sinne des § 119 SGB (Sozi-
algesetzbuch) III ist und Arbeitslosengeld nach § 117 SGB III bezieht, oder 
Berufs- oder Erwerbsunfähig (§§ 43,44 SGB VI) ist, entfällt die weitere Beitrags-
zahlung für den Versicherungsvertrag, längstens für die Dauer eines Jahres 
(Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit). Die Beitragsbefreiung beginnt mit 
dem auf die Arbeitslosigkeit folgenden Versicherungsjahr. Verstirbt der Versi-
cherungsnehmer, gilt die Beitragsbefreiung entsprechend für die Person, die 
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den Versicherungsvertrag vereinbarungsgemäß mit dem Versicherer fortführt. 
Tritt während einer Beitragsbefreiung ein weiterer der in Satz 1 genannten 
Fälle ein, wird der bereits verstrichene Zeitraum der Beitragsbefreiung auf 
die Höchstdauer von 1 Jahr angerechnet.

 Die erstmalige Beitragsbefreiung setzt voraus, dass der Versicherungsnehmer 
bei Eintritt des Befreiungsgrundes mindestens zwei Jahre ununterbrochen

–  in einem ungekündigten und nicht befristeten Arbeitsverhältnis nach deut-
schem Recht stand (die einvernehmliche Aufhebung steht der Kündigung 
gleich; Berufsausbildungszeiten bleiben unberücksichtigt) und

–  ein Arbeitsentgelt bezog, das über dem einer geringfügigen Beschäftigung lag  
(§ 8 Abs. 1 SGB IV).

 Ein erneuter Leistungsanspruch setzt voraus, dass der Versicherungsnehmer 
wieder

–  in einem nicht befristeten Arbeitsverhältnis nach deutschem Recht stand 
und

–  ein Arbeitsentgelt bezog, das über dem einer geringfügigen Beschäftigung 
lag.

(2)  Der Anspruch auf Beitragsbefreiung ist unverzüglich geltend zu machen. 
Dem Versicherer ist Auskunft über alle zu ihrer Feststellung erforderlichen 
Umstände zu erteilen und das Vorliegen ihrer Voraussetzungen durch Vorlage 
einer amtlichen Bescheinigung nachzuweisen.

(3)  Die Beitragsbefreiung endet vor Ablauf eines Jahres, wenn der Versicherungs-
nehmer ein Arbeitsverhältnis aufnimmt. Über die Aufnahme eines Arbeits-
verhältnisses hat der Versicherungsnehmer den Versicherer unverzüglich zu 
informieren.

(4)  Der Versicherungsnehmer hat auf Anforderung, höchstens jedoch alle sechs 
Monate, Auskunft über das weitere Vorliegen der Voraussetzungen für die 
Beitragsbefreiung zu geben und geeignete Nachweise vorzulegen. Kommt 
er dieser Verpflichtung nicht unverzüglich nach, endet die Beitragsbefreiung. 
Sie tritt jedoch mit sofortiger Wirkung wieder in Kraft, wenn die Auskünfte und 
Nachweise nachgereicht werden. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht im Todesfall 
oder solange eine andere Voraussetzung für die Beitragsfreistellung auf Grund 
eines bereits erbrachten Nachweises erkennbar noch vorliegt. 

(5)  Der Anspruch auf Beitragsbefreiung verjährt in drei Jahren. Die Verjährung 
beginnt am Schluss des Kalenderjahres, in dem die Nachweise und Auskünfte 
nach Ziffer 2 hätten erteilt werden können. Der Zeitraum ab der Geltend-
machung des Anspruchs bis zur Entscheidung des Versicherers über die 
Beitragsbefreiung wird in die Verjährungsfrist nicht mit eingerechnet.

(6)  Eine Beitragsbefreiung erfolgt nicht,

a)  wenn ein anderer, ausgenommen aufgrund einer gesetzlichen Unterhalts-
pflicht, verpflichtet ist, den Versicherungsbeitrag zu zahlen,

b)  wenn eine der Voraussetzungen nach Ziffer 1

aa)  bei Versicherungsbeginn vorliegt;

bb)  innerhalb von sechs Monaten nach Versicherungsbeginn eintritt 
(Wartezeit), ausgenommen durch einen innerhalb dieses Zeitraumes 
eingetretenen Unfall;

cc)  in ursächlichem Zusammenhang mit militärischen Konflikten, inneren 
Unruhen, Streiks oder Nuklearschäden (ausgenommen medizinische 
Behandlung) steht;

dd)  in ursächlichem Zusammenhang mit einer vorsätzlichen Straftat des 
Versicherungsnehmers steht oder von ihm vorsätzlich schuldhaft 
verursacht wurde;

c)  wenn der Versicherungsnehmer das 60. Lebensjahr vollendet hat;

d)  wenn der bei Eintritt der Arbeitslosigkeit fällige Beitrag nicht bezahlt war. 

(7)  Die Beitragsbefreiung kann nur der Versicherungsnehmer in Anspruch nehmen. 
Sie gilt nicht für mitversicherte Personen.

§ 10 beitragSanPaSSung

(1) Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt bis zum 1. Juli eines jeden Jahres, um 
welchen Vomhundertsatz sich für die Rechtsschutzversicherung das Produkt 
von Schadenhäufigkeit und Durchschnitt der Schadenzahlungen einer genü-
gend großen Zahl der die Rechtsschutzversicherung betreibenden Versicherer 
im vergangenen Kalenderjahr erhöht oder vermindert hat. Als Schadenhäu-
figkeit eines Kalenderjahres gilt die Anzahl der in diesem Jahr gemeldeten 
Rechtsschutzfälle, geteilt durch die Anzahl der im Jahresmittel versicherten 
Risiken. Als Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres gilt die 
Summe der Zahlungen, die für alle in diesem Jahr erledigten Rechtsschutzfälle 
insgesamt geleistet wurden, geteilt durch die Anzahl dieser Rechtsschutzfälle. 
Veränderungen der Schadenhäufigkeit und des Durchschnitts der Schaden-
zahlungen, die aus Leistungsverbesserungen herrühren, werden bei den 
Feststellungen des Treuhänders nur bei denjenigen Verträgen berücksichtigt, 
in denen sie in beiden Vergleichsjahren bereits enthalten sind.

(2) Die Ermittlung des Treuhänders erfolgt für Versicherungsverträge gemäß 
den §§ 21 und 22,gemäß den §§ 24, 25 und 29, gemäß den §§ 26 und 27,gemäß  
§ 28 nebst den zusätzlich vereinbarten Klauseln gesondert, und zwar jeweils 
unterschieden nach Verträgen mit und ohne Selbstbeteiligung.

(3) Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen Vomhundertsatz unter 5, 
unterbleibt eine Beitragsänderung. Der Vomhundertsatz ist jedoch in den 
folgenden Jahren mitzuberücksichtigen.

 Ergeben die Ermittlungen des Treuhänders einen höheren Vomhundertsatz, 
ist dieser, wenn er nicht durch 2,5 teilbar ist, auf die nächstniedrige durch 2,5 
teilbare Zahl abzurunden.

 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle einer Verminde-
rung verpflichtet, den Folgejahresbeitrag um den abgerundeten Vomhundert-
satz zu verändern. Der erhöhte Beitrag darf den zum Zeitpunkt der Erhöhung 
geltenden Tarifbeitrag nicht übersteigen.

(4) Hat sich der entsprechende Absatz 1 nach den unternehmenseigenen Zahlen 
des Versicherers zu ermittelnde Vomhundertsatz in den letzten drei Jahren, 
in denen eine Beitragsanpassung möglich war, geringer erhöht, als er vom 
Treuhänder für diese Jahre festgestellt wurde, so darf der Versicherer den 
Folgejahresbeitrag in der jeweiligen Anpassungsgruppe gemäß Absatz 2 nur 
um den im letzten Kalenderjahr nach seinen Zahlen ermittelten Vomhundertsatz 
erhöhen. Diese Erhöhung darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach 
Absatz 3 ergibt.

(5) Die Beitragsanpassung gilt für alle Folgejahresbeiträge, die ab 1. Oktober des 
Jahres, in dem die Ermittlungen des Treuhänders erfolgten, fällig werden. 
Sie unterbleibt, wenn seit dem im Versicherungsschein bezeichneten Versi-
cherungsbeginn für den Gegenstand der Versicherung noch nicht ein Jahr 
abgelaufen ist.

(6) Erhöht sich der Beitrag, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes 
ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wir-
kung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündigen, in dem die Beitragserhö-
hung wirksam werden sollte. Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in 
der Mitteilung auf das Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem 
Versicherungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der 
Beitragserhöhung zugehen. Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet 
kein Kündigungsrecht.

§ 11  Änderung der für die beitragSbemeSSung  
WeSentLichen umStÄnde

(1)  Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des Ver-
sicherers einen höheren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der 
Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes an für die hierdurch entstandene 
höhere Gefahr den höheren Beitrag verlangen. Wird die höhere Gefahr 
nach dem Tarif des Versicherers auch gegen einen höheren Beitrag nicht 
übernommen, kann der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr 
ausschließen. Erhöht sich der Beitrag wegen der Gefahrerhöhung um mehr als  
10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der höheren Gefahr 
aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist kündigen. 
In der Mitteilung hat der Versicherer den Versicherungsnehmer auf dieses 
Kündigungsrecht hinzuweisen. Der Versicherer kann seine Rechte nur inner-
halb eines Monats nach Kenntnis ausüben.

(2)  Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem Tarif des Versi-
cherers einen geringeren als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt, kann der 
Versicherer vom Eintritt dieses Umstandes an nur noch den geringeren Beitrag 
verlangen. Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Umstand dem Versicherer 
später als zwei Monate nach dessen Eintritt an, wird der Beitrag erst vom 
Eingang der Anzeige an herabgesetzt.

(3) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines Monates 
nach Zugang einer Aufforderung die zur Beitragsberechnung erforderlichen 
Angaben zu machen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Pflicht, kann 
der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat 
kündigen, wenn die Pflichtverletzung des Versicherungsnehmers vorsätzlich 
oder grob fahrlässig war. Das Nichtvorliegen der groben Fahrlässigkeit hat 
der Versicherungsnehmer zu beweisen. Macht der Versicherungsnehmer 
bis zum Fristablauf diese Angaben vorsätzlich unrichtig oder unterlässt er die 
erforderlichen Angaben vorsätzlich und tritt der Rechtsschutzfall später als 
einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die Angaben dem Versicherer 
hätten zugehen müssen, so hat der Versicherungsnehmer keinen Versiche-
rungsschutz, es sei denn dem Versicherer war der Eintritt des Umstandes 
zu diesem Zeitpunkt bekannt. Beruht das Unterlassen der erforderlichen 
Angaben oder die unrichtige Angabe auf grober Fahrlässigkeit, kann der Ver-
sicherer den Umfang des Versicherungsschutzes in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis kürzen. 
Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit hat der Versicherungsnehmer 
zu beweisen. Der Versicherungsnehmer hat gleichwohl Versicherungsschutz, 
wenn zum Zeitpunkt des Rechtsschutzfalls die Frist für die Kündigung des Ver-
sicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat. Gleiches gilt, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Gefahr weder für den Eintritt des 
Rechtsschutzfalls noch den Umfang der Leistung des Versicherers ursächlich 
war.

(4) Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung, wenn sich die Gefahr 
nur unerheblich erhöht hat oder nach den Umständen als vereinbart anzusehen 
ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert sein soll.
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§ 12 WegfaLL deS VerSicherten intereSSeS

(1)  Der Vertrag endet, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, zu dem Zeitpunkt, 
zu dem der Versicherer davon Kenntnis erhält, dass das versicherte Interesse 
nach dem Beginn der Versicherung weggefallen ist. In diesem Fall steht ihm 
der Beitrag zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis 
zum Zeitpunkt der Kenntniserlangung beantragt worden wäre.

(2)  Im Falle des Todes des Versicherungsnehmers besteht der Versicherungs-
schutz bis zum Ende der laufenden Beitragsperiode fort, soweit der Beitrag 
am Todestag gezahlt war und nicht aus sonstigen Gründen ein Wegfall des 
Gegenstandes der Versicherung vorliegt. Wird der nach dem Todestag nächst-
fällige Beitrag bezahlt, bleibt der Versicherungsschutz in dem am Todestag 
bestehenden Umfang aufrechterhalten. Derjenige, der den Beitrag gezahlt hat 
oder für den gezahlt wurde, wird anstelle des Verstorbenen Versicherungs-
nehmer. Er kann innerhalb eines Jahres nach dem Todestag die Aufhebung 
des Versicherungsvertrages mit Wirkung ab Todestag verlangen.

(3)  Wechselt der Versicherungsnehmer die im Versicherungsschein bezeichnete, 
selbstgenutzte Wohnung oder das selbstgenutzte Einfamilienhaus, geht der 
Versicherungsschutz auf das neue Objekt über. Versichert sind Rechtsschutz-
fälle, die im Zusammenhang mit der Eigennutzung stehen, auch soweit sie 
erst nach dem Auszug aus dem bisherigen Objekt eintreten. Das Gleiche gilt 
für Rechtsschutzfälle, die sich auf das neue Objekt beziehen und vor dessen 
geplantem oder tatsächlichem Bezug eintreten.

(4)  Wechselt der Versicherungsnehmer ein Objekt, das er für seine gewerbliche, 
freiberufliche oder sonstige selbstständige Tätigkeit selbst nutzt, findet Absatz 
3 entsprechende Anwendung, wenn das neue Objekt nach dem Tarif des Ver-
sicherers weder nach Größe, noch nach Miet- oder Pachthöhe einen höheren 
als den vereinbarten Beitrag rechtfertigt.

§ 13 kündigung nach rechtSSchutzfaLL

(1)  Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er zur Leistung verpflichtet 
ist, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag vorzeitig kündigen.

(2)  Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht für mindestens zwei innerhalb 
von zwölf Monaten eingetretene Rechtsschutzfälle, sind der Versicherungs-
nehmer und der Versicherer innerhalb eines Monates nach Anerkennung 
der Leistungspflicht für den zweiten oder jeden weiteren Rechtsschutzfall 
berechtigt, den Vertrag vorzeitig zu kündigen.

(3)  Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen Monat nach Zu-
gang der Ablehnung des Rechtsschutzes gemäß Absatz 1 oder Anerkennung 
der Leistungspflicht gemäß Absatz 2 in Schriftform zugegangen sein.

 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort nach ihrem 
Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens 
jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres, wirksam wird.

 Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim 
Versicherungsnehmer wirksam.

§ 14 geSetzLiche VerjÄhrung

(1) Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei Jahren. Die 
Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches.

(2)  Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versicherer ange-
meldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt 
gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Versicherten in 
Textform zugeht.

§ 15 rechtSSteLLung mitVerSicherter PerSonen

(1)  Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer und im jeweils 
bestimmten Umfang für die in § 21 bis § 28 oder im Versicherungsschein 
genannten sonstigen Personen. Außerdem besteht Versicherungsschutz für 
Ansprüche, die natürlichen Personen aufgrund Verletzung oder Tötung des 
Versicherungsnehmers oder einer mitversicherten Person kraft Gesetzes 
zustehen.

(2)  Für mitversicherte Personen gelten die den Versicherungsnehmer betref-
fenden Bestimmungen sinngemäß. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
widersprechen, wenn eine andere mitversicherte Person als sein ehelicher/
eingetragener Lebenspartner Rechtsschutz verlangt.

§ 16 anzeigen, WiLLenSerkLÄrungen,  
anSchriftenÄnderung 

(1) Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen sollen an die 
Hauptverwaltung des Versiche rers oder an die im Versicherungsschein oder 
in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet 
werden.

(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift dem Versicherer 
nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, die dem Versicherungsneh-
mer gegenüber abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes 

an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage 
nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für 
den Fall einer Namensänderung des Versicherungsnehmers.

(3) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Gewerbebetrieb 
abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der gewerblichen Niederlassung 
die Bestimmungen des Absatzes 2 entsprechende Anwendung.

3.  rechtsschUtzFall

§ 17  VerhaLten nach eintritt deS rechtSSchutzfaLLeS

(1)  Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherungsnehmers 
nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles erforderlich, hat er

a)  dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverzüglich – ggf. auch mündlich 
oder telefonisch – anzuzeigen;

b)  den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über sämtliche Umstän-
de des Rechtsschutzfalles zu unterrichten sowie Beweismittel anzugeben 
und Unterlagen auf Verlangen zur Verfügung zu stellen;

c)  soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden,

aa)  Kosten auslösende Maßnahmen mit dem Versicherer abzustimmen, 
insbesondere vor der Erhebung und Abwehr von Klagen sowie vor 
der Einlegung von Rechtsmitteln die Zustimmung des Versicherers 
einzuholen;

bb)  für die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 VVG zu sorgen. 
Dies bedeutet, dass die Rechtsverfolgungskosten so gering wie 
möglich gehalten werden sollen. Von mehreren möglichen Vorge-
hensweisen hat der Versicherungsnehmer die kostengünstigste zu 
wählen, indem er z. B. (Aufzählung nicht abschließend):

-  nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das Ziel kostengüns-
tiger mit einem Prozess erreicht werden kann (z. B. Bündelung 
von Ansprüchen oder Inanspruchnahme von Gesamtschuldnern 
als Streitgenossen, Erweiterung einer Klage statt gesonderter 
Klageerhebung),

-  auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die in der aktuellen 
Situation nicht oder noch nicht notwendig sind,

-  vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gerichtlichen 
Verfahrens abwartet, das tatsächliche oder rechtliche Bedeutung 
für den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann,

-  vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche einklagt und 
die etwa nötige gerichtliche Geltendmachung der restlichen 
Ansprüche bis zur Rechtskraft der Entscheidung über die Teilan-
sprüche zurückstellt,

-  in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze Frist zur 
Erhebung von Klagen oder zur Einlegung von Rechtsbehelfen 
zur Verfügung steht, dem Rechtsanwalt einen unbedingten 
Prozessauftrag zu erteilen, der auch vorgerichtliche Tätigkeiten 
mit umfasst.

 Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des Schadens Weisungen des 
Versicherers einzuholen und zu befolgen. Er hat den Rechtsanwalt entspre-
chend der Weisung zu beauftragen.

(2)  Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechtsschutzfall bestehen-
den Versicherungsschutzes. Ergreift der Versicherungsnehmer Maßnahmen 
zur Wahrnehmung seiner rechtlichen Interessen, bevor der Versicherer den 
Umfang des Rechtsschutzes bestätigt und entstehen durch solche Maßnahmen 
Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er bei einer Rechtsschutzbe-
stätigung vor Einleitung dieser Maßnahmen zu tragen hätte.

(3)  Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftragenden Rechtsanwalt aus dem 
Kreis der Rechtsanwälte auswählen, deren Vergütung der Versicherer nach § 
5 Absatz 1 a) und b) trägt. Der Versicherer wählt den Rechtsanwalt aus,

a)  wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt;

b)  wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt benennt und dem 
Versicherer die alsbaldige Beauftragung eines Rechtsanwaltes notwendig 
erscheint.

(4)  Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht bereits selbst beauf-
tragt hat, wird dieser vom Versicherer im Namen des Versicherungsnehmers 
beauftragt. Für die Tätigkeit des Rechtsanwaltes ist der Versicherer nicht 
verantwortlich.

(5)  Der Versicherungsnehmer hat

a)  den mit der Wahrnehmung seiner Interessen beauftragten Rechtsanwalt 
vollständig und wahrheitsgemäß zu unterrichten, ihm die Beweismittel 
anzugeben, die möglichen Auskünfte zu erteilen und die notwendigen 
Unterlagen zu beschaffen;

b)  dem Versicherer auf Verlangen Auskunft über den Stand der Angelegen-
heit zu geben.

(6)  Wird eine der in den Absätzen 1 oder 5 genannten Obliegenheiten vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, 
seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungs-
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nehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige oder teilweise 
Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der Verletzung einer nach Eintritt 
des Rechtsschutzfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit 
zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht grob 
fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die 
Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.

(7)  Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Erfüllung seiner Obliegenheiten die 
Kenntnis und das Verhalten des von ihm beauftragten Rechtsanwalts zurech-
nen lassen, sofern dieser die Abwicklung des Rechtsschutzfalles gegenüber 
dem Versicherer übernimmt.

(8)  Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit schriftlichem Einver-
ständnis des Versicherers abgetreten werden.

(9)  Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf Erstattung von 
Kosten, die der Versicherer getragen hat, gehen mit ihrer Entstehung auf 
diesen über. Die für die Geltendmachung der Ansprüche notwendigen 
Unterlagen hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer auszuhändigen 
und bei dessen Maßnahmen gegen die anderen auf Verlangen mitzuwirken. 
Dem Versicherungsnehmer bereits erstattete Kosten sind an den Versiche-
rer zurückzuzahlen. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er 
infolgedessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob 
fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen 
einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

§ 18  (entfÄLLt)

§ 19  (entfÄLLt)

§ 20  zuStÄndigeS gericht anzuWendendeS recht

(1) Klagen gegen den Versicherer

 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherer bestimmt sich 
die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für 
den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versicherungs-
nehmer eine natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.

(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer

 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen Klagen aus dem 
Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht erhoben werden, das für 
seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhn-
lichen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische 
Person, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der 
Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partnerschaftsge-
sellschaft ist.

(3) Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers

 Sind der Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt des Versicherungsnehmers 
im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die gerichtliche 
Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung.

(4)  Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht.

4.  FOrMen Des versIcherUnGsschUtzes

§ 21 VerkehrS-rechtSSchutz

(1)  Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer in seiner Eigen-
schaft als Eigentümer oder Halter jedes bei Vertragsabschluss oder während 
der Vertragsdauer auf ihn zugelassenen oder auf seinen Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehenen oder als Mieter jedes von ihm als 
Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten 
Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers. Der Versicherungsschutz er-
streckt sich auf alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer oder 
berechtigte Insassen dieser Motorfahrzeuge.

(2)  Der Versicherungsschutz kann auf gleichartige Motorfahrzeuge gemäß Absatz 
1 beschränkt werden. Als gleichartig gelten jeweils Krafträder, Personenkraft- 
und Kombiwagen, Lastkraft- und sonstige Nutzfahrzeuge, Omnibusse sowie 
Anhänger.

(3)  Abweichend von Absatz 1 kann vereinbart werden, dass der Versicherungs-
schutz für ein oder mehrere im Versicherungsschein bezeichnete Motorfahr-
zeuge zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhänger (Fahrzeug) besteht, 
auch wenn diese nicht auf den Versicherungsnehmer zugelassen oder nicht 
auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen sind.

(4)  Der Versicherungsschutz umfasst:

 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a), 
Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
Steuer-Rechtsschutz  (§ 2 e), 
Sozialgerichts-Rechtsschutz in Verkehrssachen  (§ 2 f) aa)), 
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g), 
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz in Verkehrssachen   (§ 2 h) aa)), 
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i) , 
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j ), 
Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l).

(5)  Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht kann ausgeschlossen werden.

(6)  Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht besteht in den Fällen der 
Absätze 1 und 2 auch für Verträge, mit denen der Erwerb von Motorfahrzeugen 
zu Lande sowie Anhängern zum nicht nur vorübergehenden Eigengebrauch be-
zweckt wird, auch wenn diese Fahrzeuge nicht auf den Versicherungsnehmer 
zugelassen oder nicht auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen 
versehen werden.

(7)  Versicherungsschutz besteht mit Ausnahme des Rechtsschutzes im Vertrags- 
und Sachenrecht für den Versicherungsnehmer auch bei der Teilnahme am 
öffentlichen Verkehr in seiner Eigenschaft als

a)  Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihm gehört noch auf ihn zugelassen 
oder auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen 
ist, 

b)  Fahrgast,

c)  Fußgänger,

d)  Radfahrer

e)  und sonstiger Teilnehmer (z. B. als Reiter, Skater).

(8) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahrzeug 
muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen sein. 
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejeni-
gen versicherten Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder 
leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des 
Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, 
dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen.

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person 
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung 
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(9)  Ist in den Fällen der Absätze 1 und 2 seit mindestens sechs Monaten kein 
Fahrzeug mehr auf den Versicherungsnehmer zugelassen und nicht mehr 
auf seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, kann der 
Versicherungsnehmer unbeschadet seines Rechtes auf Herabsetzung des 
Beitrages gemäß § 11 Absatz 2 die Aufhebung des Versicherungsvertrages 
mit sofortiger Wirkung verlangen.

(10)  Wird ein nach Absatz 3 versichertes Fahrzeug veräußert oder fällt es auf sonsti-
ge Weise weg, besteht Versicherungsschutz für das Fahrzeug, das an die Stelle 
des bisher versicherten Fahrzeuges tritt (Folgefahrzeug). Der Rechtsschutz im 
Vertrags- und Sachenrecht erstreckt sich in diesen Fällen auf den Vertrag, der 
dem tatsächlichen oder beabsichtigten Erwerb des Folgefahrzeuges zugrunde 
liegt.

 Die Veräußerung oder der sonstige Wegfall des Fahrzeuges ist dem Versi-
cherer innerhalb von zwei Monaten anzuzeigen und das Folgefahrzeug zu 
bezeichnen. Bei Verstoß gegen diese Obliegenheiten besteht Rechtsschutz 
nur, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeige- und Bezeichnungspflicht 
ohne Verschulden oder leicht fahrlässig versäumt hat. Bei grob fahrlässigem 
Verstoß gegen diese Obliegenheiten ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist der Versicherungsneh-
mer nach, dass der Obliegenheitsverstoß nicht grob fahrlässig war, bleibt 
der Versicherungsschutz bestehen. Der Versicherungsschutz bleibt auch 
bestehen, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung 
der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Rechts-
schutzfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer 
obliegenden Leistung ursächlich war. Wird das Folgefahrzeug bereits vor 
Veräußerung des versicherten Fahrzeuges erworben, bleibt dieses bis zu  
seiner Veräußerung, längstens jedoch bis zu einem Monat nach dem Erwerb 
des Folgefahrzeuges ohne zusätzlichen Beitrag mitversichert. Bei Erwerb eines 
Fahrzeuges innerhalb eines Monates vor oder innerhalb eines Monates nach 
der Veräußerung des versicherten Fahrzeuges wird vermutet, dass es sich um 
ein Folgefahrzeug handelt.
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§ 21 a  VerkehrS-rechtSSchutz für nichtSeLbStStÄndige

(1) Versicherungsschutz besteht im Umfang des § 21 Absätze 1, 4, 6-9 für den 
privaten und beruflichen Bereich des Versicherungsnehmers und seines 
ehelichen/eingetragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen 
Lebenspartners im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013, wenn der Versiche-
rungsnehmer nicht ausschließlich eine gewerbliche, freiberufliche oder 
sonstige selbstständige Tätigkeit ausübt. Kein Versicherungsschutz besteht 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Zusammenhang mit einer der 
vorgenannten selbstständigen Tätigkeiten.

(2) Mitversichert sind

a) die minderjährigen Kinder,

b) die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013 lebenden, volljährigen Kinder, jedoch 
längstens bis zu dem Zeitpunkt, an dem diese erstmalig eine auf Dauer 
angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes 
Entgelt erhalten;

c)  die unter (1), (2) a) und b) genannten Personen in Ihrer Eigenschaft als 
Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihnen gehört noch auf sie zugelassen 
oder auf Ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist 
(Fahrer-RS) sowie als Fahrgast, Fußgänger, Radfahrer oder als sonstige 
Teilnehmer am öffentlichen Verkehr, z. B. als Reiter, Skater (Fußgänger-
Rechtsschutz).

 Der Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht gilt nicht im Fußgänger- 
sowie Fahrer-Rechtsschutz.

(3) Der Versicherungsschutz umfasst auch die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen als Eigentümer, Halter, Fahrer oder Insasse von nicht zulassungs pflichti gen 
Motorfahrzeugen zu Lande.

(4) Hat der Versicherungsnehmer ausschließlich eine gewerbliche, freiberufliche 
oder sonstige selbstständige Tätigkeit aufgenommen, wandelt sich der Versi-
cherungsschutz ab dem Eintritt dieses Umstandes in einen solchen nach § 21 
Absätze 3 bis 9 – für die auf den Versicherungsnehmer zugelassenen oder auf 
seinen Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehenen Fahrzeuge 
um. Der Versicherungsnehmer kann jedoch innerhalb von sechs Monaten 
nach der Umwandlung die Beendigung des Versicherungsschutzes nach § 
21 verlangen. Verlangt er dies später als zwei Monate nach Eintritt der für die 
Umwandlung des Versicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen, endet der 
Versicherungsschutz nach § 21 erst mit Eingang der entsprechenden Erklärung 
des Versicherungsnehmers.

§ 22  fahrer-rechtSSchutz/VerkehrSteiLnehmer- 
rechtSSchutz

(1)  Versicherungsschutz besteht für die im Versicherungsschein genannte 
Person bei der Teilnahme am öffentlichen Verkehr in ihrer Eigenschaft als 
Fahrer jedes Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie 
Anhängers (Fahrzeug), das weder ihr gehört noch auf sie zugelassen oder 
auf ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist. Der 
Versicherungsschutz besteht auch bei der Teilnahme am öffentlichen Verkehr 
als Fahrgast, Fußgänger, Radfahrer und sonstiger Teilnehmer, z. B. als Reiter, 
Skater (Fußgänger-Rechtsschutz).

(2)  Unternehmen können den Versicherungsschutz nach Absatz 1 für alle Kraftfah-
rer in Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für das Unternehmen vereinbaren. 
Diese Vereinbarung können auch Betriebe des Kraftfahrzeughandels und 
-handwerks, Fahrschulen und Tankstellen für alle Betriebsangehörigen treffen.

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst:

 Schadenersatz-Rechtsschutz  (§ 2 a), 
Steuer-Rechtsschutz  (§ 2 e), 
Sozialgerichts-Rechtsschutz in Verkehrssachen   (§ 2 f) aa)),  
Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen  (§ 2 g), 
Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz in Verkehrssachen  (§ 2 h) aa)),  
Straf-Rechtsschutz (§ 2 i),  
Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz  (§ 2 j ), 
Opfer-Rechtsschutz (§ 2 l).

(4)  Wird in den Fällen des Absatzes 1 ein Motorfahrzeug zu Lande auf die im Versi-
cherungsschein genannte Person zugelassen oder auf ihren Namen mit einem 
Versicherungskennzeichen versehen, wandelt sich der Versicherungsschutz in 
einen solchen nach § 21 Absätze 3, 4, 7, 8 und 10 um. Die Wahrnehmung recht-
licher Interessen im Zusammenhang mit dem Erwerb dieses Motorfahrzeuges 
zu Lande ist eingeschlossen.

(5) Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahrzeug 
muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen sein. Bei 
Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur, wenn der Fahrer 
von diesem Verstoß ohne Verschulden oder leicht fahrlässig keine Kenntnis 
hatte. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des Verstoßes gegen diese Oblie-
genheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere 
des Verschuldens des Fahrers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist 
der Fahrer nach, dass seine Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der 
Versicherungsschutz bestehen.

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Fahrer nachweist, 
dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(6)  Hat in den Fällen des Absatzes 1 die im Versicherungsschein genannte Person 
länger als sechs Monate keine Fahrerlaubnis mehr, endet der Versiche-
rungsvertrag. Zeigt der Versicherungsnehmer das Fehlen der Fahrerlaubnis 
spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Ablauf der Sechsmonatsfrist 
an, endet der Versicherungsvertrag mit Ablauf der Sechsmonatsfrist. Geht 
die Anzeige später beim Versicherer ein, endet der Versicherungsvertrag mit 
Eingang der Anzeige.

§ 23  (entfÄLLt)

§ 24 berufS-rechtSSchutz für SeLbStStÄndige, rechtS-
Schutz für firmen und Vereine

(1) Versicherungsschutz besteht

a) für die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, freiberufliche 
oder sonstige selbstständige Tätigkeit des Versicherungsnehmers. Mit-
versichert sind die vom Versicherungsnehmer beschäftigten Personen in 
Ausübung ihrer beruflichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer;

b) für Vereine sowie deren gesetzliche Vertreter, Angestellte und Mitglieder, 
soweit diese im Rahmen der Aufgaben tätig sind, die ihnen gemäß der 
Satzung obliegen.

(2)  Der Versicherungsschutz umfasst:

 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),

 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b),

 Sozialgerichts-Rechtsschutz  (§ 2 f) bb),

 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz  (§ 2 h) bb),

 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i ),

 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j ),

 Daten-Rechtsschutz für Selbstständige, Firmen und Vereine  (§ 2 m).

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher Interes-
sen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer eines 
Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängers.

(4)  Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod des Versi-
cherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versicherungsschutz auch für 
Rechtsschutzfälle gewährt, die innerhalb eines Jahres nach der Beendigung 
des Versicherungsvertrags eintreten und im Zusammenhang mit der im Ver-
sicherungsschein genannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers stehen.

§ 25 PriVat- und berufS-rechtSSchutz proSb für  
nichtSeLbStStÄndige

(1)  Versicherungsschutz besteht für den privaten und den nichtselbstständigen 
beruflichen Bereich des Versicherungsnehmers und seines ehelichen/einge-
tragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen Lebenspart ners 
im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013.

 Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
im Zusammenhang mit einer gewerblichen, freiberuflichen oder sonstigen 
selbstständigen Tätigkeit. Als selbstständige Tätigkeit in diesem Sinne gilt auch 
eine Tätigkeit, durch die eine einmalige Erwerbsmöglichkeit oder fortdauernde 
Erwerbsquelle geschaffen, genutzt oder aufgegeben wird, sowie die Verwal-
tung eigenen Vermögens unter dem Einsatz von  Fremdmitteln. Die rechtliche 
Interessenwahrnehmung im Zusammenhang mit derartigen Tätigkeiten ist 
vom Versicherungsschutz ausgeschlossen, und zwar auch dann, wenn die 
selbstständige Tätigkeit oder Vermögensverwaltung ohne planmäßigen Ge-
schäftsbetrieb und nicht berufsmäßig erfolgt.

(2)  Mitversichert sind

a)  die minderjährigen Kinder,

b)  die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen 
Lebenspartnerschaft im Sinne des § 3 Absatz 4 b) ARB 2013 lebenden 
volljährigen Kinder, jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, an dem diese 
erstmals eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und 
hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten;

c)  die unter (1), (2) a) und b) genannten Personen im privaten Bereich in 
Ihrer Eigenschaft als Fahrgast, Fußgänger, Radfahrer oder als sonstige 
Teilnehmer am öffentlichen Verkehr, z. B. als Reiter, Skater (Fußgänger-
Rechtsschutz).

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst:
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b),
 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),
 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e) aa)),
 Sozialgerichts-Rechtsschutz  (§ 2 f) bb)),
 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz  (§ 2 h) bb)),
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 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i) ,
 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j ),
 Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, 

Lebenspartnerschafts- und Erbrecht (§ 2 k) aa)),
 Opfer-Rechtsschutz (§ 2  l),
(4)  Der Versicherungsschutz umfasst nicht die Wahrnehmung rechtlicher Interes-

sen als Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter, Leasingnehmer und Fahrer eines 
Motorfahrzeuges zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängers.

(5) Aufgrund besonderer Vereinbarung kann die Leistungsart Arbeits-Rechtsschutz 
gemäß § 2 b) ARB 2013 in der Versicherungsform proSB und proComfort (Klau-
sel 01 Nr. 2) ausgeschlossen werden. 

§ 26 PriVat-, berufS- und VerkehrS-rechtSSchutz proSb 
für nichtSeLbStStÄndige

(1)  Versicherungsschutz besteht für den privaten und den nichtselbstständigen 
beruflichen Bereich des Versicherungsnehmers und seines ehelichen/einge-
tragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen Lebenspart ners 
im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013.

 Kein Versicherungsschutz besteht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
im Zusammenhang mit einer gewerblichen, freiberuflichen oder sonstigen 
selbstständigen Tätigkeit.  Als selbstständige Tätigkeit in diesem Sinne gilt 
auch eine Tätigkeit, durch die eine einmalige Erwerbsmöglichkeit oder fort-
dauernde Erwerbsquelle geschaffen, genutzt oder aufgegeben wird, sowie 
die Verwaltung eigenen Vermögens unter dem Einsatz von  Fremdmitteln. Die 
rechtliche Interessenwahrnehmung im Zusammenhang mit derartigen Tätigkei-
ten ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen, und zwar auch dann, wenn 
die selbstständige Tätigkeit oder Vermögensverwaltung ohne planmäßigen 
Geschäftsbetrieb und nicht berufsmäßig erfolgt.

(2)  Mitversichert sind

a) die minderjährigen Kinder,

b)  die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen 
Lebenspartnerschaft im Sinne des § 3 Absatz 4 b) ARB 2013 lebenden 
volljährigen Kinder, jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, an dem diese 
erstmals eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und 
hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten;

c)  alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte 
Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer 
auf den Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten Lebenspartner oder 
die unter a) und b) genannten Kinder zugelassenen oder auf ihren Namen 
mit einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem 
Personenkreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden 
Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers;

d) die unter (1), (2) a) und b) genannten Personen in Ihrer Eigenschaft als 
Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihnen gehört noch auf sie zugelassen 
oder auf Ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist 
(Fahrer-RS) sowie als Fahrgast, Fußgänger, Radfahrer oder als sonstige 
Teilnehmer am öffentlichen Verkehr, z. B. als Reiter, Skater (Fußgänger-
Rechtsschutz). 

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst:

 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),

 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b),

 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),

 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f ),

 Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g),

 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),

 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i ),

 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz  (§ 2 j ), 

 Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, 
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht  (§ 2 k) aa)),

 Opfer-Rechtsschutz (§ 2  l).

(4)  Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als 
Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines Motorfahrzeu-
ges zu Wasser oder in der Luft.

(5)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahrzeug 
muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen sein. 
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejeni-
gen versicherten Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder 
leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des 
Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, 
dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen.

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person 
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 

Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung 
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(6)  Ist seit mindestens sechs Monaten kein Motorfahrzeug zu Lande und kein 
Anhänger mehr auf den Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten Le-
benspartner oder die in Absatz 2 a) und b) genannten Kinder zuge lassen oder 
auf deren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen, kann der 
Versicherungsnehmer verlangen, dass der Versiche rungs schutz in einen sol-
chen nach § 25 umgewandelt wird Eine solche Umwandlung tritt automatisch 
ein, wenn die gleichen Voraussetzungen vorliegen und der Versicherungs-
nehmer, dessen mitversicherter Lebenspartner und die in Absatz 2 a) und b) 
genannten Kinder z sätzlich keine Fahrerlaubnis mehr haben. Werden die für 
die Umwandlung des Versicherungsschutzes ursächlichen Tatsachen dem 
Versicherer später als zwei Monate nach ihrem Eintritt angezeigt, erfolgt die 
Umwandlung des Versicherungsschutzes erst ab Eingang der Anzeige.

(7) Aufgrund besonderer Vereinbarung kann die Leistungsart Arbeits-Rechtsschutz 
gemäß § 2 b) ARB 2013 in der Versicherungsform proSB und proComfort (Klau-
sel 01 Nr. 2) ausgeschlossen werden. 

§ 27 LandWirtSchaftS- und VerkehrS-rechtSSchutz

(1)  Versicherungsschutz besteht für den beruflichen Bereich des Versicherungs-
nehmers als Inhaber des im Versicherungsschein bezeichneten land- oder 
forstwirtschaftlichen Betriebes sowie für den privaten Bereich und die Aus-
übung nichtselbstständiger Tätigkeiten.

(2)  Mitversichert sind

a)  der eheliche/eingetragene oder im Versicherungsschein genannte sons-
tige Lebenspartner im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013,

b) die minderjährigen Kinder,

c)  die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen 
Lebenspartnerschaft im Sinne des § 3 Absatz 4 b) ARB 2013 lebenden 
volljährigen Kinder, jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, an dem diese 
erstmals eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und 
hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten,

d) alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte 
Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer 
auf den Versicherungsnehmer, seinen mitversicherten Lebenspartner oder 
die unter b) und c) genannten Kinder zugelassenen oder auf ihren Namen 
mit einem Versicherungskennzeichen versehenen oder von diesem 
Personenkreis als Selbstfahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden 
Gebrauch gemieteten Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers,

e)  die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des Versicherungsneh-
mers tätigen und dort wohnhaften Mitinhaber sowie deren eheliche/ein-
getragene oder im Versicherungsschein genannte sonstige Lebenspartner 
und die unter b) und c) genannten Kinder dieser Personen,

 f)  die im Versicherungsschein genannten, im Betrieb des Versicherungsneh-
mers wohnhaften Altenteiler sowie deren eheliche/eingetragene oder im 
Versicherungsschein genannte sonstige Lebenspartner und die unter b) 
und c) genannten Kinder dieser Personen,

g)  die im land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb beschäftigten Personen in 
Ausübung ihrer Tätigkeit für den Betrieb.

h)  die unter (1), (2) a) bis c) sowie e) bis f) genannten Personen in Ihrer Eigen-
schaft als Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihnen gehört noch auf sie 
zugelassen oder auf Ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen 
versehen ist (Fahrer-RS) sowie als Fahrgast, Fußgänger, Radfahrer oder 
als sonstige Teilnehmer am öffentlichen Verkehr, z. B. als Reiter, Skater 
(Fußgänger-Rechtsschutz).

(3)  Der Versicherungsschutz umfasst:

 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),

 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b),

 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz  
für land- oder forstwirtschaftlich genutzte  
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile (§ 2 c),

 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d),

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e),

 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f ),

 Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g);

 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),

 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i )

 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j ),

 Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, 
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht (§ 2 k),

 Opfer-Rechtsschutz (§ 2  l).

(4)  Soweit es sich nicht um Personenkraft- oder Kombiwagen, Krafträder oder 
land- oder forstwirtschaftlich genutzte Fahrzeuge handelt, besteht kein 
Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Eigentümer, 
Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer von Fahrzeugen.
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(5)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahrzeug 
muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen sein. 
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejeni-
gen versicherten Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder 
leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des 
Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, 
dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen.

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person 
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung 
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

§ 28  PriVat-, berufS- und VerkehrS-rechtSSchutz für 
SeLbStStÄndige 

(1)  Versicherungsschutz besteht
a)  für die im Versicherungsschein bezeichnete gewerbliche, freiberufliche 

oder sonstige selbstständige Tätigkeit des Versicherungsnehmers;
b)  für den Versicherungsnehmer oder eine im Versicherungsschein genannte 

Person auch im privaten Bereich und für die Ausübung nichtselbst ständi-
ger Tätigkeiten.

(2)  Mitversichert sind
a)  der eheliche/eingetragene oder im Versicherungsschein genannte sons-

tige Lebenspartner im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013 oder der gemäß 
Abs. 1 b) genannten Person,

b)  die minderjährigen Kinder,
c)  die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen 

Lebenspartnerschaft im Sinne des § 3 Absatz 4 b) ARB 2013 lebenden 
volljährigen Kinder, jedoch längstens bis zu dem Zeitpunkt, an dem diese 
erstmals eine auf Dauer angelegte berufliche Tätigkeit ausüben und 
hierfür ein leistungsbezogenes Entgelt erhalten;

d)  alle Personen in ihrer Eigenschaft als berechtigte Fahrer und berechtigte 
Insassen jedes bei Vertragsabschluss oder während der Vertragsdauer 
auf den Versicherungsnehmer, die in Absatz 1 genannte Person, deren 
mitversicherte Lebenspartner oder deren unter b) und c) genannten 
Kinder zugelassenen oder auf ihren Namen mit einem Ver sicherungs-
kenn zeichen versehenen oder von diesem Personenkreis als Selbst- 
fahrer-Vermietfahrzeug zum vorübergehenden Gebrauch gemieteten 
Motorfahrzeuges zu Lande sowie Anhängers,

e)  die vom Versicherungsnehmer beschäftigten Personen in Ausübung ihrer 
beruflichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer.

f)  die unter (1) b) und (2) a) bis c) genannten Personen in Ihrer Eigenschaft als 
Fahrer jedes Fahrzeuges, das weder ihnen gehört noch auf sie zugelassen 
oder auf Ihren Namen mit einem Versicherungskennzeichen versehen ist 
(Fahrer-RS) sowie als Fahrgast, Fußgänger, Radfahrer oder als sonstige 
Teilnehmer am öffentlichen Verkehr, z. B. als Reiter, Skater (Fußgänger-
Rechtsschutz).

(3) Der Versicherungsschutz umfasst:
 Schadenersatz-Rechtsschutz (§ 2 a),
 Arbeits-Rechtsschutz (§ 2 b), 

Darüber hinaus und unabhängig von § 4 Abs 1 c) Satz 1 ARB 2013  
besteht auch Versicherungsschutz für die Wahrnehmung recht- 
licher Interessen bei einem in Deutschland zugelassenen Rechts- 
anwalt, um die Aufhebung des Arbeitsvertrages eines(r) Arbeit- 
nehmer(in) zu erreichen, und dies zu einem schriftlichen Angebot  
zur Aufhebung des Arbeitsvertrages (Aufhebungsvertrag) führen soll.  
Die Kostenübernahme ist insoweit auf 1 000 EUR für einen Leistungs- 
fall pro Kalenderjahr begrenzt.

 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 c), 
für im Versicherungsschein bezeichnete selbst genutzte 
Grundstücke, Gebäude oder Gebäudeteile, 

 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht (§ 2 d), 
für den privaten Bereich, die Ausübung nichtselbstständiger 
Tätigkeiten und im Zusammenhang mit der Eigenschaft als  
Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer  
von Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern, 

 Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten (§ 2 e), 
für den privaten Bereich, die Ausübung nichtselbstständiger 
Tätigkeiten und im Zusammenhang mit der Eigenschaft als   
Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer  
von Motorfahrzeugen zu Lande sowie Anhängern,

 Sozialgerichts-Rechtsschutz (§ 2 f ),

 Verwaltungs-Rechtsschutz in Verkehrssachen (§ 2 g),

 Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz (§ 2 h),

 Straf-Rechtsschutz (§ 2 i ),

 Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz (§ 2 j ),

 Beratungs-Rechtsschutz im Familien-,  
Lebenspartnerschafts- und Erbrecht  
sowie Nachfolge-Beratungs-Rechtsschutz                                            ( § 2 k)

 Opfer-Rechtsschutz  (§ 2 l),

 Daten-Rechtsschutz für Selbstständige, Firmen und Vereine  (§ 2 m),

 Sonderbedingung zum Antidiskriminierungs-Rechtsschutz für  
Selbstständige der Badischen Rechtsschutzversicherung AG     (SADR 2013),

 Sonderbedingung Teil A für das automatisierte Online-Forderungs- 
management der Badischen Rechtsschutzversicherung AG   (BaFoMa 2013).

 Vertrags-Rechtsschutz für Hilfsgeschäfte 

(a)  Abweichend von Abs. 3 (§ 2 d)) besteht Versicherungsschutz für die 
gerichtliche Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Kaufverträgen, 
die in unmittelbarem Zusammenhang mit der Einrichtung und Erhaltung 
von Büro-, Praxis-, Betriebs- oder Werkstatträumen des Versicherungs-
nehmers und ihrer Einrichtungen stehen (Hilfsgeschäfte) bis zu einer 
Investitionssumme von 10 000 EUR je Rechtsschutzfall. Übersteigt die 
Investitionssumme den Betrag von 10 000 EUR, so besteht insgesamt kein 
Versicherungsschutz.

(4)  Der Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz kann ausgeschlossen werden.

(5)  Es besteht kein Rechtsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als 
Eigentümer, Halter, Erwerber, Mieter und Leasingnehmer eines Motorfahrzeu-
ges zu Wasser oder in der Luft.

(6)  Der Fahrer muss bei Eintritt des Rechtsschutzfalls die vorgeschriebene Fahr-
erlaubnis haben, zum Führen des Fahrzeugs berechtigt sein und das Fahrzeug 
muss zugelassen oder mit einem Versicherungskennzeichen versehen sein. 
Bei Verstoß gegen diese Obliegenheit besteht Rechtsschutz nur für diejeni-
gen versicherten Personen, die von diesem Verstoß ohne Verschulden oder 
leicht fahrlässig keine Kenntnis hatten. Bei grob fahrlässiger Unkenntnis des 
Verstoßes gegen diese Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens der versicherten Person 
entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Weist die versicherte Person nach, 
dass ihre Unkenntnis nicht grob fahrlässig war, bleibt der Versicherungsschutz 
bestehen.

 Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn die versicherte Person 
oder der Fahrer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Rechtsschutzfalls noch für die Feststellung 
oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war.

(7)  Endet der Versicherungsvertrag durch Berufsaufgabe oder Tod des Versi-
cherungsnehmers, wird ihm bzw. seinen Erben Versicherungsschutz auch für 
Rechtsschutzfälle gewährt, die innerhalb eines Jahres nach der Beendigung 
des Versicherungsvertrags eintreten und im Zusammenhang mit der im Ver-
sicherungsschein genannten Eigenschaft des Versicherungsnehmers stehen.

(8)  Für Betriebe des Kraftfahrzeughandels und -handwerks, Fahrschulen und 
Tankstellen

a)  Versicherungsschutz besteht für alle Personen in ihrer Eigenschaft als 
berechtigte Fahrer oder berechtigte Insassen der nicht auf den Versiche-
rungsnehmer zugelassenen Motorfahrzeuge zu Lande, die sich bei Eintritt 
des Rechtsschutzfalles in Obhut des Versicherungsnehmers befinden oder 
in dessen Betrieb vorübergehend benutzt werden.

b)  Es besteht kein Rechtsschutz für Motorfahrzeuge zu Lande, die nicht auf 
den Versicherungsnehmer zugelassen oder nur mit einem roten Kennzei-
chen bzw. einer Kurzzeitzulassung versehen sind.

 Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht § 2 d) besteht nur beschränkt 
auf die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen 
Verträgen die im Zusammenhang mit der Eigenschaft als Eigentümer 
und Halter der auf ihn nicht nur zum vorübergehenden Eigengebrauch 
mit amtlichen schwarzen Kennzeichen zugelassen Motorfahrzeugen zu 
Lande stehen.

(9)  Wohnung eines Kindes am Ausbildungsort im Inland

 Abweichend von Abs. 3 (§ 2c) gilt der Versicherungsschutz auch für den Versi-
cherungsnehmer bzw. seinen ehelichen/eingetragenen oder im Versicherungs-
schein sonstigen genannten Lebenspartner als Eigentümer oder Mieter eines 
im Inland (Bundesrepublik Deutschland) gelegenen Grundstücks, Gebäudes 
oder  Gebäudeteils, das von einem der minderjährigen oder volljährigen Kinder 
des Versicherungsnehmers und/oder seines Lebenspartners am Ausbildungs-
ort und während der Schulzeit oder der sich unmittelbar anschließenden beruf-
lichen Erstausbildungszeit (Lehre oder Studium, nicht jedoch Referendarzeit,  
Fortbildungsmaßnahmen u. ä.) selbst bewohnt wird. Dies gilt entsprechend 
auch für die genannten Kinder als Mieter oder Eigentümer des Objekts, nicht 
jedoch als Mieter des Versicherungsnehmers oder einer der mitversicherten 
Personen. Mit Abschluss der beruflichen Erstausbildungszeit (Lehre und/oder 
Studium) entfällt die Mitversicherung.

 Dies gilt nur, sofern der Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz nicht 
gemäß Abs. 4 ausgeschlossen wurde.
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§ 29  rechtSSchutz für eigentümer und mieter Von  
Wohnungen und grundStücken

(1)  Versicherungsschutz besteht für den Versicherungsnehmer oder seinen 
ehelichen/eingetragenen oder im Versicherungsschein sonstigen genannten 
Lebenspartner in seiner im Versicherungsschein bezeichneten Eigenschaft als

a) Eigentümer 

b)  Vermieter, 

c)  Verpächter, 

d)  Mieter,

e)  Pächter,

f )  Nutzungsberechtigter

 von Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen, die im Versicherungs-
schein bezeichnet sind. Einer Wohneinheit zuzurechnende Garagen oder 
Kraftfahrzeug-Abstellplätze sind eingeschlossen.

(2)  Der Versicherungsschutz umfasst:

 Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz  (§ 2 c), 
Steuer-Rechtsschutz vor Gerichten  (§ 2 e) aa)).

(3)  Wohnung eines Kindes am Ausbildungsort im Inland

 Abweichend von Abs. 1 gilt der Versicherungsschutz auch für den Versiche-
rungsnehmer bzw. seinen ehelichen/eingetragenen oder im Versicherungs-
schein sonstigen genannten Lebenspartner als Eigentümer oder Mieter eines 
im Inland (Bundesrepublik Deutschland) gelegenen Grundstücks, Gebäudes 
oder Gebäudeteils, das von einem der minderjährigen oder volljährigen Kinder 
des Versicherungsnehmers und/oder seines Lebenspartners am Ausbildungs-
ort und während der Schulzeit oder der sich unmittelbar anschließenden 
beruflichen Erstausbildungszeit (Lehre oder Studium, nicht jedoch Refe-

rendarzeit, Fortbildungsmaßnahmen u. ä.) selbst bewohnt wird, sofern der 
Versicherungsnehmer bei der Badischen Rechtsschutzversicherung AG seine 
selbstgenutzte Wohneinheit versichert hat. Dies gilt entsprechend auch für die 
genannten Kinder als Mieter oder Eigentümer des Objekts, nicht jedoch als 
Mieter des Versicherungsnehmers oder einer der mitversicherten Personen. 

 Mit Abschluss der beruflichen Erstausbildungszeit (Lehre und/oder Studium) 
entfällt die Mitversicherung.

(4)  Selbstgenutzte Wohnung in Kombination mit dem Tarif proComfort (Klausel 01 
proComfort/Klausel zu §§ 25 und 26 ARB 2013). 

 Abweichend von Abs. 1 gilt der Versicherungsschutz auch für den Versiche-
rungsnehmer bzw. seinen ehelichen/eingetragenen oder im Versicherungs-
schein sonstigen genannten Lebenspartner als Eigentümer oder Mieter von 
weiteren ausschließlich selbstgenutzten Wohneinheiten im Inland (Bundes-
republik Deutschland), sofern der Versicherungsnehmer seine selbstgenutzte 
Wohneinheit und den Tarif proComfort bei der Badischen Rechtsschutzversi-
cherung AG versichert hat.

(5)  Mediation

 Der Rechtsschutz für Mediation erstreckt sich auf die in § 29 Abs. 2 genannten 
Leistungsarten sofern der Versicherungsnehmer für das betreffende Objekt/
Einheit eine Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutzversicherung in seiner 
Eigenschaft nach § 29 Abs. 1 bei der Badischen Rechtsschutz versicherung AG 
versichert hat. Gemäß § 5 Abs. 1 d) sowie § 5 A ARB 2013 trägt der Versicherer 
die Kosten einer außergericht lichen Konfliktlösung durch Mediation für bis zu 
acht Sitzungsstunden à maximal 180 EUR. Sind am Mediationsverfahren nicht 
versicherte Personen als Partei beteiligt, trägt der Versiche rer die Kosten 
anteilig im Verhältnis der Versicherten zu den nichtversicherten Personen.

(6)  Für Vermieter/Verpächter besteht zusätzlich Versicherungsschutz gemäß 
Teil C für das automatisierte Online-Forderungsmanagement der Badischen 
Rechtsschutzversicherung AG (BaFoMa 2013).
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KlaUseln

soweit nachstehend nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist,  
gelten die Bestimmungen der §§ 1, 3 bis 20 arB 2013.

KlaUsel 01 proComfort/ 
KlaUsel zU §§ 25 UnD 26 arB 2013

Unbegrenzte versicherungssumme.  
Für eine strafkaution steht ein Darlehen bis 200 000 EUR zur Verfügung.

Zusätzlich zu §§ 25 und 26 Abs. 2 ARB 2013 (Ausnahme Single-Rechtsschutz) gelten 
die Eltern und Großeltern des Versicherungsnehmers oder seines ehelichen/eingetra-
genen oder im Versicherungsschein genannten nichtehelichen/nicht eingetragenen 
Lebenspartners mitversichert, soweit diese in häuslicher Gemeinschaft (gemeinsame 
Wohnung) mit dem Versicherungsnehmer bzw. seines ehelichen/eingetragenen oder im 
Versicherungsschein genannten nichtehelichen/nicht eingetragenen Lebenspartners 
leben, sich im Ruhestand befinden und dort mit Erstwohnsitz gemeldet sind.

Abweichend von § 6 Abs. 2 ARB 2013 besteht weltweiter Versicherungsschutz bis zu 
einer Dauer von sechs Monaten und einer Versi cherungssumme von 100 000 EUR.

1.  Rechtsschutz im Vertrags- und Sachenrecht

 Versicherungsschutz besteht auch für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
aus schuldrechtlichen Verträgen im Zusammenhang mit dem Kauf und Einbau 
einer Küche in eine neu errichtete oder umgebaute Wohneinheit.

2.  Arbeits-Rechtsschutz

 Unabhängig von § 4 Abs 1 c) Satz 1 ARB 2013 besteht auch Versicherungs-
schutz für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen bei einem in Deutschland 
zugelassenen Rechtsanwalt, um die Aufhebung des Arbeitsvertrages mit dem 
Arbeitgeber außerhalb der einzuhaltenden gesetzlichen Fristen zu erreichen, 
sofern dies zu einem schriftlichen Angebot zur Aufhebung des Arbeitsvertra-
ges (Aufhebungsvertrag) führen soll. Die Kostenübernahme ist insoweit auf  
1 000 EUR für einen Leistungsfall pro Kalenderjahr begrenzt.

3.  Sozialgerichts-Rechtsschutz

 Versicherungssschutz besteht auch für die Wahrnehmung rechtlicher Inter-
essen in dem der Klage vorgeschalteten Widerspruchsverfahren.

4.  Verwaltungs-Rechtsschutz

 Versicherungsschutz besteht im privaten Bereich für die Wahrnehmung recht-
licher Interessen in nicht verkehrsrechtlichen Angelegenheiten vor deutschen 
Verwaltungsgerichten.

 Die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in ursächlichem Zusammenhang

-  mit Angelegenheiten aus dem Asyl-, Ausländer- und Staatsangehörigkeits-
recht 

-  mit der Vergabe von Studienplätzen 

-  aus dem Hochschulrecht 

-  mit dem Wohnungs- und Grundstücks-Rechtsschutz (§ 2 Abs. c) ARB 2013)

 ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen.

5.  Straf-Rechtsschutz

 Abweichend von § 2 i) bb) ARB 2013 besteht auch für die Verteidigung wegen 
des Vorwurfes eines sonstigen Vergehens rückwirkend Versicherungsschutz, 
wenn rechtskräftig festgestellt wurde, dass nicht vorsätzlich gehandelt worden 
ist. 

6.  Beratungs-Rechtsschutz im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erbrecht

 Versicherungsschutz besteht auch für eine über das erste Beratungsgespräch 
hinausgehende Tätigkeit. Die Kostenerstattung ist hier auf einen Betrag von 
maximal 750 EUR begrenzt.

7.  Mediations-Rechtsschutz

 Der Rechtsschutz für Mediation erstreckt sich auf die im Vertrag versicherten 
Leistungsarten.  Gemäß § 5 Abs. 1 d) sowie § 5 A ARB 2013 trägt der Versicherer 
die Kosten einer außergericht lichen Konfliktlösung durch Mediation für bis zu 
acht Sitzungsstunden à maximal 180 EUR. 

 Sind am Mediationsverfahren nicht versicherte Personen als Partei beteiligt, 
trägt der Versicherer die Kosten anteilig im Verhältnis der Versicherten zu den 
nichtversicherten Personen.

8.  Beratungs-Rechtsschutz für Vorsorgeverfügungen

 Vorsorgeverfügungen in diesem Sinne sind die Patientenverfügung, die Be-
treuungsverfügung und die Vorsorgevollmacht. 

 Versichert ist der erste Rat oder die erste Auskunft eines in Deutschland  zu-
gelassenen Rechtsanwalts oder Notars, unabhängig von den Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 1 ARB 2013.

 Kosten werden maximal bis zu 250 EUR pro Kalenderjahr erstattet, sobald dem 
Versicherer ein geeigneter Nachweis vorgelegt wird, aus der Art und Umfang 
der entsprechenden Tätigkeit hervorgehen. Hängt der Rat oder die Auskunft mit 

einer anderen gebührenpflichtigen Tätigkeit des Rechtsanwalts oder Notars 
zusammen, trägt der Versicherer höchstens einen Betrag in Höhe von 750 EUR. 
Der vereinbarte Selbstbehalt wird hierbei nicht in Rechnung gestellt.

9.  Beratungs-Rechtsschutz bei Verletzung von elterlichen Vollmachten im Zu-
sammenhang mit Pflege- und Betreuungssituationen

 Versicherungsschutz besteht im Familien-, Lebenspartnerschafts- und Erb-
recht unabhängig von § 4 Abs. 1 b) ARB 2013 auch für eine über das erste 
Beratungsgespräch hinausgehende Tätigkeit eines in Deutschland zugelas-
senen Rechtsanwaltes im Zusammenhang mit der streitigen Verletzung von 
elterlichen Vollmachten durch den Versicherungsnehmer bzw. des ehelichen/
eingetragenen oder im Versicherungsschein benannten sonstigen Lebenspart-
ners im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013. Die Kostenerstattung ist hier auf einen 
Betrag von maximal 1 500 EUR je Leistungsfall und Kalenderjahr begrenzt.

10.  Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit (BbA)

 Die Beitragsbefreiung bei Arbeitslosigkeit (BbA) gemäß § 9 G ARB 2013 ist 
mitversichert.

11.  Prämienneutrale Leistungserweiterungen/-verbesserungen. 

 Erweitert die Badische Rechtsschutzversicherung AG in der Zukunft den 
Leistungsumfang der jeweils versicherten Leistungsrisiken ohne Mehrbeitrag, 
wird der Versicherungsnehmer ab dem Zeitpunkt der Leistungserweiterung 
automatisch so gestellt, als hätte er diese Leistungen mitversichert.

12.  Mobiler Anwaltsservice

 Der Versicherer übernimmt pro Rechtsschutzfall die gesetzlichen Fahrtkosten 
und Abwesenheitsgelder des Rechtsanwaltes für maximal drei Besuche  am 
Wohnort des Versicherungsnehmers in Deutschland, wenn der Versiche-
rungsnehmer bzw. der eheliche/eingetragene oder im Versicherungsschein 
benannte sonstige Lebenspartner im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013 nicht in 
der Lage ist, den Rechtsanwalt aufzusuchen und dieser in dem Landgerichts-
bezirk in dem der Versicherungsnehmer wohnt, zugelassen ist. Dies gilt auch, 
wenn das Reiseziel innerhalb der Gemeinde liegt, in der sich die Kanzlei oder 
der Wohnort des Rechtsanwalts befindet. Ist der Aufenthaltsort des Versiche-
rungsnehmers bzw. des ehelichen/eingetragenen oder im Versicherungsschein 
benannten sonstigen Lebenspartners im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013 in 
einem Krankenhaus in Deutschland, so muss der Rechtsanwalt in dem Land-
gerichtsbezirk in dem das Krankenhaus liegt, zugelassen sein. In beiden Fällen 
muss der Besuch zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich sein.

13.  Beratungs-Rechtsschutz in Bausachen 

 Versicherungsschutz besteht für ein erstes Beratungsgespräch eines in 
Deutschland zugelassenen Rechtsanwaltes bei Rechtsstreitigkeiten im Zusam-
menhang mit den unter § 3 Abs. 1 d) aa)-ff) aufgeführten Baurisikostreitigkeiten. 

 Kosten hierfür werden je Bauvorhaben und insgesamt im Kalenderjahr bis zu 
250 EUR erstattet, sobald ein geeigneter Nachweis vorgelegt wird, aus der Art 
und Umfang der entsprechenden Tätigkeit hervorgehen.

14.  Vereins-Rechtsschutz

 Versicherungsschutz besteht bei Beitrags- oder Bestandsstreitigkeiten im 
Zusammenhang mit der Mitgliedschaft einer versicherten Person in einem 
eingetragenen, gemeinnützigen Verein, dessen satzungsgemäßer Zweck die 
Förderung von Freizeitsport, Musik oder Gartenpflege ist. 

15.  Ergänzungsdeckung (Umbrella Deckung)

 Bei Vereinbarung des Deckungsumfanges „Ergänzungsdeckung“ (Umbrella-
deckung) gelten zusätzlich nachfolgende Bedingungen:

1.  Versicherungsschutz besteht ab Versicherungsbeginn, sofern über einen 
anderen, vor diesem abgeschlossenen Vertrag mit den selben Leistungs-
arten Versicherungsschutz nur mit eingeschränktem Leistungsumfang 
besteht. 

 Dies gilt nicht, wenn beim Vorversicherer Höchstversicherungsgrenzen 
überschritten werden, oder oder wenn aufgrund bestehender Selbst-
beteiligungen der Rechtsschutzfall nicht übernommen wird, bzw. die 
Kostenübernahme gekürzt wurde.

2. Der Versicherungsnehmer verpflichtet sich, einen Schadenfall zuerst der 
anderen Versicherung zur Regulierung zu melden;

3. Für den Zeitraum von maximal 1 Jahr, für den die andere Versicherung 
besteht, wird dem Versicherungsnehmer ein Beitragsnachlass eingeräumt. 

 Der Wegfall dieses Beitragsnachlasses begründet kein Kündigungsrecht 
wegen Beitragserhöhung.

4.  Rechtschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus 
dem Rechtsschutzvertrag gegen den Vorversicherer oder das für diesen 
tätige Schadenabwicklungsunternehmen.

16.  Professionelles Online-Forderungsmanagement für Privatdarlehen

 Versicherungsschutz besteht gemäß Teil B für das automatisierte Online-For-
derungsmanagement der Badischen Rechtsschutzversicherung AG (BaFoMa 
2013).
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KlaUsel 02 proSenioren/ 
KlaUsel zU §§ 25 UnD 26 arB 2013  

Dieser Rechtsschutz wurde speziell für Rentner und Pensionäre ab dem 55. Lebensjahr 
entwickelt.

Eine Mitversicherung besteht unter den vorgenannten Voraussetzungen in diesem 
zusätzlichen Umfang, abweichend von §§ 25 Abs. 2, 26 Abs. 2 ARB 2013 nur für den ehe-
lichen/eingetragenen oder im Versicherungsschein benannten sonstigen Lebenspartner 
im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013.

Zusätzlich zu §§ 25 und 26 Abs. 2 a) ARB 2013 gelten die minderjährigen Enkelkinder 
des Versicherungsnehmers oder seines ehelichen/eingetragenen oder im Versi-
cherungsschein genannten nichtehelichen/nicht eingetragenen Lebenspartners bis 
zur Vollendung des 14. Lebensjahres mitversichert, soweit diese Ihren Wohnsitz in 
Deutschland haben.

Abweichend von § 6 Abs. 2 ARB 2013 besteht weltweiter Versicherungsschutz bis zu 
einer Dauer von sechs Monaten.

Der Versicherungsschutz der §§ 25, 26 ARB 2013 kann für diesen Personenkreis um 
folgenden Umfang erweitert werden:

a) Arbeits-Rechtsschutz gemäß § 2b ARB 2013 mit der Maßgabe, dass der Ver-
sicherungsschutz nur besteht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 

- aus einem geringfügig entlohnten Beschäftigungsverhältnis  
(§ 8 Abs. 1 SGB IV), 

- als Arbeitgeber von hauswirtschaftlichem oder pflegerischem Personal;

-  Streitigkeiten aus Beihilfe- und Pensionszusagen oder aus betrieblichen 
Altersversorgungen und beihilferechtliche Ansprüche aus einem öffentlich-
rechtlichen Dienstverhältnis; 

 Gemäß § 4 Abs. 1 c ARB 2013 besteht hierfür eine Wartezeit von 3 Monaten ab 
Beginn des Versicherungsschutzes dieser Zusatzvereinbarung.

b) Beratungs-Rechtsschutz für Vorsorgeverfügungen 

 Vorsorgeverfügungen in diesem Sinne sind die Patientenverfügung, die Be-
treuungsverfügung und die Vorsorgevollmacht.

 Versichert ist der erste Rat oder die erste Auskunft eines in Deutschland zuge-
lassenen Rechtsanwalts oder Notars, unabhängig von den Voraussetzungen 
des § 4 Abs. 1 ARB 2013. Kosten werden maximal bis zu 250 EUR erstattet 
sobald dem Versicherer ein geeigneter Nachweis vorgelegt wird, aus der 
Art und Umfang der entsprechenden Tätigkeit hervorgehen. Der vereinbarte 
Selbstbehalt wird hierbei nicht in Rechnung gestellt.

c) erweiterter Beratungs-Rechtsschutz im Erbrecht

 Versicherungsschutz besteht für das Beratungsgespräch sowie für eine 
darüber hinausgehende Tätigkeit eines in Deutschland zugelassenen Rechts-
anwaltes oder Notars, die zu Erstellung eines eigenen Testaments führt. Kosten 
hierfür werden bis zu 250 EUR erstattet, sobald ein geeigneter Nachweis vorge-
legt wird, aus der Art und Umfang der entsprechenden Tätigkeit hervorgehen. 
Der Eintritt des Rechtsschutzfalls ist nicht abhängig von einer Änderung der 
Rechtslage gem. § 4 Abs1 b ARB 2013. Der vereinbarte Selbstbehalt wird hierbei 
nicht in Rechnung gestellt.

d) Rechtsschutz in Betreuungsverfahren

 Für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen als Betroffener im unmittelbaren 
Zusammenhang mit einer Anordnung gem. § 1896 ff. BGB, aufgrund der ein 
Betreuer bestellt werden soll. Rechtsschutz besteht ab der Einleitung des 
Verfahrens einer Betreuungsanordnung vor einem Gericht in Deutschland.

e) Mobiler Anwaltsservice

 Der Versicherer übernimmt pro Rechtsschutzfall die gesetzlichen Fahrtkosten 
und Abwesenheitsgelder des Rechtsanwaltes für maximal drei Besuche am 
Wohnort des Versicherungsnehmers in Deutschland, wenn der Versiche-
rungsnehmer bzw. der eheliche/eingetragene oder im Versicherungsschein 
benannte sonstige Lebenspartner im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013 nicht in 
der Lage ist, den Rechtsanwalt aufzusuchen und dieser in dem Landgerichts-
bezirk in dem der Versicherungsnehmer wohnt, zugelassen ist. Dies gilt auch, 
wenn das Reiseziel innerhalb der Gemeinde liegt, in der sich die Kanzlei oder 
der Wohnort des Rechtsanwalts befindet. Ist der Aufenthaltsort des Versiche-
rungsnehmers bzw. des ehelichen/eingetragenen oder im Versicherungsschein 
benannten sonstigen Lebenspartners im Sinne des § 3 Abs. 4 b) ARB 2013 in 

einem Krankenhaus in Deutschland, so muss der Rechtsanwalt in dem Land-
gerichtsbezirk in dem das Krankenhaus liegt, zugelassen sein. In beiden Fällen 
muss der Besuch zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich sein.

f)  Vorsorge-Arbeits-Rechtsschutz für den Fall der Wiederaufnahme einer beruf-
lichen Tätigkeit

 Der Versicherungsschutz umfasst zusätzlich den Vorsorge-Arbeits-Rechts-
schutz. Im Falle der Wiederaufnahme einer beruflichen Tätigkeit kann 
der Versicherungsschutz unter Mitversicherung der Leistungsart Arbeits-
Rechtsschutz gemäß § 2 b ARB 2013 (ohne Wartezeit) in die Tarifform proSB 
bzw. proComfort umgewandelt werden.

KlaUsel 05/
KlaUsel zU §§ 24 UnD 28 arB 2013
rechtSSchutz im VertragSrecht

a) Der Versicherungsschutz für die Ausübung der im Versicherungsschein 
bezeichneten gewerblichen, freiberuflichen und sonstigen selbstständigen 
Tätigkeit gem. §§ 24 und 28 ARB 2013 kann auf die gerichtliche Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen aus schuldrechtlichen Verträgen ausgedehnt werden, 
soweit er nicht in den Leistungsarten nach § 2 a), b) und c) ARB 2013 enthalten 
ist.

b) Ausgeschlossen ist der Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen aus Versicherungsverträgen und aus dem Bereich des Handels-
vertreterrechtes.

KlaUsel 07/
Sonderbedingung für die dienStreiSe-rechtSSchutz- 
VerSicherung

§ 1
Versicherungsschutz wird dem Versicherten in Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit 
als Fahrer und Insasse in öffentlichen und privaten Verkehrsmitteln gewährt.

§ 2
Der Versicherungsschutz umfasst

1. Schadenersatz-Rechtsschutz im Rahmen des § 2 a) ARB 2013

2. Straf-Rechtsschutz im Rahmen des § 2 i) aa) ARB 2013

3. Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz im Rahmen des § 2 j) ARB 2013

§ 3
Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherte bei 
Eintritt des Rechtsschutzfalles nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis hatte, zum 
Führen eines Fahrzeuges nicht berechtigt war oder das Fahrzeug nicht zugelassen 
oder nicht mit einem Versicherungskennzeichen versehen war.

KlaUsel 08/ 
KlaUsel zU §§ 25 UnD 26 arB 2013
SingLe-rechtSSchutz für aLLeinStehende/aLLeinerziehende 
und unVerheiratete PerSonen

Abweichend von Ziffer (1) der §§ 25 und 26 ARB 2013 besteht Versicherungsschutz nur 
für den alleinstehenden/alleinerziehenden und unver heirateten oder verheirateten aber 
getrennt lebenden Versicherungs nehmer.

Heiratet oder führt der Versicherungsnehmer eine eingetragene Lebenspartnerschaft, 
erweitert sich der Versicherungsschutz von diesem Zeitpunkt an auf den Ehepartner/
Lebenspartner, wenn die Heirat/Eintragung der Lebenspartnerschaft dem Versicherer 
innerhalb von zwei Monaten angezeigt wird. Erfolgt die Anzeige später als zwei Monate 
nach der Heirat bzw. Eintragung der Lebenspartnerschaft, beginnt der Versicherungs-
schutz für den Ehepartner/Lebenspartner erst mit dem Eingang der Anzeige beim 
Versicherer. Von dem Zeitpunkt der Mitversicherung an ist der im Tarif des Versicherers 
für den jeweiligen Versicherungsschutz von Familien geltende Beitrag zu zahlen.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer einer Änderung seiner Le-
bensumstände, die zur Änderung (Eheschließung, Eintragung der Lebenspartnerschaft) 
des Single-Tarifes führen, unverzüglich anzuzeigen.
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sOnDerBeDInGUnG zUM  
antIDIsKrIMInIerUnGs-rechtsschUtz  
FÜr selBststÄnDIGe (saDr 2013)  
Der BaDIschen rechtsschUtz- 
versIcherUnG aG

(1)  Versicherungsnehmer

 Versichert ist der Versicherungsnehmer in Ausübung seiner im Versicherungs-
schein bezeichneten selbstständigen Tätigkeit.

(2)  Versichertes Risiko

 Rechtsschutz besteht für die außergerichtliche und gerichtliche Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen des Versicherungsnehmers zur Abwehr von Ansprüchen 
nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) wegen der Verletzung 
von Benachteiligungsverboten. 

 Der Rechtsschutz umfasst die Abwehr von Ansprüchen auf:

–  Unterlassung,

–  Beseitigung,

–  Duldung,

–  Vornahme von Handlungen,

–  Entschädigung oder Schadenersatz,

 die gegen den Versicherungsnehmer aufgrund von Handlungen oder Un-
terlassungen im Zusammenhang mit der im Versicherungsvertrag zugrunde 
liegenden Tätigkeit geltend gemacht werden, sofern der Versicherungsschutz 
nicht bereits in anderen versicherten Leistungsarten enthalten ist.

(3)  Voraussetzungen für den Anspruch auf Rechtsschutz 

 Der Rechtsschutzfall gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten, in dem der Versi-
cherungsnehmer begonnen hat oder begonnen haben soll, gegen Vorschriften 
des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes zu verstoßen. Für vertragliche 
Ansprüche besteht Rechtsschutz jedoch erst nach Ablauf von drei Monaten 
nach Versicherungsbeginn (Wartezeit).

(4)  Versicherte Kosten

 Der Versicherer trägt die Kosten gemäß § 5 Absätze 1 a), c), d) und h), 2 a), 3, 
sowie 4 ARB 2013.

 Soweit im Schadenfall eine Kostenerstattung aus einem anderen Versiche-
rungsvertrag beansprucht werden kann, gehen die Leistungen des anderen 
Vertrags diesem Vertrag vor (Subsidiaritätsklausel).

(5)  Örtlicher Geltungsbereich

 Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher Interessen in der 
Bundesrepublik Deutschland erfolgt und ein Gericht dort gesetzlich zuständig 
ist oder wäre, wenn ein gerichtliches Verfahren eingeleitet würde.
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sOnDerBeDInGUnG FÜr Das aUtOMatI-
sIerte OnlIne-FOrDerUnGs ManaGeMent 
(BaFoMa 2013) Der BaDIschen rechts-
schUtzversIcherUnG aG

allGeMeInes

§ 1  zugang/Verifizierung/datenSchutz

a)  Der Versicherungsnehmer muss bei der erstmaligen Nutzung des Internet-
portals seine persönlichen Daten angeben bzw. bestätigen, ein Zugriff ist nur 
bei einem aktiven Versicherungsvertrag möglich. Die Zugangsinformationen 
werden dem Versicherungsnehmer mit dem Versicherungsschein übersandt.

b)  Der Versicherungsnehmer hat sich ggf. gegenüber dem Inkassounternehmen 
durch Vorlage eines Personalsausweises (Privatpersonen) bzw. eines aktu-
ellen Handelsregisterauszuges auszuweisen. Diese Informationen setzt das 
Geldwäschegesetz (GWG) voraus. Die Kosten für diese Verifizierung gemäß 
den gesetzlichen Bestimmungen gehen zu Lasten des Versicherungsnehmers.

c)  Das Inkassounternehmen ist berechtigt, Daten zu statistischen Zwecken der 
Kalkulation bzw. zur Gestaltung und Fortführung des Versicherungsumfangs 
aus der Zusammenarbeit mit dem Versicherungsnehmer an den Versicherer 
weiterzuleiten. Das Inkassounternehmen verpflichtet sich, die datenschutz-
rechtlichen Gegebenheiten einzuhalten.

§ 2  VerhaLten deS VerSicherungSnehmerS

 Die Erstattung der Kosten im Rechtsschutzfall setzt die ausschließliche In-
anspruchnahme des vom Versicherer genannten Inkassounternehmens und 
deren Nutzung des Internetportals voraus.

§ 3  Vorzeitige beendigung

 Lehnt das durch den Versicherer benannte Inkassounternehmen den Auftrag 
ab, obwohl die Forderung des Versicherungsnehmers die in § 2 Abs. 1 Teil 
A, B, C bestimmten Voraussetzungen erfüllt, kann der Versicherungsnehmer 
den Rechtsschutzvertrag vorzeitig kündigen. Gleiches gilt, wenn der Versi-
cherer den Rechtsschutz ablehnt, obwohl er zur Leistung verpflichtet ist. Die 
Kündigung muss dem Versicherer spätestens einen Monat nach Ablehnung 
des Auftrages bzw. Rechtsschutzes zugegangen sein. Die Kündigung wird 
sofort mit ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungsnehmer 
kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, 
spätestens jedoch zum Ende des laufenden Versicherungsjahres wirksam 
wird. Für den Fall der vorzeitigen Beendigung ist das Inkassounternehmen 
verpflichtet, zum Beendigungszeitpunkt den Zugang zur Nutzung der Bonitäts-/
Wirtschafts-/Gewerbeauskünfte zu sperren. Alle zum Beendigungszeitpunkt 
noch laufenden Forderungsvorgänge (Rechtsschutzfälle) werden gemäß den 
im Versicherungsvertrag vereinbarten Leistungen vom Inkassounternehmen 
bearbeitet. Neue Forderungsvorgänge (Rechtsschutzfälle) können über das 
Internetportal nicht mehr überstellt werden.

§ 4 anzuWendendeS recht

 Soweit nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, gelten die Bestim-
mungen der §§ 1, 5 und 7 bis 20 der Allgemeinen Bedingungen für die Rechts-
schutzversicherung (ARB 2013).

teIl a - FÜr selBststÄnDIGe

§ 1  aufgabe der VerSicherung

 Der Versicherer stellt dem Versicherungsnehmer ein professionelles au-
ßergerichtliches Forderungsmanagement zur Verfügung. Damit kann der 
Versicherungsnehmer ihm vertraglich zustehende Forderungen aus seiner 
gewerblichen, freiberuflichen oder sonstigen selbstständigen bzw. im Ver-
sicherungsschein bezeichneter Tätigkeit außergerichtlich beitreiben, wenn 
der Zahlungspflichtige des Versicherungsnehmers seinen Sitz/Wohnsitz in 
Deutschland hat, und im Falle einer gerichtlichen Geltendmachung ein deut-
sches Gericht zuständig wäre. Der Versicherer trägt im Falle der ganzen oder 
teilweisen Uneinbringlichkeit des Forderungsanspruchs die für diese Tätigkeit 
erforderlichen Kosten des Inkassopartners (BFI Bremer Factoring und Inkasso-
Kontor GmbH) in dem nachfolgend bestimmten Umfang. Eine gerichtliche 
Geltendmachung der Forderung ist nicht vom Versicherungsschutz umfasst.

§ 2  VorauSSetzungen für den anSPruch auf  
rechtSSchutz

1. Anspruch auf Rechtsschutz besteht, wenn

a) der Versicherungsnehmer über das vom Versicherer genannte Inkas-
sounternehmen eine Forderung beitreiben möchte, die er nicht kraft 
rechtsgeschäftlicher Abtretung erlangt hat bzw. die Forderung von einer 
Gegenleistung abhängt und diese erbracht wurde,

b) die einzelne Zahlungsforderung mindestens 100 EUR und höchstens 50 000 
EUR beträgt,

c) die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounterneh-
mens fällig ist, und der Zahlungspflichtige sich aufgrund der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen des Versicherungsnehmers, einem zwischen 
dem Versicherungsnehmer und dem Kunden individuell vereinbarten 
Zahlungsziel oder durch die gesetzlichen Bestimmungen (BGB) in Verzug 
(§ 286 BGB) befindet,

d) die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounternehmens 
längstens sechs Kalendermonate vor Abschluss des Vertrages fällig ge-
worden ist, 

e) die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounternehmens 
unstreitig ist, d.h., der Zahlungspflichtige keine materiell-rechtlichen Ein-
wände gegen die Forderung erhoben hat,

f) die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounternehmens 
nicht gerichtlich rechtshängig ist oder war und kein anderer Bevollmäch-
tigter mit Beitreibungsmaßnahmen beauftragt ist.

2. Kein Anspruch auf Rechtsschutz besteht bzw. der Versicherungsschutz endet, 
wenn

a) der Kunde des Versicherungsnehmers während der Bearbeitung durch 
das Inkassounternehmen materiell-rechtliche Einwände erhebt,

b) der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkas-
sounternehmens Kenntnis vom beantragten bzw. eröffneten Insolvenzver-
fahren des Zahlungspflichtigen hat oder die Forderung bereits durch den 
Versicherungsnehmer oder einem Bevollmächtigten zur Insolvenztabelle 
angemeldet wurde,

c) der Versicherungsnehmer zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassoun-
ternehmens Kenntnis vom Tod oder Haft, dem unbekannten Aufenthalt oder 
dem Aufenthalt im Ausland des Zahlungspflichtigen hat,

d) die Forderung in ursächlichem Zusammenhang mit Spiel- oder Wettverträ-
gen, Gewinnzusagen, Termin- oder vergleichbaren Spekulationsgeschäften 
sowie dem Ankauf, der Veräußerung, der Verwaltung von Wertpapieren 
(z. B. Aktien, Rentenwerte, Fondsanteile), Wertrechten, die Wertpapieren 
gleichstehen, Beteiligungen (z. B. an Kapitalanlagemodellen, stille Gesell-
schaftern, Genossenschaften) und deren Finanzierung steht,

e) die Forderung aus rassistischen extremistischen pornographischen oder 
sonst sittenwidrigen Geschäften entstanden ist,

f) die Forderung von einer Gegenleistung abhängig ist und diese vom Versi-
cherungsnehmer nicht erbracht wurde,

g) die Forderung aus bzw. gegenüber dem Bauhauptgewerbe soweit diesen 
Bauhaupt- und Baunebenleistungen zugrunde liegen,

h) die Forderung durch die gesetzlichen Bestimmungen bzw. durch individu-
elle Absprachen zwischen dem Versicherungsnehmer und dem Zahlungs-
pflichtigen verjährt ist.

§ 3  LeiStungSumfang

1. Bonitätsauskünfte

a) Unabhängig von dem Eintritt des Rechtsschutzfalles (§ 2 Abs. 1) kann der 
Versicherungsnehmer über das Internetportal des Online-Forderungsma-
nagements (BaFoMa) Bonitätsauskünfte über Privatpersonen abfordern, 
mit denen er im Rahmen seiner gewerblichen, freiberuflichen oder sonsti-
gen selbstständigen Tätigkeit die Annahme eines Auftrages erwägt, dessen 
Nettovolumen mehr als 1 000 EUR beträgt.

b) Gegenstand des Versicherungsumfangs sind Bonitätsauskünfte von Pri-
vatpersonen, die in Deutschland ihren Wohnsitz haben.

c) Der Versicherungsnehmer hat bei der Abfrage im Internetportal sein 
persönliches Interesse im Einzelfall zu bestätigen. Die Einholung jeglicher 
Art von Auskünften, sowohl Bonitätsprüfung von Privatpersonen als auch 
Gewerbe- bzw. Wirtschaftsauskünfte setzen ein berechtigtes Interesse 
des Auskunfteinholenden voraus. Ein berechtigtes Interesse nach § 29 
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Bundesdatenschutzgesetz liegt z. B. vor, wenn ein Unternehmen Waren 
auf Rechnung versendet oder einen Dienstleistungs- bzw. Werkvertrag 
schließen möchten, der mit einem wirtschaftlichen Risiko verbunden ist. 
Das gilt natürlich auch für laufende Geschäftsbeziehungen, die mit einem 
permanenten wirtschaftlichen Risiko verbunden sind. Die Einholung von 
Bonitätsauskünften bei der BFI Bremer Factoring und Inkasso-Kontor 
GmbH setzt ein berechtigtes Interesse voraus. 

d) Der Versicherungsnehmer verpflichtet sich, die Bonitäts-/Gewerbe-/
Wirtschaftsauskünfte ausschließlich für seine Geschäftstätigkeit zu nutzen, 
eine Weitergabe oder ein Weiterverkauf ist nicht gestattet.

e) Da es sich bei den Auskünften um Ergebnisse aus Datenbanksystemen 
handelt, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit haben, ergeben sich 
keine Haftungsansprüche des Versicherungsnehmers gegenüber dem 
Versicherer bzw. dem Inkassounternehmen.

f) Sofern es aufgrund von gesetzlichen Gegebenheiten zu geänderten 
Nutzungs bedingungen von Bonitäts-/Gewerbe-/Wirtschaftsauskünfte 
kommt, besteht ein Nutzungsanspruch des Versicherungsnehmers nur im 
Rahmen der gesetzlichen Gegebenheiten. Es gilt das Bundesdatenschutz-
gesetz in seiner aktuellen Form. 

g)  Weiterer Gegenstand des Versicherungsumfanges ist die Abforderung von 
Gewerbe-/ Wirtschaftsauskünften. Hier übernimmt die BGV die Kosten für 
jeweils 5 Anfragen pro Kalenderjahr des jeweiligen Versicherungsnehmers. 
Darüber hinausgehende Abfragen müssen vom Versicherungsnehmer 
selbst getragen werden und können in Form von Abfragepaketen vor 
Abfrage gekauft werden.

2. Vorgerichtliches Inkassoverfahren

a) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die Forderung nach den Vor-
aussetzungen des § 2 Abs. 1 über das Internetportal an den Inkassounter-
nehmen zu übertragen. Dieses entscheidet innerhalb von 24 Stunden nach 
Forderungsübergabe, ob die Forderung die Versicherungsvoraussetzungen 
erfüllt und lehnt ggf. die Übernahme des Auftrages ab.

b) Nach der Übernahme des Auftrages durch das Inkassounternehmen erhält 
der Versicherungsnehmer eine Bestätigung.

c) Im Versicherungsumfang enthalten ist eine schriftliche, mündliche und ggf. 
persönliche Ansprache des Zahlungspflichtigen durch das Inkassounter-
nehmen im vorgerichtlichen Bereich. Nähere Einzelheiten des Bearbei-
tungsumfangs im vorgerichtlichen Inkassoverfahren ergeben sich durch 
die gesonderte Inkassovereinbarung zwischen dem Inkassounternehmen 
und dem Versicherungsnehmer.

d) Muss die vorgerichtliche Bearbeitung durch das Inkassounternehmen ein-
gestellt werden, da der Zahlungspflichtige die Forderung materiell-rechtlich 
bestreitet oder trotz der Möglichkeiten des Inkassounternehmens nicht 
bezahlt, dann trägt der Versicherer die vorgerichtlichen Inkassokosten 
bzw. die Auslagen des Inkassounternehmens für Anfragen beim Einwoh-
nermeldeamt.

e) Die Umsatzsteuer in Bezug auf die Inkassokosten trägt der Versicherer, 
soweit der Versicherungsnehmer nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

f) Entscheidet sich der Versicherungsnehmer nach Beauftragung des 
Inkasso unternehmens zur Beendigung des Forderungsvorgangs (Rückruf/
Einstellung), so trägt der Versicherer je Kalenderjahr für max. 3 Inkasso-
aufträge die Kosten. Weitere zurückgerufene Inkassoaufträge sind durch 
den Versicherungsnehmer nach der Maßgabe der Inkassovereinbarung 
des Inkassounternehmens zu tragen. Innerhalb von zwei Wochen beträgt 
dies je Auftrag 20 EUR und ab der zweiten Woche 40 EUR.

g) Enden die Beitreibungsbemühungen des Inkassounternehmens, da die 
Forderung strittig wird, empfiehlt der Versicherer auf Wunsch des Versi-
cherungsnehmers einen Rechtsanwalt für die gerichtliche Durchsetzung 
der Forderung. Nach erfolgreicher Titulierung der Vorgänge können diese 
durch die BFI Bremer Factoring und Inkasso-Kontor GmbH in die Langzei-
tüberwachung übernommen werden. Für die Bearbeitung ausgeklagter 
Forderungen, Titelüberwachung in der Langzeitüberwachung erhält BFI 45 % 
aus allen beigetriebenen Geldern in der jeweiligen Forderungsangelegenheit. 
Im Gegenzug hält BFI den Auftraggeber von allen Kosten frei und übernimmt 
das volle Kostenrisiko aus allen zur Bearbeitung erforderlichen Maßnahmen.

Eine vereinbarte Selbstbeteiligung wird nicht in Rechnung gestellt.

§ 4  VerSicherte PerSonen
 Versichert ist der im Versicherungsschein bezeichnete Versicherungsnehmer 

als Eigentümer der Forderung.

teIl B - FÜr PrIvatPersOnen (PrIvatDarlehen)

§ 1 aufgabe der VerSicherung

 Der Versicherer stellt dem Versicherungsnehmer (VN) ein professionelles  
Forderungsmanagement zur Verfügung. Damit kann der Versicherungsnehmer 
die ihm vertraglich zustehende Forderung im Zusammenhang mit Privatdarle-
hen zwischen zwei Verbrauchern beitreiben, wenn der Zahlungspflichtige des 
VN seinen Sitz/Wohnsitz in Deutschland hat, und im Falle einer gerichtlichen 

Geltendmachung ein deutsches Gericht zuständig wäre. Der Versicherer trägt 
im Falle der ganzen oder teilweisen Uneinbringlichkeit des Forderungsan-
spruchs die für diese Tätigkeit erforderlichen Kosten des Inkassopartners (BFI 
Bremer Factoring und Inkasso-Kontor GmbH) in dem nachfolgend bestimmten 
Umfang.

§ 2 VorauSSetzungen für den anSPruch auf rechtS-
Schutz

1. Anspruch auf Rechtsschutz besteht, wenn

a. der Versicherungsnehmer über das vom Versicherer genannte Inkas-
sounternehmen eine Forderung beitreiben möchte, die er nicht kraft 
rechtsgeschäftlicher Abtretung erlangt hat bzw. die Forderung von einer 
Gegenleistung abhängt und diese erbracht wurde,

b. die einzelne Zahlungsforderung mindestens 100 EUR und höchstens 10.000 
EUR beträgt,

c. die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounternehmens 
fällig ist, und der Zahlungspflichtige sich in Verzug (§ 286 BGB) befindet,

d. die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounternehmens 
nach Abschluss des Vertrages fällig geworden ist, 

e. die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounternehmens 
unstreitig ist, d.h., der Zahlungspflichtige keine materiell-rechtlichen Ein-
wände gegen die Forderung erhoben hat,

f. die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounternehmens 
nicht gerichtlich rechtshängig ist oder war und kein anderer Bevollmäch-
tigter mit Beitreibungsmaßnahmen beauftragt ist.

2. Wird die Forderung strittig oder enden die Beitreibungsbemühungen des 
Inkassounternehmens durch Ablauf der 6-monatigen Bearbeitungsfrist, erhält 
der Versicherer hierüber Auskunft und wird auf Wunsch des Versicherungs-
nehmers einen Rechtsanwalt für die Durchsetzung der Forderung benennen. 
Für die Kostenübernahme der Anwaltskosten benötigen Sie eine Deckungszu-
sage. Nach erfolgreicher Titulierung der Vorgänge durch einen Rechtsanwalt 
können diese durch die BFI Bremer Factoring und Inkasso-Kontor GmbH in die 
Langzeitüberwachung übernommen werden. Für die Bearbeitung ausgeklag-
ter Forderungen, Titelüberwachung in der Langzeitüberwachung erhält BFI 
45 % der dem Versicherungsnehmer zustehenden Gelder (Hauptforderung,  
Nebenforderung, Zinsen) in der jeweiligen Forderungsangelegenheit sowie 
die entstandenen Auslagen und Inkassogebühren. Im Gegenzug hält BFI den 
Auftraggeber von allen Kosten frei und übernimmt das volle Kostenrisiko aus 
allen zur Bearbeitung erforderlichen Maßnahmen.

3. Meldet das Inkassounternehmen dem Versicherer nach 6-monatiger Bear-
beitung die Uneinbringlichkeit des Forderungsanspruches, so übernimmt der 
Versicherer bei Erteilung einer Deckungszusage die Kosten für die Titulierung 
der Vorgänge gemäß § 5 ARB. Nach erfolgreicher Titulierung der Vorgänge 
durch einen Rechtsanwalt können diese durch die BFI Bremer Factoring und 
Inkasso-Kontor GmbH in die Langzeitüberwachung übernommen werden. 
Sollten während der Bearbeitungszeit dem Versicherungsnehmer  weitere 
Forderungen entstehen, so werden diese nicht automatisch Bestandteil dieses 
Auftrages.

teIl c - FÜr verMIeter/verPÄchter

§ 1 aufgabe der VerSicherung

 Der Versicherer stellt dem Versicherungsnehmer (VN) ein professionelles 
Forderungsmanagement zur Verfügung. Damit kann der Versicherungsnehmer 
die ihm vertraglich zustehende Forderung in seiner im Versicherungsschein 
bezeichneten Eigenschaft als Vermieter/Verpächter beitreiben, wenn der Zah-
lungspflichtige des VN seinen Sitz/Wohnsitz in Deutschland hat, und im Falle 
einer gerichtlichen Geltendmachung ein deutsches Gericht zuständig wäre. 
Der Versicherer trägt im Falle der ganzen oder teilweisen Uneinbringlichkeit 
des Forderungsanspruchs die für diese Tätigkeit erforderlichen Kosten des 
Inkassopartners (BFI Bremer Factoring und Inkasso-Kontor GmbH) in dem 
nachfolgend bestimmten Umfang.

§ 2 VorauSSetzungen für den anSPruch auf rechtS-
Schutz

1. Anspruch auf Rechtsschutz besteht, wenn

a. der Versicherungsnehmer über das vom Versicherer genannte Inkas-
sounternehmen eine Forderung beitreiben möchte, die er nicht kraft 
rechtsgeschäftlicher Abtretung erlangt hat bzw. die Forderung von einer 
Gegenleistung abhängt und diese erbracht wurde,

b. die einzelne Zahlungsforderung mindestens 100 EUR und höchstens 5.000 
EUR beträgt,

c. die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounterneh-
mens fällig ist, und der Zahlungspflichtige sich aufgrund der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen des Versicherungsnehmers, einem zwischen 
dem Versicherungsnehmer und dem Kunden individuell vereinbarten 
Zahlungsziel oder durch die gesetzlichen Bestimmungen (BGB) in Verzug 
(§ 286 BGB) befindet,
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d. die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounternehmens 
frühestens drei Kalendermonate nach Abschluss des Vertrages fällig 
geworden ist, 

e. die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounternehmens 
unstreitig ist, d.h., der Zahlungspflichtige keine materiell-rechtlichen Ein-
wände gegen die Forderung erhoben hat,

f. die Forderung zum Zeitpunkt der Beauftragung des Inkassounternehmens 
nicht gerichtlich rechtshängig ist oder war und kein anderer Bevollmäch-
tigter mit Beitreibungsmaßnahmen beauftragt ist.

2. Wird die Forderung strittig oder enden die Beitreibungsbemühungen des 
Inkassounternehmens durch Ablauf der 6-monatigen Bearbeitungsfrist, erhält 
der Versicherer hierüber Auskunft und wird auf Wunsch des Versicherungs-
nehmers einen Rechtsanwalt für die Durchsetzung der Forderung benennen. 
Für die Kostenübernahme der Anwaltskosten benötigen Sie eine Deckungszu-
sage. Nach erfolgreicher Titulierung der Vorgänge durch einen Rechtsanwalt 
können diese durch die BFI Bremer Factoring und Inkasso-Kontor GmbH in die 
Langzeitüberwachung übernommen werden. Für die Bearbeitung ausgeklag-
ter Forderungen, Titelüberwachung in der Langzeitüberwachung erhält BFI 
45 % der dem Versicherungsnehmer zustehenden Gelder (Hauptforderung,  
Nebenforderung, Zinsen) in der jeweiligen Forderungsangelegenheit sowie 
die entstandenen Auslagen und Inkassogebühren. Im Gegenzug hält BFI den 
Auftraggeber von allen Kosten frei und übernimmt das volle Kostenrisiko aus 
allen zur Bearbeitung erforderlichen Maßnahmen.

3. Meldet das Inkassounternehmen dem Versicherer nach 6-monatiger Bear-
beitung die Uneinbringlichkeit des Forderungsanspruches, so übernimmt der 
Versicherer bei Erteilung einer Deckungszusage die Kosten für die Titulierung 
der Vorgänge gemäß § 5 ARB. Nach erfolgreicher Titulierung der Vorgänge 
durch einen Rechtsanwalt können diese durch die BFI Bremer Factoring und 
Inkasso-Kontor GmbH in die Langzeitüberwachung übernommen werden. Sollten 
während der Bearbeitungszeit dem Versicherungsnehmer  weitere Forderungen 
entstehen, so werden diese nicht automatisch Bestandteil dieses Auftrages.

§ 3  bonitÄtSauSkünfte

 Der Versicherer sorgt für Bonitätsprüfungen möglicher zukünftiger Mieter/
Pächter, die der Versicherungsnehmer in dem Stadium der Anbahnung eines 
Miet- oder Pachtverhältnisses einholen kann, sofern er als Vermieter oder 
Verpächter von  Grundstücken, Gebäuden oder Gebäudeteilen nach § 29 
versichert ist. § 13 Absatz 2 gilt nicht; 

aa)  Gegenstand des Versicherungsumfangs sind Bonitätsauskünfte von Pri-
vatpersonen, die in Deutschland ihren Wohnsitz haben.

bb)  Der Versicherungsnehmer hat bei der Abfrage im Internetportal sein 
persönliches Interesse im Einzelfall zu bestätigen. Die Einholung jeglicher 
Art von Bonitätsauskünften von  Privatpersonen setzen ein berechtigtes 
Interesse des Auskunfteinholenden voraus. Die Einholung von Bonitäts-
auskünften bei der BFI Bremer Factoring und Inkasso-Kontor GmbH setzt 
ein berechtigtes Interesse voraus.

cc)  Der Versicherungsnehmer verpflichtet sich, die Bonitätsauskünfte aus-
schließlich für sich selbst zu nutzen, eine Weitergabe, Speicherung oder 
ein Weiterverkauf ist nicht gestattet.

dd)  Da es sich bei den Auskünften um Ergebnisse aus Datenbanksystemen 
handelt, die keinen Anspruch auf Vollständigkeit haben, ergeben sich 
keine Haftungsansprüche des Versicherungsnehmers gegenüber dem 
Versicherer bzw. dem auskunftgebenden Inkassounternehmen bzw. der 
Auskunftei.

ee)  Sofern es aufgrund von gesetzlichen Gegebenheiten zu geänderten Nutzungs-
bedingungen von Bonitätsauskünften kommt, besteht ein Nutzungsanspruch 
des Versicherungsnehmers nur im Rahmen der gesetzlichen Gegebenheiten. 
Es gilt das Bundesdatenschutzgesetz in seiner aktuellen Form.
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sOnDerBeDInGUnG zUr sPezIal-straF-
rechtsschUtzversIcherUnG  
Der BaDIschen rechtsschUtz- 
versIcherUnG aG (ssr 2013)

§ 1  VerSicherte PerSonen

(1)  Versicherungsschutz besteht

a)  für die im Versicherungsschein bezeichnete Tätigkeit des Unternehmens 
als Versicherungsnehmer, sowie für seine Inhaber, seine gesetzlichen 
Vertreter und sämtliche Betriebsangehörigen einschließlich der Be-
triebsärzte, Praktikanten sowie Leiharbeitnehmern bei Verstößen, die 
Sie in Ausübung der im Versicherungsschein bezeichneten  Tätigkeit für 
den Versicherungsnehmer begehen oder begangen haben sollen. Für 
Betriebsangehörige besteht Versicherungsschutz auch, soweit sie im 
Betrieb des Versicherungsnehmers tätig werden in der Eigenschaft als 
Fachkräfte für Arbeitssicherheit  (gemäß Arbeitssicherheitsgesetz), Sicher-
heitsbeauftragte, Immissionsschutzbeauftragte, Datenschutzbeauftragte, 
Strahlenschutzbeauftragte, Beauftragte für Gewässerschutz und / oder 
Abfall und dergleichen. Soweit es sich bei dem Versicherungsnehmer 
um eine juristische Person handelt, für die ein Aufsichtsrat bestellt ist, 
sind auch die Mitglieder des Aufsichtsrates versichert. Es besteht eine 
Vorsorgeversicherung für neu hinzutretende Personen. Die den Versi-
cherungsnehmer betreffenden Bestimmungen gelten sinngemäß auch 
für die übrigen versicherten Personen. Niederlassungen (Betriebsstätten 
einschließlich Lager, Verkaufsbüro und dergleichen) sind mitversichert, 
soweit sie nicht rechtlich selbstständig sind. Rechtlich selbstständige 
Tochter- und Beteiligungsunternehmen können in den Vertrag einbezogen 
werden. Die Abgabe von Willenserklärungen zum Versicherungsvertrag 
erfolgt nur zwischen Versicherungsnehmer und Versicherer. Der Versi-
cherungsnehmer ist allein Beitragsschuldner. Im Übrigen aber finden alle 
Bestimmungen, die für den Versicherungsnehmer gelten, entsprechend 
für die vom Versicherungsschutz erfassten rechtlich selbstständigen 
Unternehmen Anwendung.

b)  soweit vereinbart für den Versicherungsnehmer, seinen ehelichen / einge-
tragenen oder im Versicherungsschein genannten sonstigen Lebenspartner 
im privaten, sowie für den beruflichen Bereich in Ausübung einer nicht-
selbständigen Tätigkeit.

 Mitversichert sind:

 aa)  die minderjährigen Kinder,

 bb)  die unverheirateten, nicht in einer eingetragenen oder sonstigen 
Lebenspartnerschaft lebenden volljährigen Kin der, jedoch längstens 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie erstmalig eine auf Dauer angelegte 
berufliche Tätigkeit ausüben und hierfür ein leistungsbezogenes 
Entgelt er halten.

(2)  Wenn der Versicherungsnehmer der Rechtsschutzgewährung zustimmt, 
erhalten auch aus den Diensten des Versicherungsnehmers bzw. der mitver-
sicherten Unternehmen ausgeschiedenen Personen für Rechtsschutzfälle, 
die sich aus ihrer früheren Tätigkeit für den Versicherungsnehmer ergeben, 
Versicherungsschutz.

(3)  Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Beitragsrechnung die zur Beitragsberechnung erforderlichen An-
gaben (Anzahl der Aufsichtsratsmitglieder, Geschäftsführer und Beschäftigten) 
anzuzeigen.

(4)  Ändert sich die gemäß Absatz (1) vom Versicherungsschutz erfasste Tätigkeit, 
erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf diese neue Tätigkeit, wenn 
der Versicherungsnehmer der Badischen Rechtsschutzversicherung AG die 
Tätigkeit innerhalb von zwei Monaten nach deren Aufnahme anzeigt, gege-
benenfalls ist eine Beitragsneufestsetzung erforderlich. Erfolgt die Anzeige 
später, erstreckt sich der Versicherungsschutz auf die neue Tätigkeit erst ab 
dem Zeitpunkt des Eingangs der Anzeige bei der Badischen Rechtsschutzver-
sicherung AG. § 11 ARB 2013 bleibt unberührt.

§ 2  LeiStungSarten
 Der Versicherungsschutz im Rahmen der Sonderbedingung umfasst:

1)  Straf-Rechtsschutz, für die Verteidigung wegen des Vorwurfes eines Ver-
gehens; bei dem es zu keiner rechtskräftigen Verurteilung wegen Vorsatzes 
kommt. Kein Rechtsschutz besteht bei dem Vorwurf eines Verbrechens. 
Maßgebend für die Beurteilung des Versicherungsschutzes ist allein der 
vorliegende Tatvorwurf. Dabei kommt es weder auf die Berechtigung des 
Vorwurfes noch auf den Ausgang des Strafverfahrens an.

 Bei rechtskräftiger Feststellung, dass der Versicherte das Vergehen vorsätzlich 
begangen hat, ist er verpflichtet, der Badischen Rechtsschutzversicherung AG 
die gesamten erbrachten Leistungen zurückzuerstatten.

 Werden dem Versicherten mehrere solcher Vorsatzvergehen zur Last ge-
legt und wird er wegen mindestens eines Vorsatzvergehens rechtskräftig 
verurteilt, entfällt rückwirkend der Versicherungsschutz für die übrigen 

Verfahren (auch wenn zwischen diesen Vergehen kein Zusammenhang 
besteht). Bei Freiheitsstrafen sowie bei Geldstrafen und Geldbußen über  
500 EUR sind Gnaden-, Strafaussetzungs-, Strafaufschub und Zahlungser-
leichterungsverfahren eingeschlossen und zwar für insgesamt zwei Anträge 
je Person und Rechtsschutzfall. Bei Abschluss des Verfahrens durch einen 
Strafbefehl bleibt der Versicherungsschutz auch bei rechtskräftiger Verurtei-
lung wegen einer Vorsatztat bestehen.

2)  Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz

 Für die Verteidigung wegen des Vorwurfes einer Ordnungswidrigkeit der 
Mitversicherten. Bei Ordnungswidrigkeiten (Bußgeldverfahren) besteht stets 
Versicherungsschutz auch für vorsätzliches Handeln.

3)  Disziplinar- und Standes-Rechtsschutz

 Für die Verteidigung in Disziplinar- und Standesrechtsverfahren. 

4) Der Versicherungsschutz umfasst im Rahmen der Leistungsarten zu § 2 Abs. 
1 und 2

a)  Die Beistandsleistung durch einen Rechtsanwalt bei der Vernehmung 
eines Mitversicherten in einem versicherten Verfahren als Zeuge (Zeugen-
beistand); dies gilt auch bei Vertretung von Entlastungszeugen sowie bei 
Durchsuchungs- und Beschlagnahmemaßnahmen gegen Nichtbeschul-
digte;

b)  die Stellungnahme eines Rechtsanwaltes, die notwendig wird, weil sich das 
Ermittlungsverfahren auf das versicherte Unternehmen bezieht, ohne dass 
bestimmte Betriebsangehörige beschuldet werden (Firmenstellungnahme).

(5)  Verwaltungs-Rechtsschutz

 Der Versicherer trägt ferner die notwendigen Kosten eines Rechtsanwaltes 
für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versicherten in verwal-
tungsrechtlichen Angelegenheiten vor deutschen Verwaltungsbehörden und 
-gerichten zur Unterstützung der Verteidigung in einem eingeleiteten und vom 
Versicherungsschutz erfassten Straf- oder Ordnungswidrigkeitenverfahren.

(6)  Der Versicherungsschutz umfasst auch eine Tätigkeit in sozialrechtlichen Ver-
fahren vor deutschen Behörden und Gerichten, die dazu dient, die Verteidigung 
in eingeleiteten Verfahren wegen des Vorwurfs der Verletzung von Vorschriften 
des Straf- und Ordnungswidrigkeitenrechts sowie in standes- und disziplinar-
rechtlichen Verfahren zu unterstützen oder deren Einleitung zu verhindern.

(7)  Rechtsschutz für Wiederaufnahmeverfahren und Zurückverweisungen 

 Vom Versicherungsschutz umfasst ist das – in den §§ 359 ff der Strafprozess-
ordnung geregelte Verfahren zur Wiederaufnahme eines durch rechtskräftiges 
Urteil abgeschlossenen Verfahrens ebenso wie die sich gegebenenfalls da-
ran anschließende Erneuerung der Hauptverhandlung. Versicherungsschutz 
besteht auch für die anwaltliche Tätigkeit zur Stellung des Wiederaufnah-
meantrags. Versicherungsschutz besteht nur für ein erfolgreiches Wieder-
aufnahmeverfahren. Ist das Wiederaufnahmeverfahren nicht erfolgreich, 
so ist der Versicherungsnehmer verpflichtet die Kosten für das Verfahren 
zurückzuerstatten. 

(8)  Tätigkeit in Adhäsionsverfahren

 Soweit aus einer versicherten Straftat vermögensrechtliche Ansprüche Dritter 
gegen den Versicherten erwachsen und im Rahmen eines Adhäsionsverfahren 
gem. § 403 ff. der Strafprozessordnung vor einem deutschen Gericht geltend 
gemacht werden, besteht Versicherungsschutz. Wenn der Versicherte aus 
einem anderen Versicherungsvertrag (Haftpflichtversicherung) Leistungen 
erlangen kann, besteht insoweit kein Anspruch aus diesem Versicherungsver-
trag. In Adhäsionsverfahren trägt der Versicherer die gesetzliche Vergütung 
nach dem RVG.

(9)  Tätigkeit in Privatklageverfahren, 

 wenn der Versicherte im Rahmen einer Privatklage gem. § 374 ff. StPO ange-
klagt wird, einschließlich eines vorgehenden Sühneversuchs gem. § 380 StPO.

(10)  Verdeckte Ermittlungsverfahren 

 Abweichend von § 4 Abs. 2 SSR 2013 erstreckt sich der Versicherungsschutz 
auch auf Ermittlungsverfahren, deren Einleitung vor Beginn des Vertrages liegt, 
wenn diese Ermittlungsverfahren zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses nicht 
bekannt waren. Der Umfang des Versicherungsschutzes entspricht dem zum 
Zeitpunkt des Beginns des Versicherungsvertrages gültigen Umfang.

§ 3  auSgeSchLoSSene rechtSangeLegenheiten

(1)  Versicherungsschutz besteht insoweit nicht, als der (Mit-) Versicherte in den 
letzten 5 Jahren vor der Anklageerhebung wegen eines gleichartigen Vorsatz-
vergehens rechtskräftig verurteilt worden ist.

(2)  Versicherungsschutz besteht nicht für die Wahrnehmung rechtlicher Interessen 
bei der Verteidigung wegen des Vorwurfes der Verletzung verkehrsrechtlicher 
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Vorschriften als Eigentümer, Besitzer, Halter oder Fahrer von Motorfahrzeugen 
zu Lande, zu Wasser oder in der Luft sowie Anhängern.

(3)  Es gelten die allgemeinen Risikoausschlüsse gemäß § 3 ARB 2013; diese können 
aufgrund besonderer Vereinbarung insgesamt oder einzeln entfallen.

§ 4  VorauSSetzungen für den anSPruch auf  
rechtSSchutz

(1)  Anspruch auf Rechtsschutz besteht nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles 
im Zusammenhang mit der im Versicherungsvertrag genannten Tätigkeit des 
Versicherten innerhalb des versicherten Zeitraumes und für den Zeitraum von 
einem Jahr nach Beendigung des Rechtsschutzvertrages.

(2)  Als Rechtsschutzfall gilt:
a)  für Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren die Einleitung eines 

Ermittlungsverfah rens gegen den Versicherten;
b)  für standes- und disziplinarrechtliche Verfahren die Einleitung eines 

förmlichen standes- oder disziplinarrechtlichen Verfahrens gegen den 
Versicherten;

c)  für den Zeugenbeistand die mündliche oder schriftliche Aufforderung 
an den Versicherungsnehmer oder die von ihm im Versicherungsvertrag 
benannte Person zur Zeugenaussage;

d)  für die Firmenstellungnahme die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 
gegen das versicherte Unternehmen.

e)  in Wiederaufnahmeverfahren und Zurückverweisungen
 In Verfahren zugunsten des Versicherten die Stellung des Antrags auf 

Wiederaufnahme bzw. in allen anderen Fällen die Anordnung des Gerichts 
zur Wiederaufnahme des Verfahrens. Wird eine versicherte Strafsache 
in einem Rechtsmittelverfahren an ein Strafgericht zurückverwiesen, so 
besteht auch vor diesem Gericht Versicherungsschutz für die Verteidigung 
der versicherten Personen.

f)  in Adhäsionsverfahren die Stellung des Antrags, durch den zivilrechtliche 
Ansprüche gerichtlich gegen versicherte Personen geltend gemacht 
werden.

g)  in Privatklageverfahren die Anrufung der Vergleichsbehörde durch den 
Privatkläger oder in den Fällen, in denen ein Sühneversuch nicht erfolgt, 
die Klageerhebung nach § 381 Strafprozessordnung oder entsprechender 
ausländischer Rechtsvorschriften.

h)  Es besteht auch Versicherungsschutz, wenn zunächst verdeckt geführte 
Ermittlungs verfahren dem versicherten Unternehmen und Mitversicherten 
erst nach Beginn des Versicherungsschutzes bekannt werden. Der An-
spruch auf Rechtsschutz muss innerhalb von drei Jahren nach Beendigung 
des Rechtsschutzvertrages geltend gemacht werden. 

 Als eingeleitet gilt ein Ermittlungs-, standes- oder disziplinarrechtliches 
Verfahren, wenn es bei der zuständigen Behörde/Standesorganisation als 
solches verfügt ist. Diese Regelung setzt voraus, dass dem Versicherer vor 
Vertragsbeginn alle bekannten Umstände angezeigt werden, die auf ein 
möglicherweise anstehendes Ermittlungsverfahren hinweisen (§ 16 VVG).

§ 5  LeiStungSumfang

(1) Die Badische Rechtsschutzversicherung trägt:
a)  die dem Versicherten auferlegten Kosten der versicherten Verfahren. 

Strafvollstreckungsverfahren sind mitversichert;
b)  die verwaltungsrechtliche Tätigkeit, welche dazu dient, die Verteidigung 

in eingeleiteten Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren, die vom Ver-
sicherungsschutz erfasst werden, zu unterstützen.

c)  die Kosten eines für den Versicherungsnehmer und/oder Versicherten 
tätigen Rechtsanwaltes in der nachgenannten Höhe. Für Honorarver-
einbarungen mit Rechtsanwälten beträgt die Höchstentschädigung bei 
Selbstän digen, Inhabern, gesetzlichen Vertretern und Prokuristen sowie 
bei dem Versicherungsnehmer:

 – im Ermittlungsverfahren 5 300 EUR
 – in der Hauptverhandlung je Tag 2 000 EUR
 – in gerichtlichen Verfahren außerhalb der Hauptverhandlung 5 300 EUR
 – im Zeugenbeistand 2 600 EUR 
 Für Honorarvereinbarungen mit Rechtsanwälten beträgt die Höchstent-

schädigung bei allen übrigen Versicherten:
 – im Ermittlungsverfahren 1 300 EUR
 – in der Hauptverhandlung je Tag 1 300 EUR
 – in gerichtlichen Verfahren außerhalb der Hauptverhandlung 1 300 EUR
 – im Zeugenbeistand 1 300 EUR 
 für die 

aa)  Verteidigung in Straf- und Ordnungswidrigkeitenverfahren,
bb)  Verteidigung in disziplinar- und standesrechtlichen Verfahren,
cc)  Firmenstellungnahme 

 Die Höchstentschädigung für Honorarvereinbarungen mit Rechtsanwälten 
bei Firmenstellungnahmen beträgt 3 000 EUR. 

 Die Höhe des im Einzelfall zu tragenden Betrages bestimmt sich unter 
Berücksichtigung aller Umstände, insbesondere der Be deutung der Ange-
legenheit, des Umfanges und der Schwierig keit der anwaltlichen Tätigkeit.

d)  die Kosten für notwendige Reisen des Prozessbevollmächtigen an den 
Ort des zuständigen Gerichtes oder den Sitz der für die versicherten 
Verfahren zuständigen Behörde. Die Reisekosten werden bis zur Höhe 
der für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze 
bis höchstens 3 000 EUR übernommen, wenn dieses das persönliche 
Erscheinen angeordnet hat.

e)  die angemessenen Kosten der für die Verteidigung erforderlichen Gut-
achten öffentlich bestellter, vom Versicherungsnehmer beauftragter, 
Sachverständiger, in Verfahren wegen der Verletzung einer Vorschrift des 
Straf- oder Ordnungswidrigkeitenrechtes, jedoch höchstens bis zu einem 
Stundensatz des Sachver ständigen von 300 EUR, maximiert auf 25 000 EUR 
für alle Gutach ten.

f)  die einem Nebenkläger in einem Ermittlungs- oder Strafverfahren gegen 
den Versicherten entstandenen Kosten, soweit der Versicherte diese 
freiwillig übernimmt, um zu erreichen dass das Verfahren eingestellt wird, 
obwohl ein hinreichender Tatverdacht fortbesteht. Die Rechtsanwaltskos-
ten des gegnerischen Nebenklägers trägt der Versicherer bis zur Höhe der 
gesetzlichen Vergütung gemäß RVG; 

g)  die Kosten der Reisen der versicherten Person an den Ort des zuständigen 
Gerichtes, wenn dieses das persönliche Erscheinen des Versicherten 
angeordnet hat. Die Reisekosten zu einem inländischen Gericht werden 
jedoch nur übernommen, wenn der Versicherte mehr als 100 km Luftlinie 
vom Gerichtsort entfernt wohnt. Die Reisekosten werden bis zur Höhe der 
für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze bis 
höchstens 3 000 EUR übernommen;

h) Steuerrisiko

 Abweichend von § 3 Abs. 2 i ARB 2013 umfasst der Versicherungsschutz 
auch die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Verletzung 
einer Vorschrift aus dem Bereich des Steuer- und sonstigen Abgabenrech-
tes.

i)  Bauherrenrisiko

 Abweichend von § 3 Abs. 2 i ARB 2013 umfasst der Versicherungsschutz 
auch die Verteidigung in Verfahren wegen der Verletzung einer Vorschrift 
des Baurechtes.

j)  PUFE-Risiko

 Abweichend von § 3 Abs. 3 d ARB 2013 umfasst der Versicherungsschutz 
auch die Verteidigung in Verfahren wegen des Vorwurfes der Verletzung 
einer Vorschrift im Zusammenhang mit Planfeststellungs-, Umlegungs-, 
Flurbereinigungs- und Enteignungsangelegenheiten.

(2)  Die Badische Rechtsschutzversicherung sorgt ferner für

a)  die Übersetzung der für die Verteidigung und den Zeugenbeistand im Aus-
land notwendigen schriftlichen Unterlagen und trägt die dabei anfallenden 
Kosten eines notwendigen Übersetzers (Übersetzungskosten).

b)  Die Auswahl und Beauftragung eines Dolmetschers und trägt die dabei 
anfallenden Kosten, sofern eine versicherte Person im Ausland verhaftet 
oder dort mit Haft bedroht wird.

(3) a)  Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der von der Badischen 
Rechtsschutz-versicherung zu tragenden Kosten verlangen, sobald er 
nachweist, dass er zu deren Zahlung verpflichtet ist oder diese Verpflich-
tung bereits erfüllt hat.

b)  vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufgewandte Kosten 
werden diesem in Euro zum Wechselkurs des Tages erstattet, an dem diese 
Kosten vom Versicherungsnehmer gezahlt wurden.

(4)  Die Badische Rechtsschutzversicherung trägt nicht:

a)  die Kosten für die Verteidigung gegen den Vorwurf einer Steuerstraftat, 
wenn das Ermittlungsverfahren durch eine Selbstanzeige ausgelöst wird; 

b)  die im Versicherungsvertrag vereinbarte Selbstbeteiligung je Rechtsschutz-
fall;

c)  die Kosten für Strafvollstreckungsverfahren jeder Art nach Rechtskraft 
einer Geldstrafe oder –buße unter 250 EUR;

d)  Kosten, die bei einer Teileintrittspflicht auf den nicht gedeckten Teil ent-
fallen. Treffen Ansprüche zusammen, für die teils Versicherungsschutz 
besteht, teils nicht, trägt die Badische Rechtsschutzversicherung nur den 
Teil der angefallenen Kosten, der dem Verhältnis des Wertes des gedeck-
ten Teils zum Gesamtstreitwert (Quote) entspricht. In den Fällen des § 2 
richtet sich der von der Badischen Rechtsschutzversicherung zu tragende 
Kostenanteil nach Gewichtung und Bedeutung der einzelnen Vorwürfe im 
Gesamtzusammenhang.

e)  Rechtsanwaltskosten, die keine konkrete Anwaltsleistung abgelten. Das 
betrifft insbesondere die pauschale Vergütung für die bloße Mandats-
übernahme oder die Bereitschaft des Betreibens der Angelegenheit 
(sogenannte Antrittsgelder).

(5)  Alle Bestimmungen, die den Rechtsanwalt betreffen, gelten entsprechend bei 
Wahrnehmung rechtlicher Interessen im Ausland für dort ansässige rechts- 
und sachkundige Bevollmächtigte, die befugt sind, die Verteidigung einer 
versicherten Person zu übernehmen.
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(6)  Soweit im Versicherungsvertrag nicht etwas anderes vereinbart ist, zahlt die 
Badische Rechtsschutzversicherung in jedem Rechtsschutzfall sowie für zeit-
lich und ursächlich zusammenhängende Rechtsschutzfälle die in § 5 Absätze 
1 und 2 genannten Kosten bis zu der im Versicherungsvertrag für die einzelne 
versicherte Person vereinbarten Versicherungssumme. Die Höchstleistung 
des Versicherers für alle im Kalenderjahr eintretenden Rechtsschutzfälle 
ist abweichend von § 4 Abs. 4 ARB 2013 auf das Zweifache der vereinbarten 
Versicherungssumme begrenzt, je Person jedoch höchstens auf die im Antrag 
genannte Versicherungssumme. Richtet sich ein versichertes Verfahren gegen 
mehrere Versicherte oder werden in demselben Verfahren mehrere Versicherte 
zur Zeugenaussage aufgefordert, handelt es sich um denselben und nicht 
jeweils um einen neuen Rechtsschutzfall.

(7)  Der Versicherer sorgt für die Zahlung eines zinslosen Darlehens bis zu der 
im Vertrag genannten Höhe für eine Kaution, die gestellt werden muss, um 
den Versicherungsnehmer und die mitversicherten Personen einstweilen vor 
Strafverfolgungsmaßnahmen zu verschonen (Strafkaution).

§ 6  ÖrtLicher geLtungSbereich
 Versicherungsschutz besteht für Rechtsschutzfälle, die in Europa eintreten 

und für die in diesem Bereich der gesetzliche Gerichtsstand gegeben ist.

§ 7  anzuWendende beStimmungen
 Soweit vorstehend nicht ausdrücklich etwas anderes vereinbart ist, gelten die 

Bestimmungen der §§ 1, 3 bis 20 ARB 2013 entsprechend.
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Vorbemerkung:

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der elektronischen 
Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, 
schnell und wirtschaftlich abwickeln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der 
Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen manuel-
len Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu Ihrer Person wird 
durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung 
und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt 
oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenverarbeitung und 
-nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses 
oder vertragsähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung 
berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und kein Grund zur An-
nahme besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss 
der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und im Hin-
blick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in Ihren Versiche-
rungsantrag eine Einwilligungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese 
gilt über die Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet jedoch – außer in 
der Lebens- und Unfallversicherung – schon mit Ablehnung des Antrages oder durch 
Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung 
ganz oder teilweise gestrichen, kommt es u. U. nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz 
Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Da-
tenverarbeitung und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie 
in der Vorbemerkung beschrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungserklärung

Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. beim Arzt, einem Berufs-
geheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schweigepflichtentbin-
dung) voraus. In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung (Personenversicherung) 
ist daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbindungsklausel enthalten.

Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Datenverarbeitung 
und -nutzung nennen.

1.  Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer

 Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind 
zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Antrag versi-
cherungstechnische Daten wie Kundennummer (Partnernummer), Versicherungs-
summe, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls 
die Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverständigen oder 
eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir 
Ihre Angaben zum Schaden und ggf. auch Angaben von Dritten, wie z. B. den vom 
Arzt ermittelten Grad der Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerk-
statt über einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung den 
Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten).

2.  Datenübermittlung an Rückversicherer

 Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen 
Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in vielen 
Fällen einen Teil der Risiken an Rückversicherer im In- und Ausland ab. Diese Rück-
versicherer benötigen ebenfalls versicherungstechnische Angaben von uns, wie 
Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos und 
Risikozuschlages sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer 
bei Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden Ihnen auch die dafür erfor-
derlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt.

 In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rückversicherer, 
denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.

3.  Datenübermittlung an andere Versicherer

 Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung, 
jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die Einschät-
zung des Wagnisses und die Schadenabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. 
Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder Mitteilungen 
über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder 
gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widersprüche 
in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellun-
gen zum entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, andere 
Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu 
erteilen.

 Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherung, gesetzlicher 
Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches von perso-
nenbezogenen Daten unter den Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen 
weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungs-
schutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und 
Schadentag.

4.  Zentrale Hinweissysteme

 Bei Prüfung eines Antrages oder eines Schadens kann es notwendig sein, zur Risi-
kobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhaltes oder zur Verhinderung 
von Versicherungsmiss brauch Anfragen an den zuständigen Fachverband bzw. 

an andere Versicherer zu richten oder auch entsprechende Anfragen anderer 
Versicherer zu beantworten. Dazu bestehen bei den Fachverbänden zentrale 
Hinweissysteme.

 Solche Hinweissysteme gibt es beim Verband der Lebensversicherungs-Unterneh-
men, beim Gesamtverband der Versicherungswirtschaft GdV (Zusammenschluss 
der bisherigen Verbände: Verband der Haftpflichtversicherer, Unfallversicherer, 
Autoversicherer und Rechtsschutzversicherer – HUK-Verband –, Verband der 
Sachversicherer, Deutscher Transport-Versicherungs-Verband) sowie beim Ver-
band der privaten Krankenversicherung. Die Aufnahme in diese Hinweissysteme 
und deren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwecken, die mit dem jeweiligen System 
verfolgt werden dürfen, also nur soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind.

Beispiele: 

Kfz-Versicherer 

- Registrierung von auffälligen Schadenfällen, Kfz-Diebstählen sowie von Personen, 
bei denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauches besteht.

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung

Lebensversicherer 

- Aufnahme von Sonderrisiken, z. B. Ablehnung des Risikos bzw. Annahme mit Bei-
tragszuschlag

-  aus versicherungsmedizinischen Gründen

-  aufgrund der Auskünfte anderer Versicherer  

-  wegen verweigerter Nachuntersuchung

-  Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung seitens des Versicherers

- Ablehnung des Vertrages seitens des Versicherungsnehmers wegen geforderter 
Beitragszuschläge

Zweck: Risikoprüfung

Rechtsschutzversicherer

-  vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf durch den 
Versicherer nach mindestens vier Rechtsschutzfällen innerhalb von 12 Monaten

-  vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Vertragsablauf bei konkret 
begründetem Verdacht einer betrügerischen Inanspruchnahme der Versicherung

Zweck: Überprüfung der Angaben zu Vorversicherungen bei der Antragstellung

Sachversicherer

-  Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt oder wenn 
aufgrund des Verdachtes des Versicherungsmissbrauchs der Vertrag gekündigt wird 
und bestimmte Schadensummen erreicht sind

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren Missbrauchs

Transportversicherer 

-  Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versicherungsmissbrauches) Schaden-
fällen, insbesondere in der Reisegepäckversicherung

Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungsmissbrauch

Unfallversicherer 

-  Meldung bei erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht

-  Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung im Schadenfall, 
wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Unfallfolgen

-  außerordentliche Kündigung durch den Versicherer nach Leistungserbringung oder 
Klageerhebung auf Leistung

Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch

5.  Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmensgruppe

 Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) und 
andere Finanzdienstleistungen, z. B. Kredite, Bausparen, Kapitalanlagen, Immobilien 
werden durch rechtlich selbstständige Unternehmen betrieben. Um den Kunden 
einen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu können, arbeiten die Unter-
nehmen häufig in Unternehmensgruppen zusammen.

 Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso 
oder die Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal gespeichert, 
auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen Unternehmen der Gruppe abschließen; 
und auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, 
Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und 
Leistungsdaten werden in einer zentralen Datensammlung geführt.

 Dabei sind die sog. Partnerdaten (z. B. Name, Adresse, Kundennummer, Konto-
nummer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von allen Unternehmen der Gruppe 
abfragbar. Auf diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und 
bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch 
Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt verbucht wer-
den.

 Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur 
von den Versicherungsunternehmen der Gruppe abfragbar.

 Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des jeweiligen Kunden 
durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz auch 
hier von „Datenübermittlung“, bei der die Vorschriften des Bundesdatenschutzge-
setzes zu beachten sind. Branchenspezifische Daten – wie z. B. Gesundheits- oder 
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Bonitätsdaten – bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der jeweiligen 
Unternehmen.

 Unserer Unternehmensgruppe/unserem Versicherungsverbund gehören zur Zeit 
folgende Unternehmen an: der Badische Gemeinde-Versicherungs-Verband, die 
BGV-Versicherung AG, die Badische Allgemeine Versicherung AG, die Badische 
Rechtsschutzversicherung AG sowie die Union Reiseversicherung AG und die Union 
Krankenversicherung AG.

 Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermittler zur umfas-
senden Beratung und Betreuung ihrer Kunden in weiteren Finanzdienstleistungen 
(z. B. Kredite, Bausparverträge, Kapitalanlagen, Immobilien) auch mit Kreditins-
tituten, Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften außerhalb 
der Gruppe zusammen. Zur Zeit kooperieren wir mit der SV Lebensversicherung 
Baden-Württemberg AG und der Landesbausparkasse Baden-Württemberg.

6.  Betreuung durch Versicherungsvermittler

 In Ihren Versicherungsangelegenheiten (sowie im Rahmen des sonstigen Dienstleis-
tungsangebotes unserer Unternehmensgruppe bzw. unserer Kooperationspartner) 
werden Sie durch einen unserer Vermittler betreut. Vermittler in diesem Sinn sind 
neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften.

 Um seine Aufgabe ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler zu 
diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen Angaben 
aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Bei-
träge, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle 
und Höhe von Versicherungsleistungen sowie von unseren Partnerunternehmen 
Angaben über andere finanzielle Dienstleistungen, z. B. Abschluss und Stand 
Ihres Bausparvertrages. Ausschließlich zum Zweck von Vertragsanpassungen in 
der Personenversicherung können an den zuständigen Vermittler auch Gesund-
heitsdaten übermittelt werden. Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst 
personenbezogene Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung 
des Kunden. Auch werden sie von uns über Änderungen der kundenrelevanten 
Daten informiert. Jeder Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die 
Bestimmungen des BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. 
Berufsgeheimnis und Datengeheimnis) zu beachten. Der für Ihre Betreuung zustän-
dige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. Endet seine Tätigkeit für unser Unternehmen 
(z. B. durch Kündigung des Vermittlervertrages oder bei Pensionierung), regelt das 
Unternehmen Ihre Betreuung neu; Sie werden hierüber informiert.

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 

 Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz neben dem ein-
gangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft sowie unter bestimmten 
Voraussetzungen ein Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer 
Datei gespeicherten Daten.

 Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich bitte an 
den betrieb lichen Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers. Richten Sie auch 

ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen 
der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer.

8. Informationen zur Bonitätsprüfung

1.  Wir nutzen Informationen aus dem Handelsregister, dem Schuldnerverzeichnis 
und dem Verzeichnis über private Insolvenzen. Zweck ist es, die Zahlungsfä-
higkeit des Antragstellers zu überprüfen, um Kosten – insbesondere für die 
Gemeinschaft unserer Kunden – zu vermeiden, die bei Zahlungsunfähigkeit 
eines Kunden entstehen. Wir holen diese Auskunft selbst ein oder bedienen 
uns dazu einer Auskunftei.

2.  Die an uns übermittelten Angaben beziehen sich konkret auf das Zahlungs-
verhalten des Antragstellers in dessen Vergangenheit. Die Auskunftei erfasst 
dabei u.a. folgende Merkmale: Name, Titel, Adresse, Geburtsdatum sowie ei-
desstattliche Versicherungen, Mahnbescheide, Haftanordnungen, Insolvenzen, 
Erledigungsvermerke, Sperrungen, erlassene Vollstreckungsbescheide und 
Zwangsvollstreckungsaufträge aufgrund von Titeln.

3.  Zur Einschätzung des Risikos von künftigen Zahlungsausfällen erstellt eine 
Auskunftei für uns außerdem eine Prognose zur Einschätzung der zukünftigen 
Zahlungsfähigkeit des Antragstellers. Dazu wird von der Auskunftei auf der 
Grundlage bewehrter mathematisch-statistischer Analyseverfahren und unter 
Einbeziehung von Erfahrungswerten über vergleichbare Verbrauchergruppen 
ein einzelner Scorewert gebildet, welcher dem Versicherer eine Einschätzung 
hinsichtlich der zukünftigen Zahlungsfähigkeit des Antragstellers ermöglicht. 
Die Scorewert-Ermittlung erfolgt über Berechnung von Durchschnittsgrößen 
und Wahrscheinlichkeitswerten für Vergleichsgruppen, die ähnliche Merkmale 
aufweisen wie der Antragsteller, wobei die zu Grunde liegenden Informationen 
beispielsweise aus öffentlich zugänglichen Quellen und aus Wohnort- und Ge-
bäudedateien entnommen werden. Ähnliche Methoden nutzt man seit langem 
in der Markt- und Meinungsforschung, um z. B. Wahlergebnisse zu prognosti-
zieren. Damit Verwechslungen hinsichtlich der Person des Antragstellers oder 
Kunden vermieden werden, ist es erforderlich, den Namen, die Anschrift und 
ggf. das Geburtsdatum an die Auskunftei weiter zu geben. 

4.  Nach dem Bundesdatenschutzgesetz haben Sie einen Anspruch darauf, 
auf Antrag über alle zu Ihrer Person gespeicherten Daten und ihre Herkunft 
sowie über die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, an die die Daten 
weitergegeben werden, und den Zweck der Speicherung informiert zu wer-
den. Der Anspruch besteht sowohl gegenüber uns als Versicherer als auch 
gegenüber der von uns eingeschalteten Auskunftei. Die Auskünfte und weitere 
Erläuterungen zu den angewandten Verfahren erhalten Sie beim betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten des Versicherers und der Auskunftei. 

 Zurzeit arbeiten wir mit folgender Auskunftei zusammen: 

 - InFoScore Consumer Data GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden.
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